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EDITORIAL

Informations� ut, Interessenvertretung 
und das Selbstverständnis des DDIV

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

sehen Sie sich auch einer zunehmen-
den Informationsflut ausgesetzt? 
Haus- und Immobilienverwaltungen 
haben es mit immer mehr gesetz-
lichen Regelungen und Anforde-
rungen, aber auch mit neuen oder 
veränderten Angeboten zahlreicher 
Branchen-Dienstleister zu tun, die 
letztlich den Wohnungseigentümern 

zugutekommen sollen. Wir stehen nahezu täglich vor Verän-
derungen auf vielen Ebenen. Um all dies verfolgen, bewerten, 
aber auch um im Vorfeld aktiv werden zu können, bedarf 
es eines Filters oder eines Warnmelders. Der Dachverband 
Deutscher Immobilienverwalter und seine Landesverbände 
übernehmen diese Funktion und bauen Ihre Interessenver-
tretung in Bund und Ländern kontinuierlich aus. Die letzten 
Jahre haben diese Notwendigkeit nur allzu deutlich gezeigt. 
Der DDIV ist für Verwalter der anerkannte Partner in Medien, 
Politik und Wirtschaft. Erst kürzlich las ich in einem Beitrag der 
„Immobilienwirtschaft“, dass der einem Verband vorstehende 
Thomas Meier diesen nicht als politische Interessenvertretung 
versteht, sondern vielmehr Wert auf einen „außergewöhnlich 
offenen und herzlichen Erfahrungsaustausch unter Kollegen“, 
verbunden mit einem „echten Gefühl“ legt. Gut und schön, 
aber das reicht nicht für die Zukunft! Vielmehr gilt es, unsere 
Belange aktiv zu vertreten gegenüber Dienstleistern, Politik 
und Medien. Zur Not auch einmal „klare Kante“ zeigen.  

Wie weit wären wir denn heute beispielsweise bei den Min-
destanforderungen für Verwalter, der Einsichtnahme ins 
automatisierte Datenbankgrundbuch, der Finanzierung und 
Förderung für WEG bei energetischer Sanierung und alters-
gerechtem Umbau, wenn es keine Interessenvertretung, 
keinen entschlossenen DDIV gäbe? Wer steht für Ände-
rungen am Mindestlohngesetz ein? Warum gibt es endlich 
eine Fachzeitschrift und einen DDIVnewsletter, die über 
zehntausende Leser erreichen? Warum verlegen wir denn 
ein Beiratsmagazin? Doch nur um unsere Interessen, unsere 
Branche zu vertreten. Aber auch um mit Nachdruck darauf 
hinzuweisen, was wir eigentlich leisten, welche gesamtge-
sellschaftliche Verantwortung wir tragen – und dass wir als 
Verwalter nicht Fußabtreter unserer Eigentümer sind. 
Deshalb brauchen wir einen starken Interessenverband! 
Und dieser steht fest auf dem Fundament der Mitgliedsun-
ternehmen unserer Landesverbände. Gemeinsam packen 
wir die Zukunft an!

Ein moderner Verband braucht daher Fokussierung, Inno-
vation, Themen-Setting und neue Plattformen. Wir brau-
chen aber auch unbequeme Wahrheiten; müssen Defi zite 
klar benennen. Nur so haben wir einen richtungsweisen-
den Kompass.

Außerordentlich freue ich mich daher, dass wir nunmehr be-
reits das 3. Branchenbarometer vorlegen können, demzu-
folge über 70 Prozent der befragten Unternehmen in diesem 
Jahr eine Erhöhung ihrer Vergütungssätze im Bestand und bei 
neu zu akquirierenden Objekten planen. So langsam zeichnet 
sich ein Umdenken und mehr Qualitätsbewusstsein in unse-
rer Branche ab. Wie weit dieses geht, lesen Sie in DDIVaktuell
4/15 – also üben Sie sich noch ein wenig in Geduld. Auch 
der Wettbewerb „Immobilienverwalter des Jahres“ hat 
begonnen. Unter dem Motto „Erfolgreiche Kundenbindung 
und Neukundengewinnung in Immobilienverwaltungen – 
wie aus Eigentümern Fans werden!“ können Sie sich bewer-
ben und Ihre Qualität zeigen. Für außerordentliche Qualität 
steht auch der 23. Deutsche Verwaltertag in Berlin. Einmal 
mehr schultern wir zukunftsweisende Themen, machen Sie fi t 
für die Praxis, bieten die bundesweit größte Fachausstellung 
sowie ein buntes Rahmenprogramm und einen tollen Fest-
abend. Überzeugen Sie sich selbst, die Einladung liegt dieser 
Ausgabe bei.
Und wenn dies Ihrer Meinung nach alles für den DDIV spricht 
und auch Ihre Verwaltung für Qualität steht, sollten Sie wie 
weit über 1 800 andere Unternehmen auch, Mitglied wer-
den! Sie alle sind uns wichtig! Wir alle sollten unsere Zukunft 
gemeinsam in die Hand nehmen! 

Ihr Steffen Haase

Beilagenhinweis für diese Ausgabe:
 ■ Einladung zum 23. Deutschen Verwaltertag
 ■ Ausschreibung zum Immobilienverwalter 
des Jahres

DDIVAKTUELL 
LESERUMFRAGE

Unterstützen Sie uns, 
nehmen Sie teil. Einfach 
online und noch bis zum 

15.05.2015 unter: 
www.ddiv.de/Umfrage
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Hier wächst Innovation.

Was wäre, wenn Fassadendämmung einfach nachwachsen würde?

Nachwachsend, nachhaltig, natürlich. Das ist unsere neue Generation der Wärmedämmung. Dieses revolutionäre Dämmsystem 

basiert auf Hanf, einer der ältesten Nutzpflanzen der Welt. Die Nachhaltigkeit ist umfassend – die Dämmplatte besteht aus natürlichen 

Rohstof fen, die während ihres Wachstums erhebliche Mengen CO² binden und gut recycelbar sind. Produkteigenschaften wie

hohe Dif fusionsof fenheit oder verbesserter Schall- und Hitzeschutz werden Sie ebenfalls überzeugen. 

Erfahren Sie mehr zu dieser innovativen Wärmedämmung für eine gute Zukunft unter www.caparol.de/hanfdaemmung

CAP150024_AZ_Hanf_Hier_waechst_Innovation_DBZ_210x297.indd   1 24.02.15   14:02
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Einladung zum 
Gesetzesverstoß

Die Mietpreisbremse kommt. Voraussichtlich noch vor der Sommerpause. Kompromiss oder immer-

hin erster Schritt? Welchen Einfluss hat sie auf die im Koalitionsvertrag formulierte Amortisation von 

energetischen Sanierungsmaßnahmen, und droht eine Prozesswelle wegen überhöhter Mieten? Die 

Einschätzung der Mietrechtsnovellierung aus Sicht des Deutschen Mieterbundes, im Interview mit 

Direktor Lukas Siebenkotten.

Interview: Martin Kaßler

Herr Siebenkotten, es herrscht die Meinung 
vor, bei der Mietpreisbremse handele es sich 
eher um einen politischen Spielball als um 
eine nachhaltige Maßnahme. Sehen Sie die-
se Gefahr auch; ist der Mieterbund mit dem 
ausgehandelten Kompromiss zufrieden?
Wir sind froh, dass die Mietpreisbremse 
kommt, dass die Politik unsere Forde-
rungen nach einer Begrenzung der Wie-

dervermietungsmieten aufgegriffen hat. 
Natürlich ist die Mietpreisbremse kein All-
heilmittel gegen alle aktuellen Probleme 
auf den Wohnungsmärkten. Sie ist aber 
ein sinnvolles Instrument zur Bekämp-
fung der teilweise absurd hoch steigen-
den Mieten, die Mieter beim Abschluss 
eines neuen Mietvertrages in Großstäd-
ten, Ballungsgebieten und Universitäts-

städten zahlen müssen. Hier liegen die 
so genannten Wiedervermietungsmieten 
im Durchschnitt 30 oder 40 Prozent und 
mehr über den ortsüblichen Vergleichs-
mieten, also den Durchschnittsmieten, die 
Mieter in bestehenden Mietverhältnissen 
zahlen müssen. Diese Tatsachen und Pro-
bleme hat auch die Politik erkannt. Alle im 
aktuellen Bundestag vertretenen Parteien Fo
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haben im letzten Bundestagswahlkampf 
angekündigt, diese Mietpreise zu brem-
sen, auch Bundeskanzlerin Angela Merkel 
sowie CDU und CSU. Wenn dann 15 Mo-
nate nach einer entsprechenden Vereinba-
rung im Koalitionsvertrag die Inhalte einer 
gesetzlichen Regelung endgültig festgelegt 
sind und ein politischer Kompromiss zwi-
schen den Koalitionsfraktionen gefunden 
ist, dann kann aus meiner Sicht bei der 
Mietpreisbremse nicht von einem „politi-
schen Spielball“ die Rede sein.

Natürlich haben wir als Deutscher Mieter-
bund auch Kritik an der konkreten Aus-
gestaltung dieser Mietpreisbremse. Wir 
hätten uns eine flächendeckende Lösung 
gewünscht. Jetzt müssen erst die Länder 
Verordnungen erlassen und Städte und 
Gemeinden festlegen, in denen künftig 
der Mietpreisanstieg abgebremst werden 
soll. Zur Umsetzung dieser Verordnungen 
stellt der Bund komplizierte Regelungen 
auf und verlangt ausufernde Begründun-
gen. Das wird dazu führen, dass wir in 
den 16 Bundesländern einen Flickentep-
pich unterschiedlicher Regelungen und 
Lösungen vorfinden werden. Daneben 
wird aus unserer Sicht der Grundsatz der 
Mietpreisbremse, wonach die Wiederver-
mietungsmiete höchstens 10 Prozent über 
der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen 
darf, zu oft durchlöchert. Es gibt zu viele 
Ausnahmen. Der Neubau ist vollständig 
ausgenommen, für grundsanierte Woh-
nungen gilt die Mietpreisbremse ebenfalls 
nicht, die im letzten Mietvertrag gefor-
derte Miete darf künftig weiter verlangt 
werden – egal, wie hoch sie war – usw. Ein 

besonderes Ärgernis für uns ist aber, dass 
Vermieter keinerlei Sanktionen fürchten 
müssen, wenn sie künftig überhöhte Mie-
ten fordern und vereinbaren. Das ist eine 
Einladung, gegen das Gesetz zu verstoßen. 
Hier muss nachgebessert werden, spätes-
tens bei der Umsetzung der zweiten Miet-
rechtstranche in dieser Legislaturperiode.

Teilen Sie die Meinung, dass mit der Miet-
preisbremse neuer Zündstoff für Strei-
tigkeiten zwischen Mieter und Vermieter 
geschaffen wird, zum Beispiel, wenn der 
neue Mieter Auskunft über die Vormiete 
verlangt?
Ja und nein. Zunächst einmal bringt es 
jedes neue Gesetz und jede neue gesetz-
liche Regelung mit sich, dass auch neue 
Streitpunkte entstehen können. Verbän-
de und Gesetzeskritiker neigen dazu, diese 
Probleme hochzuspielen oder zu über-
schätzen. Sieht man sich die Entwicklung 
der mietrechtlichen Verfahren vor den 
Amts- und Landgerichten in den letzten 
15 Jahren an, dann sind die Prozesszahlen 
trotz verschiedener Mietrechtsänderun-
gen allen Unkenrufen zum Trotz nicht 
gestiegen. Eher im Gegenteil, die Zahl der 
Mietrechtsverfahren ist zuletzt auf rund 
275 000 Verfahren im Jahr gesunken. Von 
Prozesslawinen und Arbeitsbeschaffungs-
programmen für Anwälte kann also keine 
Rede sein, wenn Mietrechtsänderungen 
verabschiedet werden.
Unabhängig davon halten wir die Rechts-
folgen-Regelung hier allerdings für pro-
blematisch. Danach kann der Mieter nur 
dann die Reduzierung der Miete verlan-
gen, wenn er einen Verstoß gegen das 

Lukas Siebenkotten, 
Bundesdirektor Deut-
scher Mieterbund e.V.
Der Jurist war von 1995 

bis 1999 Bürgermeister der 
nordrhein-westfälischen 
Stadt Willich. Zuvor war 
er dort als Beigeordneter 

tätig. Seit 2000 arbeitete er 
als Rechtsanwalt in Krefeld 
und übernahm 2008 sein 
Amt im Deutschen Mie-

terbund. Gleichzeitig ist er 
Geschäftsführer des DMB-

Verlages, Chefredakteur der 
MieterZeitung und verant-
wortlich für den Inhalt der 
Informationsbroschüren 
und des Mieterlexikons 

sowie Vorstandsmitglied 
der DMB Rechtsschutz-
Versicherung. Er gehört 
dem Verwaltungsrat des 

Verbraucherzentrale Bun-
desverbandes (vzbv) an und 
ist seit 2012 dessen Vorsit-
zender. Gleichzeitig ist er 
Vorstand der Deutschen 

Stiftung Verbraucherschutz.

Ist Immobilienverwaltung Ihr Thema? 
Gut, unseres ebenfalls.
Das Service-Angebot des Marktführers im Bereich Wohnungswirtschaft 
basiert auf hochwertigen technischen Lösungen, einem online-basierten Portal 
zur Finanzierungsanfrage innerhalb von 24 Stunden sowie einer ganzen 
Reihe kompetenter und zentraler Services, die Ihnen das Leben in der 
Fremd bestandsverwaltung leichter machen. Ergänzt um attraktive Anlage-
möglichkeiten: Die Profilösung zum wirklich günstigen Preis.

www.aareal-bank-fuer-verwalter.com

möglichkeiten: Die Profilösung zum wirklich günstigen Preis.

www.aareal-bank-fuer-verwalter.com

Alles aus einer 

Hand. Kompetent, 

konsequent 

und komplett.

Viele unserer Spezialisten 
sind selbst Mieter. 
Wir wissen also, was Mieter 
glücklich macht.
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Mietpreisbremsengesetz erfolgreich ge-
rügt hat. Diese Rüge muss alle Tatsachen 
enthalten, auf denen die Beanstandung 
der vereinbarten Miete beruht. Da der 
Mieter viele Tatsachen gar nicht kennt 
bzw. gar nicht kennen kann, muss er vor-
her Auskünfte beim Vermieter einholen, 
beispielsweise wie hoch die Vormiete war, 
ob, wann und mit welchem Ergebnis mo-
dernisiert wurde usw. Viel komplizierter 
geht es gar nicht mehr. Ich fürchte, diese 
Regelung wird viele Mieter davon abhal-
ten, ihre Rechte überhaupt geltend zu ma-
chen und durchzusetzen.

In vielen Städten und Gemeinden fehlen 
Mietspiegel. Das könnte zu einem Problem 
bei der Bestimmung der Gebiete mit ange-
spannter Wohnlage bzw. der ortsüblichen 
Vergleichsmiete führen. Sehen Sie die Not-
wendigkeit eines verpflichtenden qualifi-
zierten Mietspiegels? Welche Auswirkung 
hätte dies auf die Mietpreisbremse und die 
Kommunen? Ist der Mietspiegel überhaupt 
ein geeigneter und praktikabler Maßstab 
für die Umsetzung der Mietpreisbremse?
Mietpreisbremse bedeutet im Grund-
satz, die Miete darf beim Abschluss ei-
nes neuen Mietvertrages nicht mehr als 
10  Prozent über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete liegen. Der Begriff der orts-

üblichen Vergleichsmiete ist ja nicht neu. 
Seit Jahrzehnten gilt, dass in bestehenden 
Mietverhältnissen die Miete immer nur bis 
zur ortsüblichen Vergleichsmiete angeho-
ben werden darf. Obwohl es diese Rege-
lung seit den 70er-Jahren gibt, Rechte 
und Pflichten rund um die Mieterhöhung 
in etwa 20 Millionen Mietverhältnissen 
auf diesem Begriff der Vergleichsmie-
te fußen, gibt es jetzt plötzlich Kritik an 
diesem System, weil die Vergleichsmie-
te auch als Grundlage für die Mietpreis-
bremse genutzt wird. Das muss man nicht 
verstehen – erst recht nicht, wenn man 
berücksichtigt, dass die Mietpreisüberhö-
hungs-Regelung des § 5 Wirtschaftsstraf-
gesetz ebenfalls an eine Überschreitung 
der ortsüblichen Vergleichsmiete an-
knüpft. Auch diese Regelung gibt es jetzt 
seit 40 Jahren.
Die Anknüpfung an die ortsübliche Ver-
gleichsmiete und damit vielfach die 

Anknüpfung der Mietpreisbremse an ört-
liche Mietspiegel ist in Ordnung. Zurzeit 
gibt es in 554 Städten und Gemeinden 
ab 10 000 Einwohner einen Mietspiegel. 
Wir würden uns eine noch größere Ver-
breitungsdichte wünschen. Das wird aber 
nur möglich sein, wenn das Aufstellen ei-
nes Mietspiegels für Gemeinden ab einer 
bestimmten Einwohnerzahl obligatorisch 
wird. Die Umsetzung dieser Forderung 
scheitert bisher regelmäßig an den Städ-
ten und Gemeinden. Dies wird erst recht 
so sein, wenn den Gemeinden auferlegt 
würde, qualifizierte – also relativ teure – 
Mietspiegel erstellen und alle zwei Jahre 
überarbeiten zu lassen. Deshalb war aus 
meiner Sicht der Versuch, die Mietpreis-
bremse an das Vorhandensein qualifizier-
ter Mietspiegel zu binden, nichts anderes 
als der Versuch, gesetzliche Regelungen 
zur Mietpreisbremse auf den Sankt-Nim-
merleins-Tag zu verschieben.

Zurzeit gibt es lediglich in 554 Städten 

und Gemeinden ab 10 000 Einwohner 

einen Mietspiegel. Fo
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Mietspiegel?

Sprechen Sie uns an: 
Telefon: 030 / 2125-2662 
E-Mail: immobilien@ibb.de
www.ibb.de/wohnen_modernisieren

Energetische Gebäudesanierung für Vermieter und Investoren.
Mit unseren passenden Finanzierungslösungen fördern wir Sie bei der Modernisierung 
oder Sanierung Ihrer Immobilie in Berlin – gerne auch in Kombination mit Ihrer Hausbank. 
Unsere Berater freuen sich auf ein Gespräch.

 Für ausgewählte 

Produkte bieten wir 

Ihnen besondere Zinsvorteile!

141021_IBBanz_ddiv_210x148.indd   1 09.09.14   09:20



Die Fragen der ortsüblichen Vergleichs-
miete, des Mietspiegels und des qualifi-
zierten Mietspiegels müssen im Rahmen 
der zweiten Mietrechtstranche diskutiert 
und angepackt werden. Wir gehen diese 
Themen völlig ergebnisoffen an.

Rechnen Sie noch mit der Umsetzung des 
Koalitionsvertrages hinsichtlich der Amor-
tisierung der Kosten nach Modernisierung? 
Wenn ja, wie könnte aus Sicht des Mieter-
bundes eine befriedigende Lösung aussehen?
Die Fragen der Gebäudeeffizienz, der 
energetischen Modernisierung und hier 
vor allem die Frage, wie deren Kosten 
sozial gerecht aufgeteilt werden können, 
werden uns mit Sicherheit in dieser Legis-
laturperiode noch beschäftigen.
Eine energetische Vollsanierung, die 
200 Euro pro Quadratmeter kostet, führt 
nach der derzeitigen gesetzlichen Rege-
lung zu einer monatlichen Mieterhöhung 
von 1,83 Euro pro Quadratmeter. Bei 
einer Durchschnittsmiete von 6,28 Euro 

entspricht dies einer Mietsteigerung von 
knapp 30 Prozent. Eine derartige Mieter-
höhung ist auch nicht ansatzweise über 
eingesparte Heizkosten zu finanzieren. 
Bei durchschnittlichen Heizkosten von 
1,20 Euro pro Quadratmeter und einem 
Einspareffekt aufgrund der energeti-
schen Modernisierung von angenommen 
50 Prozent spart ein Mieter 0,60 Euro pro 
Quadratmeter. Dafür zahlt er 1,83 Euro 
Mieterhöhung.
Dieses Problem hat auch die CDU/CSU-
SPD-Koalition erkannt. Im Koalitionsvertrag 
ist eine Absenkung der Modernisierungs-
umlage von 11 auf 10 Prozent vereinbart 
und eine Begrenzung der Modernisie-
rungsumlage auf die Amortisationszeit. Die 
Koalitionsvereinbarung zeigt in die richtige 
Richtung. Die Mietsteigerungen nach ener-
getischer Modernisierung dürfen nicht im 
bisherigen Umfang den Mietern auferlegt 
werden. Hier besteht Handlungsbedarf. 
Wir als Deutscher Mieterbund favorisieren 
aber einen etwas anderen Lösungsansatz. 

Danach sollte die Regelung des § 559 BGB 
(11-Prozent-Umlage) ersatzlos gestrichen 
werden. Im Ergebnis müssen die Mieten für 
modernisierte Wohnungen über die orts-
übliche Vergleichsmiete definiert werden. 
Dazu muss beispielsweise der Mietspiegel 
den energetischen Zustand der Wohnung 
wiedergeben. Bis das der Fall ist, brauchen 
wir eine Übergangsregelung für etwa 5 bis 
7 Jahre. Hier könnte sich der Umfang der 
Mieterhöhung am Erfolg der energetischen 
Maßnahme, das heißt an den eingesparten 
Heizkosten, orientieren. Darüber hinaus 
kann man dann immer noch darüber re-
den, ob zusätzlich ein bestimmter Zuschlag 
gezahlt werden muss. Theoretisch denkbar 
und die vielleicht einfachste Lösung wäre 
es, die Modernisierungsumlage von 11 Pro-
zent auf beispielsweise 5 oder 6 Prozent zu 
senken. Die derzeitige Regelung, die eine 
Umlage von 11 Prozent der Kosten auf 
die Jahresmiete vorsieht, stammt aus einer 
Zeit, als die Finanzierungskosten für Mo-
dernisierungsmaßnahmen 8 oder 9 Prozent 

Sprechen Sie uns an: 
Telefon: 030 / 2125-2662 
E-Mail: immobilien@ibb.de
www.ibb.de/wohnen_modernisieren

Energetische Gebäudesanierung für Vermieter und Investoren.
Mit unseren passenden Finanzierungslösungen fördern wir Sie bei der Modernisierung 
oder Sanierung Ihrer Immobilie in Berlin – gerne auch in Kombination mit Ihrer Hausbank. 
Unsere Berater freuen sich auf ein Gespräch.

 Für ausgewählte 

Produkte bieten wir 

Ihnen besondere Zinsvorteile!
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betrugen. Bei dem heutigen Zinsniveau ist 
eine 11-Prozent-Umlage auch nicht mehr 
ansatzweise zu rechtfertigen.

Viele Eigentümer befürchten, dass sich ihre 
Investition/ihre Altersvorsorge vor dem 
Hintergrund immer neuer rechtlicher Rege-
lungen nicht mehr rechnet. Teilen Sie diese 
Befürchtung?
Nein. Wer in den Wohnungsbau inves-
tiert, Mietwohnungen baut, insbesondere 
im städtischen Bereich, kann nach wie vor 
mit attraktiven Renditen rechnen. Oder 
anders ausgedrückt, wo sind die Alterna-
tiven? Nach einer Studie der Deutschen 
Bank (1/2015) lag auch im Jahr 2014 die 
durchschnittliche Mietrendite sowohl für 
Wohnungen im Bestand als auch für Neu-
bauwohnungen über den Werten einer 
zehnjährigen Bundesanleihe und über 
der DAX-Dividenden-Rendite. Das ist mit 
einer Ausnahme (DAX 2010) schon seit 
über zehn Jahren so. Problematisch für 
Immobilieninvestitionen bzw. die Immo-
bilienbranche sind nicht einzelne miet-
rechtliche Änderungen und Korrekturen. 
Schwerwiegender mögen sich da schon 
Vorgaben der öffentlichen Hand auswir-
ken, wie beispielsweise Anforderungen an 
den Wohnungsneubau oder Steuererhö-
hungen durch Land und Gemeinde.
Entscheidend ist aber letztlich die Entwick-
lung der Nachfrage nach Wohnungen. Zu-
mindest für die nächsten Jahre dürfte es 
dabei bleiben, dass nicht nur in Großstäd-
ten, Ballungsgebieten und Universitäts-
städten hunderttausende von Wohnungen 
fehlen. Angespannte Wohnungsmärkte 
gibt es auch in den so genannten Mittel-
städten, den Städten in der zweiten Reihe. 
Hier überall lohnen Investitionen in den 
Wohnungsbau nach wie vor.

Wo sehen Sie die größten Defizite im Ver-
hältnis von Mieter und Eigentümer? Sind 
Sie der Auffassung dass die rechtliche 
Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen 
Mieter und Vermieter ausgewogen ist? Wo 
sehen Sie Verbesserungsbedarf?
Wir haben in Deutschland ein sozial aus-
gewogenes und gerechtes Mietrecht. Das 
schließt nicht aus, dass punktuell Miet-
rechtsänderungen bzw. -verbesserungen 
erforderlich sind. Das gilt für Fragen der 

energetischen Modernisierung genauso 
wie für die Fragen der Mietpreisbremse 
oder der Umsetzung des Bestellerprinzips 
bei der Wohnungsvermittlung. Hier frage 
ich mich, wie man allen Ernstes dagegen 
Sturm laufen kann, dass der Gesetzge-
ber einen in der Wirtschaft völlig unbe-
strittenen Grundsatz – „Wer bestellt, der 
zahlt.“ – auch für Makler bei der Vermitt-
lung von Mietwohnungen realisiert. Dane-
ben sollte die Bundesregierung aber auch 
noch eine Reihe weiterer Mietrechtsände-
rungen in dieser Legislaturperiode auf den 
Weg bringen. Einige der erforderlichen 
Korrekturen sind bereits im Koalitionsver-
trag aufgelistet. Uns geht es vor allem um 
folgende Punkte:
§ 5 Wirtschaftsstrafgesetz muss so geändert 
werden, dass die Regelung wieder greift. 
Das bedeutet, die Nachweispflichten für 
Mieter müssen abgesenkt werden.
Wie bereits angesprochen, gehört das The-
ma „ortsübliche Vergleichsmiete“ auf den 
Tisch. Hier geht es um Fragen des Miet-
spiegels, Anforderungen an Mietspiegel aus 
energetischer Sicht, vor allem aber auch um 
die Vergleichsmiete selbst, die auf eine brei-
tere Basis gestellt werden muss.
Außerdem sollte die tatsächliche Wohn-
fläche Grundlage für Rechtsansprüche, 
beispielsweise aus Betriebskostenabrech-
nungen, Mieterhöhungen oder Mietfestset-
zungen, sein. Letztlich ist eine gesetzliche 
Klarstellung erforderlich, da bisher die im 
Mietvertrag genannten Wohnflächen ent-
scheidend sind und nach der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs erst dann 
auf die tatsächliche Mietfläche abgestellt 
werden kann, wenn Abweichungen von 
mehr als 10 Prozent vorliegen. 
Auch beim Kündigungsschutz sehen wir 
Nachbesserungsbedarf. Die Rechtsfolgen 
bei Zahlungsverzug des Mieters müssen an-

gepasst werden. Bisher kann dem Mieter bei 
einem Mietrückstand von zwei Monatsmie-
ten fristlos gekündigt werden. Er kann die 
Folgen der Kündigung aber heilen, wenn er 
bis zum möglichen Räumungsprozess den 
Rückstand ausgleicht. Hat der Vermieter 
neben der fristlosen Kündigung gleichzeitig 
die ordentliche Kündigung mit Kündigungs-
frist ausgesprochen, gibt es hierfür keine 
Heilungsmöglichkeit. Das bedeutet, wenn 
der Mieter den Mietrückstand ausgleicht, 
entfällt die fristlose Kündigung, die ordent-
liche Kündigung aber bleibt. 
Nachdem die Rechtsprechung, insbeson-
dere der Bundesgerichtshof, die Anforde-
rungen an eine Vermieterkündigung wegen 
eines berechtigten Interesses, zum Beispiel 
Eigenbedarf, immer stärker aufweicht, muss 
auch hier nachjustiert werden. Künftig soll 
bei den Kündigungsgründen klargestellt 
werden, dass eine Kündigung nur dann 
möglich ist, wenn auf Seiten des Vermieters 
oder eines berechtigten Dritten tatsächlich 
Wohnbedarf besteht und die gekündigte 
Wohnung dauerhaft zu Wohnzwecken ge-
nutzt werden soll.

Vor dem Hintergrund der stetig wachsen-
den Anforderungen an den Verwalter: Hal-
ten Sie es noch für angemessen, dass für den 
Beruf des Immobilienverwalters keine Min-
destanforderungen bestehen?
Nein, für den Beruf des Immobilien-
verwalters  – übrigens auch den des 
Immobilienmaklers – braucht es Mindest-
anforderungen und konkrete Vorgaben. 
Wir sind hier für die Einführung eines 
Sachkundenachweises und für eine Versi-
cherungspflicht. Ich bin optimistisch, dass 
auch diese Fragen in dieser Legislaturperi-
ode geklärt werden. Immerhin steht auch 
das im Koalitionsvertrag von CDU/CSU 
und SPD.

Wer in den Wohnungsbau investiert, 

Mietwohnungen baut, insbesondere im 

städtischen Bereich, kann nach wie vor 

mit attraktiven Renditen rechnen.
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Aufzugsicherheit
Neue Betriebssicherheitsverord-

nung ab Juni 2015 in Kraft

Die novellierte Betriebssicherheitsver-
ordnung enthält zahlreiche Neuerungen, 
die Auswirkungen auf den Betrieb von Auf-
zugsanlagen haben. Sie betrifft so genannte 
„überwachungsbedürftige Aufzugsanla-
gen“, also alle Aufzüge zur Personenbeför-
derung wie Personen-, Lasten-, Bauaufzüge 
und Paternoster. Aufzugsanlagen ohne 
Personenbeförderung sind als Arbeitsmittel 
defi niert. Die Neuerungen beziehen sich 
hauptsächlich auf Hauptprüfungsintervalle, 
deren Dokumentation und Nachweis, be-
reitzustellen Kommunikationssysteme und 
Notfallpläne. DDIVaktuell wird über alle 
relevanten Änderungen in Ausgabe 4/15 
berichten.

Wohngelderhöhung

Ab 2016 soll das Wohngeld für Arbeitslose, Rentner und Geringver-
diener erhöht werden und an die Entwicklung der Einkommen, Warm-
mieten und Nebenkosten angepasst werden. Das Bundeskabinett hat den 
Entwurf von Bundesbauministerin Barbara Hendricks verabschiedet, die 
parlamentarischen Beratungen im Deutschen Bundestag sollen noch vor 
der Sommerpause zum Abschluss gebracht werden, so der Stand bei Re-
daktionsschluss. Bisher lag das Wohngeld-Budget von Bund und Ländern 
bei 845 Millionen Euro, ab 2016 sollen es 1,43 Milliarden Euro sein, von 
denen 870 000 Haushalte zukünftig profi tieren. Die Bundesregierung legt 
in ihrer Haushaltsplanung u. a. mit diesem Schritt einen Schwerpunkt auf 
Investitionen in Klimaschutz und bezahlbares Wohnen. Im Zukunftsinves-
titionsprogramm der Bundesregierung sind in den Jahren 2016 bis 2018 
insgesamt 859 Mio. Euro insbesondere für Klimaschutz und Stadtentwick-
lung vorgesehen.

Bundeskabinett beschließt 

Bestellerprinzip

Bundesrat und Bundestag müssen noch zustimmen.

Makler sammeln Geld für BGH-Klage

5 Prozent mehr für „Energieeffi zient Sanieren“

KfW erhöht Tilgungszuschüsse

Die Tilgungszuschüsse für alle KfW-Effi zienzhaus-Stan-
dards wurden um 5 Prozent erhöht. Kreditnehmer können 
nun von der KfW zusätzlich zu einem verbilligten Zinssatz je 
nach Effi zienzhaus-Standard bis zu 22,5 Prozent Tilgungszu-
schuss erhalten. Gleichzeitig besteht von nun an bei För-
derzusage in den Investitionsprogrammen ein verbindlicher 
Anspruch auf einen Baubegleitungszuschuss für Bauherren 
von 50 Prozent (max. 4.000 Euro) der Kosten für die Fachpla-
nung und Baubegleitung durch einen unabhängigen Experten 
(www.energie-effi zienz-experten.de).

Gegen die Einführung des Bestellerprinzips will die Makler-
vereinigung BVFI gerichtlich vorgehen. Geplant ist eine Klage 
vor dem Bundesgerichtshof, aber auch die Durchsetzung eines 
einstweiligen Rechtsschutzes gegen die neue Regelung sowie eine 
Überprüfung, ob das Gesetz gegen EU-Recht verstößt. Zur Fi-
nanzierung der Prozesskosten von bis zu 100.000 Euro haben die 
Initiatoren nun zu Spenden aufgerufen. Der IVD hat bereits beim 
Bundespräsidenten einen Aufschub des Inkrafttretens gefordert 
und ein Gutachten erstellt, nach dem das Bestellerprinzip verfas-
sungsrechtliche Mängel aufweist.



Beileger
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Zukunft Wohnen 2050

Im Rahmen der vom Bundesarbeitskreis 
Altbauerneuerung (BAKA) im März 2015 in 
Berlin organisierten Veranstaltung diskutier-
ten Politik, Immobilienwirtschaft und Praxis 
aktuelle Herausforderungen auf dem Woh-
nungsmarkt. Neben gdw-Präsident Axel 
Gedaschko, der u. a. die übergreifende Frage 
stellte, ob es ein sozialverträgliches Vermie-

DDIV beim Kolloquium

WEG und Verwalter stärker fördern

ten vor dem Hintergrund hoher Baukosten 
überhaupt noch geben könnte, vertrat DDIV-
Geschäftsführer Martin Kaßler die Positionen 
von WEG und Verwalterwirtschaft.
Bis 2030 werden acht Millionen Menschen in 
Deutschland über 80 Jahre alt sein, doppelt 
so viele wie heute. 2,9 Millionen altersgerech-
te Wohnungen werden dafür benötigt, was 
einem Investitionsvolumen von umgerechnet 

50 Mrd. Euro entspricht. Doch wer soll diese 
Investitionen  aufbringen?
Der DDIV-Geschäftsführer sieht hier auch 
Bund und Kommunen in der Pflicht. „Es 
reicht nicht aus, ein Programm zum alters-
gerechten Wohnen aufzulegen und dieses 
mit einer Fördersumme von 54 Mio. Euro bis 
2018 auszustatten. Das sind näherungsweise 
0,1 Prozent des Investitionsvolumens.“ Vor 
dem spezifi schen WEG-Hintergrund ist dies, 
auch wenn es ein richtiger Ansatz ist, deut-
lich zu wenig. Gleiches gelte für die neuen 
Förderbedingungen der BAFA zur energeti-
schen Beratung. Auch hier werden die auf-
gerufenen Summen  keine Eigentümer oder 
Verwalter signifikant in die energetische 
Sanierung bringen. „Solange Bund und Län-
der WEG und Verwalter nicht stärker in den 
Fokus rücken, wird die Energiewende im Ge-
bäudebestand an Wohnungseigentümerge-
meinschaften scheitern“, so Kaßler mit seiner 
zentralen Botschaft vor mehr als 200 Gästen.

Expertendiskussion zur Zukunft des Wohnens: Helmut Rehmsen (WDR), Dr. Alexander Renner 
(BMWi), Axel Gedaschko (GdW), Martin Kaßler (DDIV) und Ulrich Zink (BAKA).

„ RWE versteht mich, so wie ich meine Mieter.“
Zufriedene Mieter und weniger Aufwand: als Partner der Wohnungswirtschaft  
kümmert sich RWE um Strom, Wärme, Leerstand und vieles mehr!

DDIV begrüßt stärkere Einbeziehung von Wohnungseigentümer gemeinschaften und 

mahnt weitere Maßnahmen an.

Vielfach hat der DDIV in der 
Vergangenheit darauf gedrängt, Eigen-
tümergemeinschaften stärker in die 
Förderpolitik der Bundesregierung ein-
zubinden. Nun zeigen sich erste Erfolge: 
Das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWi) stellt seit 1.3.2015 
höhere und erweiterte Zuschüsse für 
die Vor-Ort-Beratung in WEG über das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-
kontrolle (BAFA) bereit. 
Laut einer Umfrage von DDIV und 
KfW in 2014 unter Haus- und Immo-
bilienverwaltungen hatten im Vorjahr 
allenfalls die Hälfte der Befragten 
energetische Sanierungen in mindestens 
einem Fall begleitet. Als Gründe für die 
geringe Sanierungsrate in WEG wurden 
neben der schwierigen Finanzierung 
vor allem die Unsicherheit über die 
tatsächlichen Energieeinspareffekte 
bei Wohnungseigentümern angegeben. 

Abhilfe soll nun eine qualifi zierte Ener-
gieberatung leisten, die das Energieeffi -
zienz-Potenzial des Gebäudes ermittelt 
und Maßnahmen aufzeigt, wie eine 
erfolgreiche energetische Sanierung 
gelingen kann.
Eine solche Energieberatung wird nun 
mit höheren Fördersätzen unterstützt. 
So wird im Rahmen der Vor-Ort-
Beratung ein Zuschuss in Höhe von 
60 Prozent der förderfähigen Be-
ratungskosten (maximal 800 Euro 
bei Ein- und Zweifamilienhäusern 
und 1.100 Euro bei Wohnhäusern 
mit mindestens drei Wohneinheiten) 
gewährt. Erweitert wurde das Förder-
programm der BAFA insbesondere für 
WEG. Sie erhalten eine Unterstützung 
von bis zu 500 Euro für die Vorstel-
lung des Energieberaterberichtes in 
einer Eigentümerversammlung oder 
Beiratssitzung. Die neue Richtlinie 
vom 29.10.2014 ist zudem stärker an 

den Bedürfnissen der Praxis ausge-
richtet: Eigentümer können den Inhalt 
des energetischen Sanierungsberichtes 
selbst bestimmen und zwischen einem 
Konzept für eine Komplettsanierung 
zum KfW-Effi zienzhaus oder einem 
Sanierungsfahrplan für eine energe-
tische Sanierung in Teilschritten mit 
aufeinander abgestimmten Einzelmaß-
nahmen wählen.
Der DDIV begrüßt diesen Schritt, ist 
der Meinung, dass ohne eine breit 
angelegte Informationsoffensive bei 
WEG und Immobilienverwaltungen 
weder das BAFA-Programm sich 
durchsetzen wird, noch WEG-Sanie-
rungen vorangetrieben werden. 
Weitere Informationen zu den neuen 
Förderkonditionen erhalten Eigentü-
mer und Verwalter auf der Website der 
BAFA:
www.bafa.de/bafa/de/energie/

energiesparberatung

Erstmalig höhere  Zuschüsse zur Energieberatung
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Nun also doch!
Mietpreisbremse und 

Bestellerprinzip 

beschlossen

Der Bundesrat hat dem 
„Gesetz zur Dämpfung des 
Mietanstiegs auf angespannten 
Wohnungsmärkten und zur 
Stärkung des Bestellerprinzips 
bei der Wohnungsvermittlung“ zugestimmt, zugleich aber Nachbesse-
rung im Wirtschaftsstrafgesetz gefordert. Insbesondere der so genannte 
Wucherparagraph zur Mietpreisüberhöhung (§ 5 Abs. 1 WiStrG) soll 
überarbeitet werden. Erfolgt die Unterzeichnung durch den Bundesprä-
sidenten und anschließende Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt noch 
im April, könnte das Gesetz zum 1. Juni in Kraft treten. Die Bundeslän-
der entscheiden dann durch die Ausweisung der „angespannten Woh-
nungsmärkte“, wo die Mietpreisbremse gelten soll. Mieterhöhungen in 
Ballungsgebieten werden dann – für fünf Jahre befristet – auf höchstens 
zehn Prozent der ortsüblichen Vergleichsmiete begrenzt. Neubauten und 
kernmodernisierte Altbauten sind von dieser Regelung ausgenommen. 
Wer beauftragt, der bezahlt, heißt es nach dem neuen Gesetz für die Ver-
gütung von Maklerleistungen. Kosten für die Vermittlung von Mietwoh-
nungen sind dann von demjenigen zu tragen, der den Makler beauftragt 
hat – also nicht mehr automatisch der neue Mieter. Auswirken kann sich 
dies durchaus auch auf das Tätigkeitsfeld des Verwalters: Sie könnten 
stärker als bisher in der Mietverwaltung gefordert und mit der Suche 
nach geeigneten Nachmietern betraut werden – bei entsprechender 
Zusatzvergütung. Bereits heute sind nach der jüngsten DDIV-Umfrage 
63 Prozent der Verwalter wohnungsvermittelnd tätig – über zwei Drittel 
davon im Rahmen der Mietverwaltung.

„ RWE versteht mich, so wie ich meine Mieter.“
Zufriedene Mieter und weniger Aufwand: als Partner der Wohnungswirtschaft  
kümmert sich RWE um Strom, Wärme, Leerstand und vieles mehr!

Verbraucherschutz 
für WEG
Grundsatzurteil des BGH

Der Bundesgerichtshof hat die umstrit-
tene Frage der Verbraucher eigenschaft 
von Wohnungseigentümergemeinschaf-
ten (WEG) bei Rechtsgeschäften bejaht, 
unabhängig davon, ob sie von einem 
gewerblich tätigen Verwalter vertreten 
wird oder ihr mehrere gewerbliche Ver-
mieter angehören. Sobald der WEG min-
destens ein Verbraucher angehört, trifft 
beim Abschluss eines Rechtsgeschäfts, 
das weder einer gewerblichen noch ei-
ner selbständigen beruflichen Tätigkeit 
dient, die Verbrauchereigenschaft im 
Sinne von § 13 BGB zu. Der Dachverband 
Deutscher Immobilienverwalter (DDIV) 
begrüßt die Klarstellung, weist aber auch 
darauf hin, dass die Entscheidung Auswir-
kungen auf zukünftige und bestehende 
Verträge einer WEG mit Dritten haben 
kann. Formularmäßige Verwalterverträ-
ge fallen somit unter das AGB-Recht. 
Der DDIV empfiehlt die Verwendung 
seiner eigenen Musterverträge, die die 
Verbrauchereigenschaft der WEG bereits 
 berücksichtigen.
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Nachfrage-Boom bei Eigentum
Deutlich mehr Baugenehmigungen in 2014 DDIV sucht die Besten  

der Branche.

Der Neubau von Eigentumswohnungen wächst stärker 
als alle anderen Eigentumsformen in Deutschland: Über 
72 000 neue Wohnungen wurden in diesem Segment ge-
nehmigt, 8,8  Prozent mehr als im Jahr zuvor. Dagegen 
stieg die Zahl aller Baugenehmigungen gegenüber 2014 
um 5,4 Prozent, so das Statistische Bundesamt. Mit knapp 
14 500 Wohnungen mehr als im Vorjahr setzt sich zwar der 
2010 begonnene Aufwärtstrend fort, verliert aber etwas an 
Dynamik. Die Gründe hierfür könnten sowohl in mangelnden 
Anreizen wie erhöhten steuerlichen Abschreibungsmöglich-
keiten für Bauherren zu suchen sein, als als auch in steigen-
den Anforderungen an Neubauten. Zudem wird vielerorts das 
Bauland knapp. Aktuellen Zahlen zufolge können sich rund 
37 Prozent der heutigen Mieter Wohneigentum leisten. Eine 
Ausweisung von zusätzlichem Bauland durch Städte und Ge-
meinden könnte vor allem in Großstädten, Ballungsgebieten 
und Universitätsstädten die Lage auf dem Mietwohnungs-
markt entspannen. Zur Entwicklung der Baugenehmigungen: 
2014 wurde in Deutschland der Bau von 285 000 Wohnun-
gen genehmigt, 5,4 Prozent mehr als im Vorjahr, mit steti-
gem Aufwärtstrend seit 2010. Vor allem Baugenehmigungen 
für Wohnungen in Mehrfamilienhäusern nehmen zu, davon 
56 Prozent für Eigentumswohnungen. Die Zahlen für Ein- und 
Zweifamilienhäuser entwickeln sich dagegen rückläufig.

Ausgezeichnete Leistung wird auch in die-
sem Jahr wieder prämiert. Bis zum 24. Juli 2015 
läuft die Bewerbungsfrist für Anwärter auf den 
Immobilienverwalter des Jahres und die Nach-
wuchsStars, die im Rahmen des 23. Deutschen 
Verwaltertags auf großer Bühne festlich geehrt 
werden.

Für gestandene Verwaltungsunternehmen geht es 
dabei um herausragende Konzepte zur Kundenge-
winnung und nachhaltigen Kundenbindung, beim 
beruflichen Nachwuchs um Bestnoten – allerdings 
mit einer Neuerung: Nicht mehr ausschließlich die 
besten Auszubildenden eines Jahrgangs der DIHK 
werden prämiert, sondern die Besten aus den Rei-
hen der Mitglieder in den DDIV-Landesverbänden. 
Bewerben können sich Auszubildende, die im 
vergangenen oder in diesem Jahr ihre Prüfung mit 
Bestnoten bestanden haben. Auch Ausbilder in den 
Mitgliedsunternehmen können aktiv werden und 
die Bewerbung für den Stolz ihres Hauses einrei-
chen. Weitere Informationen und die Bewerbungs-
unterlagen gibt es online: 
www.immobilienverwalter-des-jahres.de

Jetzt bewerben!

Mehr Fördergeld für kleine KWK-Anlagen
Novellierte Richtlinie setzt Maßnahme aus dem Aktionsprogramm Klimaschutz um.

Mit Beginn des Jahres wurde die Ba-
sisförderung für KWK-Anlagen im kleinen 
Leistungsbereich (bis 20 KWel) verbessert, 
eine Bonusförderung für besonders effizi-
ente Mini-KWK-Anlagen eingeführt und 
die Anwendung der Richtlinie vereinfacht.
Die Fördersätze für kleinere neuerrichte-
te Anlagen werden angehoben, um die 
Wirtschaftlichkeit im kleinsten Leistungs-
segment zu optimieren. Zudem gibt es 
künftig eine Bonusförderung „Wärmeef-
fizienz“ (+ 25 Prozent). 20 KW elektrisch 
entspricht in etwa dem Energiebedarf 
einer Wohnanlage mit 20 – 30 Wohn-

einheiten. Eine weitere Bonusförderung 
„Stromeffizienz“ (+ 60 Prozent) wird Im-
pulse zur beschleunigten Markteinfüh-
rung von Anlagen mit besonders hoher 
Stromeffizienz, z. B. Brennstoffzellen, 
auslösen. So erhöht sich beispielsweise 
die Förderung für eine besonders effizi-
ente Anlage mit 1 Kilowatt elektrischer 
Leistung von 1.500 auf 3.515 Euro. För-
deranträge können beim Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
eingereicht werden. Antragsberechtigt 
sind auch WEGs. Den Antrag stellen kön-
nen Eigentümer, Pächter oder Mieter des 
Grundstückes, auf dem die Anlage er-

richtet werden soll, oder ein beauftragtes 
Energiedienstleistungsunternehmen (Con-
tractor). Sofern der Antrag nicht vom 
Eigentümer/Pächter oder Mieter gestellt 
wird, sondern z. B. vom Verwalter, ist eine 
Vollmacht erforderlich.
Weiterhin unklar ist die steuerliche Be-
handlung von KWK-Anlagen bei Nutzung 
der erzeugten Energie durch Eigentümer 
und Mieter. Nach Auffassung des DDIV 
stellt die Umsatzsteuerpflicht für Strom-
lieferungen aus KWK-Anlagen an Eigentü-
mer und Mieter einer Eigentumswohnung 
eine Unausgewogenheit dar, die Investitio-
nen in innovative Technologien ausbremst.



Bayern fordert Gesetzentwurf der 

Bundesregierung.

EU-Kommissar Oettinger integriert 

auch die Immobilienwirtschaft.

In Brüssel verkündete der EU-Kommissar 
für Digitale Wirtschaft und Gesellschaft 
gegenüber der BID: „Die Digitalisierung 
wird alle Sektoren und Bereiche revolu-
tionieren. Diese Revolution wird vor der 
Immobilie nicht Halt machen. Der digitale 
Anschluss an die Welt muss allgemein ge-
sichert sein, um im privaten und berufli-
chen Leben zukunftsfähig zu bleiben.“

Das Thema trifft die Immobilienwirt-
schaft nicht unvorbereitet. Im Wohnungs-
wirtschaftlichen Rat, der im Rahmen des 
Bündnisses für bezahlbares Wohnen und 

Digitale Agenda

Gebäudemodernisierung

Bayern möchte die energetische Gebäudemodernisie-
rung steuerlich besser fördern. Mit seiner Entschließung 
will das Land daher die Bundesregierung auffordern, einen 
entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen. Zur Begrün-
dung führt der Freistaat aus, dass die Steigerung der Ener-
gieeffizienz ein zentrales Handlungsfeld der Energiewende 
ist. Insbesondere im deutschen Wohngebäudebestand, der 
für rund 40 Prozent des Energieverbrauchs und etwa ein 
Drittel der CO2-Emissionen verantwortlich sei, bestehe 
dringender Handlungsbedarf. Die vorhandenen Energie-
einsparpotenziale würden derzeit nicht im notwendigen 
Umfang genutzt, um die deutschen Klimaschutzziele zu er-
reichen. Anzustreben sei eine Verdopplung der Modernisie-
rungsquote. Aus diesem Grund sollten Eigenheimbesitzer 
gefördert werden, die energetische Modernisierungsmaß-
nahmen bisher nicht steuerlich geltend machen können. 
Zudem seien Vermietern erhöhte Abschreibungen zu 
ermöglichen. Noch vor einigen Wochen lehnte die CSU im 
Koalitionsausschuss eine steuerliche Abschreibung ab, weil 
dafür der Handwerkerbonus fallen sollte. In der Plenar-
sitzung am 27.3.2015 wurde die Vorlage zur weiteren 
Beratung an die Ausschüsse zurückverwiesen.

STRABAG Residential  
Property Services GmbH 
Heerstraße 24,14052 Berlin 

Tel. +49 30 200508-300  
nachfolger@strabag-rps.de 

Sie möchten die Betreuung Ihrer 
Kundinnen und Kunden auch künftig 
in erfahrene und vertrauenswürdige 
Hände geben? 

STRABAG Residential Property  
Services betreut seit 20 Jahren rund 
24.000 Wohn- und Gewerbeeinheiten  
im Auftrag von Wohnungseigentümer-
gemeinschaften und Investoren. Mit 
mehr als 150 betreuten Wohnungseigen-
tümergemeinschaften gehören wir zu 
den Marktführern für WEG-Verwaltung 
in Berlin. Wir sind deutschlandweit an 
der Übernahme von Verwaltungsunter-
nehmen interessiert.

Nachfolger gesucht?

Hans-Georg Kranz 
Geschäftsführer

Ingo Hackforth
Geschäftsführer

Bauen das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit berät, steht das Thema ebenfalls auf 
der Agenda, insbesondere mit Blick auf 
den demografischen Wandel. Dazu muss 
allerdings von staatlicher Seite die Daten-
sicherheit garantiert und der Infrastruktur-
ausbau vorangebracht werden.

Zum Thema Energie und Ressourceneffizi-
enz tauschten sich die Mitglieder der BID 
mit weiteren Vertreterinnen und Vertretern 
der Kommission aus den zuständigen Berei-
chen vor Ort aus. Für DDIV-Präsident Wolf-
gang D. Heckeler war nicht erst seit diesem 
Treffen klar, dass Verwalterinteressen auch 
in Brüssel vorangetrieben werden müssen.

DDIV-Präsident Wolfgang D. Heckeler und Martin 
Kaßler bei den Gesprächen in Brüssel am 25.3.2015
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im Namen des Dachverbandes Deutscher Immobilienverwalter e. V. 
und seiner Landesverbände lade ich Sie herzlich zum Branchentreff  
des Jahres, dem 23. Deutschen Verwaltertag, nach Berlin ein. 

Die Bundeshauptstadt hat sich als Austragungsort in den vergangenen Jahren 
bewährt. Ist es doch die unmittelbare Nähe zu Politik und Wirtschaft, die unse-
rer Veranstaltung die richtige Mischung verleiht. So freuen wir uns in diesem 
Jahr besonders über hochkarätige Gäste aus der Politik, ebenso wie über 
bekannte Größen der medialen Öffentlichkeit. Doch ganz besonders freuen 
wir uns auf Sie!

Erleben Sie ein ausgewogenes und innovatives Tagungsprogramm. Profitieren 
Sie vom Wissen unserer Referenten, diskutieren Sie aktuelle und strittige Themen 
und nehmen Sie fundierte Handlungsempfehlungen in Ihr Unternehmen mit. 
Der Verwaltertag bietet auch die Möglichkeit, sich mit Themen auseinander-
zusetzen, die erst zukünftig Einzug in den unternehmerischen Alltag halten. 
Nutzen Sie daher den Informationsvorsprung, den wir Ihnen bieten! Zugleich 
haben Sie die Möglichkeit, neue Produkte und Dienstleistungen kennenzu-
lernen und auf der bundesweit größten Fachausstellung für Immobilienverwal-
tungen neue Kontakte zu knüpfen.

Auch feiern können wir! Der Anlass dafür ist unser traditioneller Festabend 
am Ende des ersten Veranstaltungstages. In diesem Jahr warten wir wieder mit 
einigen spektakulären Überraschungen auf. Sicherlich ein Höhepunkt wird 
der Auftritt von „Hausmeister Krause“ sein, der uns schon immer einmal die 
Meinung sagen wollte. Erwarten Sie zudem mit Spannung die Verleihung des 
olympischen Goldes der Verwalterwirtschaft: die Auszeichnung zum Immo-
bilienverwalter des Jahres 2015. 

Für die Zeit zwischen Vorträgen und Abendprogramm möchten wir Ihnen 
und Ihrer Begleitung außerdem das abwechslungsreiche Rahmenprogramm 
ans Herz legen. Nutzen Sie diese Gelegenheit, um sich mit Kollegen und 
Branchen kennern in entspanntem Rahmen in und um Berlin auszutauschen. 

Seien Sie beim 23. Deutschen Verwaltertag als Teil einer starken 
Gemeinschaft dabei! Wir freuen uns auf Sie!

Ihr Wolfgang D. Heckeler
Präsident des Dachverbandes Deutscher Immobilienverwalter e. V. (DDIV)

DDIV – die Stimme der deutschen Immobilienverwalter!

l i ebe  immobi l i enVerwalter , 
l i ebe  immobi l i enVerwalter innen ,
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Donnerstag ,  17.  s eptember  2015
beg inn  19 .30  uhr 

Der Festabend des 23. Deutschen Verwaltertages ist 
ein weiteres Highlight der diesjährigen Veranstaltung. 
Im größten Convention Center Europas erwarten die 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer auch in diesem Jahr 
den passenden Rahmen für eine Abendveranstaltung 
der Extraklasse. 

Seien Sie dabei, wenn Comedian Tom Gerhardt die 
Kultfigur Hausmeister Krause zum Leben erweckt und 
seine Erfahrungen mit unserer Branche humorig zum 
Besten gibt. Auch die „Stars in Concert“ dürfen nicht 
fehlen: Die legendären Boney M., die stimmgewaltige 
Cher und der unvergessliche Freddy Mercury werden 
auf die große Bühne des Estrel Convention Centers 
zurückkehren. 

Freuen Sie sich mit uns über spannende Augenblicke 
zwischen den Gängen eines ausgewählten Festmenüs. 
Dann nämlich stehen die Auszeichnungen „Immobili-
enverwalter des Jahres 2015“, „ImmoStar 2015“ und 
„NachwuchsStar 2015“ an. 

Es verspricht ein spektakulärer Abend zu werden!

neu  in  D i esem  Jahr 

Erstmalig vergibt der Dachverband Deutscher 
Immobilienverwalter e. V. in Kooperation mit 
seinem Bildungspartner, dem EBZ – Europäisches 
Bildungszentrum der Wohnungs- und Immobilien-
wirtschaft, zwei Stipendien. 

Interessierte konnten sich sowohl für den Fernlehr-
gang Geprüfte/r Immobilienfachwirt/in (IHK/EBZ) 
als auch zur Ausbildung im Fernlehrgang Geprüfte/r 
Immobilienverwalter/in (EBZ) bewerben. Im Rahmen 
des Festabends werden die Stipendiaten exklusiv 
bekannt gegeben.

FestabenD  
im  es trel  hotel  berl in 
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10.00   Empfang und Eröffnung der Fachausstellung

10.30   Eröffnung des 23. Deutschen Verwaltertages
 Wolfgang D. Heckeler
 Präsident des Dachverbandes Deutscher 
 Immobilienverwalter e. V.

10.45  Wohnungseigentümer und Verwalter 
 im Kontext von Verbraucherschutz und Justiz 
 Ulrich Kelber
 Parlamentarischer Staatssekretär im Bundes-
 ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz

11.15   Altersgerecht und energieeffizient –  
 Wohnraum mit KfW modernisieren
 Dr. Ingrid Hengster
 Mitglied des Vorstandes der Kreditanstalt 
 für Wiederaufbau (KfW), Frankfurt am Main

11.45  Dogma, Ideologie oder Notwendigkeit? 
 Die Klimawende
 Prof. Dr.-Ing. Viktor Grinewitschus
 EBZ Business School, Bochum

12.15  Elektromobilität und Wohngebäude: 
 Was kommt auf die Immobilienbranche zu?
 Dr.-Ing. Klaus-Dieter Clausnitzer 
 Fraunhofer-Institut für Fertigungstechnik und 
 Angewandte Materialforschung IFAM, Bremen

12.45   Mittagsempfang und Besuch der Fachausstellung

14.00  Die sieben Sünden im Wohnungseigentumsrecht
 Stephan Volpp 
 Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentums- 
 recht, Kanzlei Kehl Fuhrmann Hezinger & Volpp, 
 Stuttgart  

14.45   Die sieben Sünden im Mietrecht
 Thomas Hannemann 
 Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentums-
 recht, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft 
 Mietrecht im Deutschen Anwaltsverein, 
 Karlsruhe
  
15.30   Das Paradies oder Himmel und Hölle: 
 Was erwartet den Immobilienverwalter 
 in der Zukunft?
 Steffen Haase 
 Vizepräsident des Dachverbandes Deutscher 
 Immobilienverwalter e. V. 

16.00   Kaffeepause und Besuch der Fachausstellung

16.30   Fachforen

18.00   Ende des Fachprogramms

19.30   Festabend

1.  ZwangsVollstreckung 
ZwangsVollstreckung  unD  ZwangsVerste igerung : 
was  muss  Der  Verwalter  beachten?
Das Gros der Verwalter meint, sich mit Zwangsvollstre-
ckung und Zwangsversteigerung nicht beschäftigen zu 
müssen. Schließlich gibt es Experten, die sich bestens 
damit auskennen. Doch um nicht regresspflichtig zu 
werden, sollte auch der WEG-Verwalter über fundierte 
Grundkenntnisse des Zwangsvollstreckungsrechts ver-
fügen. Dieses wichtige Basiswissen wird praxisnah im 
Fachforum weitergegeben.
Prof. Dr. Wolfgang Schneider
Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin 

2 .  rechtss i cherhe i t
Der  geschäFtsorDnungsbeschluss : 
w ie  ag i ert  Der  Verwalter  rechtss i cher?
Die Eigentümer können den Ablauf einer Versammlung 
und die Beschlussfassung durch Geschäftsordnungsbe-
schlüsse regeln. Praktische Anwendungsfälle sind u.a. 
die Zulassung von Nichtwohnungseigentümern, die  
Redezeitbegrenzung und vor allem die Anweisung an 
den Verwalter, über einen (rechtswidrigen) „Zitterbe-
schluss“ abstimmen zu lassen. Was es hier zu beachten 
gilt, wird in diesem Fachforum praxisnah vermittelt. 
Dr. David Greiner
Rechtsanwälte Dr. Greiner und Kollegen, Tübingen

programm  
Donnerstag ,  17 .  s eptember  2015

FachForen 



 

09.00  Karlsruhe weist den Weg: 
 Neueste Entscheidungen rund um das 
 Wohnungseigentumsrecht
 Prof. Dr. Arnold Lehmann-Richter
 Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

09.45   Der deutsche Mittelstand: 
 Bestandsaufnahme und Ausblick
 Dr. Gregor Gysi
 Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE 
 im Deutschen Bundestag

10.30   Kaffeepause und Besuch der 
 Fachausstellung

11.00   Das Mietrechtsnovellierungsgesetz im Überblick
 Prof. Dr. Martin Häublein
 Leopold-Franzens-Universität Innsbruck

11.30  Das Bestellerprinzip –  
 Chance für den Mietverwalter? 
 Dr. Michael Casser 
 Vorstandsvorsitzender des Verbandes 
 der nordrhein-westfälischen Immobilien-
 verwalter e. V. (VNWI)
 
12.00    Mittagsempfang und Besuch der Fachausstellung

13.15  Fachforen

14.45   Kaffeepause und Besuch der 
 Fachausstellung

15.15  Die klassischen nichtigen Regelungen  
 in einer Gemeinschaftsordnung
 Dr. Gregor Basty
 Notare Dr. Basty und Haasen, 
 München

15.45   Die namentliche Abstimmung – 
 Umsetzung in Praxis und Eigentümer-
 versammlung 
 Prof. Dr. Florian Jacoby
 Universität Bielefeld 

16.15    Preisverleihung Aussteller-Gewinne

16.30   Resümee 
 Wolfgang D. Heckeler
 Präsident des Dachverbandes Deutscher 
 Immobilienverwalter e. V. 

3 .  m i e tVerhältn is
geltenDmachung Von  ForDerungen 
aus  Dem mie tVerhältn is
Der Blick in das Mietkonto deckt ein großes Delta von 
Soll und Ist auf, das sich aus unterschiedlichen Forder-
ungen zusammensetzt: Darf der Verwalter den kompletten 
Saldo titulieren lassen, ohne ihn aufzuschlüsseln? Wie 
sind z. B. Teilleistungen des Mieters auf unterschiedliche 
Rückstände zu verrechnen? Diese und andere Problemkrei-
se werden ebenso erörtert wie der Umgang mit außerge-
richtlichen und gerichtlichen Mahn- und Klageverfahren.
Ruth Breiholdt
Kanzlei W·I·R Breiholdt · Nierhaus · Schmidt, Hamburg

4 .  proZessopt im ierung
herausForDerung  proZessopt im ierung 
in  immobi l i enVerwaltungen
Prozessdenken sollte unverzichtbar im Unternehmen sein, 
schließlich sorgt es für höhere Effizienz und Rentabilität. 
Intelligentes Zeitmanagement, professioneller Kunden-
umgang und der Abgleich betriebswirtschaftlicher Daten 
zählen dabei zur Grundlage einer zukunftsfähigen Aus-
richtung und sind Bestandteil moderner Betriebsführung. 
Was es heute zu beachten gilt, um im Wettbewerb beste-
hen zu können, darüber informiert dieses Fachforum.
Astrid Schultheis
FOCUS Immobilienverwaltung GmbH, Brühl

programm  
Fre i tag ,  18 .  s eptember  2015

manuela  s tamm –  ihre  moDerator in 

Durch das Tagungsprogramm und den Fest-
abend führt Moderatorin Manuela Stamm. 
Die Kommunikationsexpertin bringt Ihnen 
Themen, Referenten und Preisträger auf 
charmante Art und Weise näher. 



rahmenprogramm
tag  &  nacht  berl in

Donnerstag ,  17 .9 . 
10.00 – 12.30
FlughaFen  t empelhoF  Führung 

 abfahrt/ankunft hotel: 9.15/13.15

Entdecken Sie einen der geschichts-
trächtigsten Orte Berlins exklusiv. 
Erleben Sie die Faszination Flug-
hafen Tempelhof und erfahren Sie 
wissenswerte Details: Vom National-
sozialismus über die Rüstungspro-
duktion bis hin zur Luftbrücke und 
der spannenden Frage: Was wird
aus dem Areal heute?  

10.00
shopp ing  am potsDamer  platZ 

 abfahrt hotel: 9.30/eigene rückfahrt

Seit den 1920er Jahren ist der Pots-
damer Platz einer der lebendigsten 
Orte Berlins. Auch heute versprüht 
er das unverwechselbare Flair der 
Hauptstadt. Shoppen Sie in der „Mall 
of Berlin“ oder schlendern Sie durch 
das beeindruckende „Sony Center“. 
Besuchen Sie im Anschluss das spek-
takuläre Panoramacafé und stärken 
sich bei einem Imbiss* weit über dem 
bunten Treiben im 25. Stock. Ein 
kleiner Tipp: Buchen Sie auch gleich 
die Führung durch die nahe gelegene  
Gemäldegalerie im Anschluss. 

15.15 – 17.00
Führung  gemälDegaler i e 

 abfahrt/ankunft hotel: 14.30/17.45
Besuchen Sie eine der weltweit 
bedeutendsten Sammlungen europä-
ischer Malerei vom 13. bis zum 18. 
Jahrhundert und tauchen Sie in die 
Meisterwerke dieser Epochen ein. In 
der Führung erfahren Sie mehr über  
die Exponate u. a. von Dürer, Raffael,  
Tizian, Rubens und Rembrandt. 

19.30
FestabenD  m i t  gala  D inner 
unD  pre i sVerle ihung 

Fre i tag ,  18 .9 .
10.30 – 16.30
potsDam-tagestour

 abfahrt/ankunft hotel: 9.30/17.30
Der Tag beginnt mit einem geführten 
Spaziergang durch die Altstadt mit 
Neuem und Altem Markt und dem 
malerischen Holländischen Viertel. 
Im Anschluss können die Teilnehmer 
das Schloss Sanssouci besuchen 
oder einfach das Flair der branden-
burgischen Landeshauptstadt ge-
nießen. Zurück geht es dann wieder 
gemeinsam Richtung Berlin.

10.00 – 12.00
Führung  techn ikmuseum 

 abfahrt/ankunft hotel: 9.15/12.45
Im Berliner Technikmuseum werfen 
Sie dank eines fachkundigen Guides 
einen Blick hinter die Kulissen. Sie 
begegnen Biografien von Menschen,
die alle einen besonderen Bezug 
zur Technik hatten. Erfahren Sie 
mehr über die Geschichten hinter 
unseren heutigen technischen 
Errungenschaften. Buchungstipp: 
Sichern Sie sich bei Interesse auch 
einen Platz in einem der folgenden 
Programmpunkte!

13.30 – 14.30
topograF i e  Des  t errors 

 abfahrt/ankunft hotel: 13.00/15.00
Die Dauerausstellung macht an 
Originalplätzen die dunkelste 
Geschichte Deutschlands sichtbar. 
Sie erhalten Einblick in die inne-
re Struktur des NS-Regimes und 
erfahren, wie die Mitarbeiter des 
Verwaltungsapparates Gräueltaten 
organisierten und umsetzten. Bitte 
beachten Sie: Ein Teil der Führung 
ist im Freien. Denken Sie bitte an 
die passende Bekleidung. 

15.30 – 17.00
Führung  galer i e  laFayette 

 abfahrt/ankunft hotel: 14.45/17.45

Lernen Sie die Galerie Lafayette in 
einer exklusiven Führung kennen: 
Erfahren Sie mehr über die neuesten 
Modetrends und lassen Sie sich 
anspruchsvolle Beauty-Produkte 
vorstellen. Selbstverständlich bleibt 
im Anschluss Zeit, um die französi-
schen Delikatessen der Feinschme-
ckerabteilung zu probieren.
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     b i t t e  beachten  s i e 

Die Abfahrtszeiten sind dringend 
einzuhalten. Auf Verspätungen 
kann aufgrund des festen Ablaufes 
keine Rücksicht genommen werden. 
Sollten Sie den Transfer nicht in  
Anspruch nehmen und den jewei-
ligen Programmpunkt individuell 
ansteuern wollen, unterstützen wir 
Sie gern bei der Suche nach dem 
richtigen Weg/Verkehrsmittel. 
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abenDprogramm Fre i tag

20.00
 „Z i eml ich  beste  FreunDe“  in  Der 
komöDie  am  kurFürstenDamm 

 tickets: 40,- euro/eigene anfahrt

Viele werden den Erfolgsfilm im 
Kino gesehen und Tränen gelacht 
haben. Nun ist die Geschichte um 
den Sozialhilfeempfänger Driss, der 
dem querschnittsgelähmten, wohlha-
benden Philippe als dessen Pfleger 
wieder Lebensmut vermittelt, auch auf 
der Bühne zu sehen. Erleben Sie den 
besonderen Charme der Geschichte 
nun auch im Theaterformat.

samstag ,  19 .9 .
10.00 – 15.30
spreewalDFahrt

 abfahrt/ankunft hotel: 8.45/16.45
In diesem Jahr geht es mit dem tra-
ditionellen Spreewaldkahn tiefer in 
die historische Kulturlandschaft mit 
ihrer einzigartigen Tier- und Pflan-
zenwelt. Schippern Sie rund um das 
beschauliche Örtchen Schlepzig 
und über die kleinen Kanäle in 
das Innere des Unterspreewaldes. 
Erleben Sie dort die naturbelassene, 
romantische Landschaft und stärken 
Sie sich im Anschluss in der Spree-
waldbrauerei mit allerlei Deftigem*. 

9.45 – 17.00
köpen ick - tagestour  /  sch i FFFahrt 
Durch  berl ins  „neu  VeneD ig“ 

 abfahrt/ankunft hotel: 9.00/17.45

Erleben Sie einen geführten Spazier-
gang durch Köpenicks Altstadt und  
seien Sie beim Aufzug der Haupt-
mannsgarde vor dem Rathaus dabei.  
Nach der organisierten Mittags-
pause* genießen Sie (optional) vom 
Boot aus rund drei Stunden lang 
eine der schönsten Landschaften der 
Hauptstadt. Vom Großen Müggelsee 
aus geht es über die Müggelspree 
mit dem idyllischen „Neu Venedig“ 
auf den Gosener Kanal. Fahren Sie 
weiter zum Seddinsee, entlang der 
bekannten Internationalen Regatta-
strecke bei Grünau und zurück zum 
Hafen Treptow.  

abenDprogramm samstag

20.00
 „V iValD i  nacht“ 
im  berl iner  Dom

 tickets: 30,- euro/eigene anfahrt

Erleben Sie einen Abend voller 
venezianischer Klänge. Das Barock 
Orchester Berlin gibt Vivaldis Vier 
Jahreszeiten ebenso wie die Sinfo-
nie Nr. 1 C-Dur und Nr. 3 G-Dur, 
Alla rustica und das Concerto 
ripieno in C-Dur im Berliner Dom 
am Gendarmenmarkt zum Besten. 
Dirigiert wird das Orchester von 
Stefan Bevier.

19.30
 „ i ch  war  noch  n i emals  in  new 
york“  im  theater  Des  westens 

 tickets: 100,- euro/eigene anfahrt
Seit der Uraufführung 2007 in 
Hamburg ist „Ich war noch niemals 
in New York“ nun auch endlich 
in Berlin zu sehen. Mit einem Mix 
aus Leichtigkeit, Charme, Humor 
und nachdenklichen Momenten 
bringt das Musical die unvergessli-
chen und zeitlosen Lieder von Udo 
Jürgens auf die Bühne und huldigt 
einem der größten deutschsprachi-
gen Künstler unserer Zeit. 
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     b egrenZtes  kont ingent

Das Kartenkontingent für diese 
Veranstaltungen ist begrenzt und 
nur buchbar, solange der Vorrat 
reicht. Bitte beachten Sie, dass die-
se Veranstaltungen kostenpflichtig 
sind. Bei Gruppenbuchungen wird 
versucht, zusammenliegende Plätze 
zu besetzen. Eine Garantie dafür 
kann nicht übernommen werden.
 
* Speisen und Getränke 
müssen von den Teilnehmern 
selbst getragen werden.



Mit freundlicher Unterstützung der DDIV-Premiumpartner

Tagungsleitung 
Dachverband Deutscher
Immobilienverwalter e.V. (DDIV)
DDIVservice GmbH
Dorotheenstraße 35, 10117 Berlin
Telefon 030. 300 9679 0
Fax: 030. 300 9679 21
info@ddiv.de 
www.ddiv.de

Präsidium
Wolfgang D. Heckeler (Präsident)
Steffen Haase (Vizepräsident)
Werner Merkel 
Ralf Michels
Dietmar Strunz

Geschäftsführer
Martin Kaßler

Tagungshotel und Festabend:
Estrel Hotel Berlin
Sonnenallee 225, 12057 Berlin
Telefon 030. 6831 0
www.estrel.com

Mit der Durchführung der Veranstaltung 
wurde die DDIVservice GmbH beauftragt.

tagungshotl ine
0174 .  89  81  446

Anreise mit der Bahn

Mit dem Kooperationsangebot des Estrel Berlin, der DDIVservice GmbH 
und der Deutschen Bahn kommen Sie entspannt und komfortabel zum 
23. Deutschen Verwaltertag. Der Preis für Ihr Veranstaltungsticket zur 
Hin- und Rückfahrt nach Berlin Sonnenallee beträgt mit Zugbindung in 
der 2. Klasse 99,- Euro und in der 1. Klasse 159,- Euro. Sie möchten 
flexibel reisen? Die Kosten dafür liegen in der 2. Klasse bei 139,- Euro 
und in der 1. Klasse 199,- Euro.  

Buchen Sie Ihre Reise unter der 01806 - 31 11 53 mit dem Stichwort 
„Estrel“ oder direkt unter www.bahn.de/Veranstaltungsticket

Von Berlin Hauptbahnhof:
Buslinie M41 bis Haltestelle „Ziegrastraße“.
Fahrzeit: ÖPNV ca. 40 Min. / Taxi ca. 30 Min. (ca. 20,- Euro)
Von Berlin Südkreuz
S-Bahn-Linie S42 (Ringbahn) bis Haltestelle „Sonnenallee“.
Fahrzeit: ÖPNV ca. 20 Min. / Taxi ca. 20 Min. (ca. 18,- Euro)
Von Berlin Ostbahnhof
S-Bahn-Linien S5, S75 oder S9 bis „Ostkreuz“, umsteigen auf 
S-Bahn-Linie S41 (Ringbahn) bis Haltestelle „Sonnenallee“.
Fahrzeit: ÖPNV ca. 20 Min. / Taxi ca. 20 Min. (ca. 16,- Euro)

Anreise mit dem Flugzeug

Flughafen Berlin Tegel (TXL)
Buslinie X9 bis „Jungfernheide“, umsteigen in 
S-Bahn-Linie S42 (Ringbahn) bis Haltestelle „Sonnenallee“.
Fahrzeit: ÖPNV ca. 45 Min. / Taxi ca. 50 Min. (ca. 35,- Euro)
Flughafen Berlin Schönefeld (SXF)
Buslinie 171 bis Haltestelle „Sonnenallee“.
Fahrzeit: ÖPNV ca. 45 Min. / Taxi ca. 30 Min. (ca. 25,- Euro)

Veranstalter anFahrt

Medienpartner



Hiermit  melde  i cH  m icH  verb indl icH  An  zum 23 .  deutscHen  verwAltertAg  2015 in  berl in 
Bitte leserl ich in Druckbuchstaben ausfül len.

   Kompaktticket verwaltertag inkl. Festabend (17.+18. 09. 2015)  
295,– Euro für Mitgl ieder der DDIV Landesverbände 
445,– Euro für Nichtmitgl ieder

  tagesticket 17. 09. 2015 (Festabend nicht enthalten) 
145,– Euro für Mitgl ieder der DDIV Landesverbände 
220,– Euro für Nichtmitgl ieder

  tagesticket 18. 09. 2015 (Festabend nicht enthalten) 
145,– Euro für Mitgl ieder der DDIV Landesverbände 
220,– Euro für Nichtmitgl ieder

   Festabend tagesteilnehmer (17. 09. 2015) 
95,– Euro Mitgl ieder/Nichtmitgl ieder

     Festabend begleitperson (17. 09. 2015) 
95,– Euro Mitgl ieder/Nichtmitgl ieder

   rahmenprogramm tagungsteilnehmer 
55,– Euro Mitgl ieder/Nichtmitgl ieder

   rahmenprogramm begleitperson 
110,– Euro Mitgl ieder/Nichtmitgl ieder

i cH/wir  möcHte/n  An  Folgenden  FAcHForen  te i lneHmen 
Es ist nur ein Fachforum pro Tag/pro Person möglich.

Teilnahmebedingungen: Alle Preisangaben gelten zzgl. 19 % Umsatzsteuer. Die Anmeldung, auch für das Rahmenprogramm, ist verbindlich. Bis 14 Tage 
vor Beginn des Verwaltertages fallen keine Storno gebühren an, bis  7 Tage vor Beginn des Verwaltertages 50 % der Teilnahmegebühr. Danach ist die volle 
Gebühr zu entrichten. Ersatzteilnehmer können ohne zusätzliche Kosten  benannt werden. Bitte beachten Sie die begrenzte Teilnehmerzahl beim  
Rahmenprogramm. Die Teilnehmer werden in der Reihenfolge der Anmeldung berücksichtigt. Die Rechnung gilt als Anmeldebestätigung. Sollten 
zum Zeitpunkt Ihrer Anmeldung keine Plätze mehr verfügbar sein, erhalten Sie Nachricht von uns. Mit der Durchführung des 23. Deutschen Verwaltertages 
wurde die DDIVservice GmbH beauftragt. 
DDIVservice GmbH | Dorotheenstraße 35 | 10117 Berlin | 030. 3009679 0 | info@ddiv-service.de | www.ddiv-service.de

1 .  zwAngsvollstrecKung  
Zwangsvollstreckung und -versteigerung: Was ist zu beachten?

  Donnerstag       Freitag
 
3 .  m i e tverHältn is  
Geltendmachung von Forderungen aus dem Mietverhältnis

  Donnerstag       Freitag 
 

2 .  recHtss i cHerHe i t  
Der Geschäftsordnungsbeschluss: Wie agiert der Verwalter rechtssicher?

  Donnerstag       Freitag 

4 .  ProzessoPt im ierung  
Herausforderung Prozessoptimierung in Immobil ienverwaltungen.

  Donnerstag       Freitag

Anmeldung 
23 .  deutscHer  verwAltertAg
Bitte füllen Sie die Anmeldung vollständig aus und senden sie diese an: 
Fax 030. 300 96 79 22 | E-Mail verwaltertag@ddiv.de

Firma (Rechnungsanschrift)

Adresse (Straße, PLZ, Ort)

Mitglied im Landesverband

Tagungsteilnehmer 1 (Vor-/Nachname)

E-Mail 

Tagungsteilnehmer 2 (Vor-/Nachname)

Begleitperson 1 (Vor-/Nachname)

Begleitperson 2 (Vor-/Nachname)

Ort, Datum Unterschrift

Telefonnummer
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z immerreserv i erung 

Unter dem Stichwort „Deutscher 
Verwaltertag 2015“ hält das Estrel Berlin 
bis 3. August 2015 ein begrenztes Abrufkontingent 
zu folgenden Konditionen für Sie bereit: 

Zimmerpreise pro Nacht: 
Einzelzimmer 129,– Euro inkl. Frühstück 
Doppelzimmer 149,– Euro inkl. Frühstück

Buchungsinformationen
Estrel Berlin
Sonnenallee 225, 12057 Berlin
Telefon 030. 6831 225 22
E-Mail reservierung@estrel.com
www.estrel.com 
 
Eine Übersicht mit weiteren Übernachtungsmöglichkeiten
erhalten Sie auf Anfrage in der Geschäftsstelle unter
verwaltertag@ddiv.de oder 030. 3009679 0. 

*Begrenztes Kartenkontingent. Buchbar nur so lange der Vorrat reicht. Bitte beachten Sie, dass die Ver anstaltungen  zusätzlich kostenpflichtig sind.  
Bei Gruppen buchungen wird selbstverständlich versucht, zusammenliegende Plätze zu besetzen. Eine Garantie dafür kann nicht über nommen werden. 

i cH/wir  neHme/n  An  Folgenden  Angeboten  des  rAHmenProgrAmms  te i l 
Rahmenprogramm für Tagungsteilnehmer Komplettpreis für alle Tage 55,– Euro, für Begleitpersonen 110,– Euro

donnerstAg

D1 Flughafen Tempelhof Führung 
D2 Shopping am Potsdamer Platz
D3 Führung Gemäldegalerie

Fre i tAg

F1 Potsdam-Tagestour  a) Stadtspaziergang
  b) Schloss Sanssouci
F2 Führung Technikmuseum
F3 Topografie des Terrors 
F4 Führung Galerie Lafayette
F5 Komödie am Kurfürstendamm: 
  „Ziemlich beste Freunde“* (zzgl. 40,– € p.P.)

sAmstAg

S1 Spreewaldfahrt
S2 Köpenick-Tagestour a) Stadtspaziergang 
    b) Schifffahrt
S3 Berliner Dom: „Vivaldi Nacht“* (zzgl. 30,– € p.P.)

S4 Theater des Westens: 
  „Ich war noch niemals in New York“* (zzgl. 100,– € p.P.)

Tagungsgast 1

Tagungsgast 1

Tagungsgast 1

Tagungsgast 2

Tagungsgast 2

Tagungsgast 2

Begleitperson 1

Begleitperson 1

Begleitperson 1

Begleitperson 2

Begleitperson 2

Begleitperson 2

Anmeldung 
2 .  s e i t e

Fax 030. 300 96 79 22 | E-Mail verwaltertag@ddiv.de
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25. Aareon Kongress:
EinBlicke – Leben, Wohnen, Arbeiten in der Welt von morgen

Es ist ein besonderes Jahr: 2015 
feiert der Aareon Kongress sein 
25. Jubiläum – ein Anlass, um allen 
Kunden Danke zu sagen. Denn seit 
1990 ist er der Branchentreff für die 
Wohnungswirtschaft. Auf dem Jubi-
läumskongress dreht sich alles um die 
Zukunft: Wie wird sich unsere Welt in 
den nächsten 25 Jahren verändern? Wie 
werden wir in Zukunft leben, wohnen 
und arbeiten? Welche Herausforderun-
gen – insbesondere im Hinblick auf die 
Digitalisierung – gilt es zu meistern, 
und welche Chancen bietet die Infor-
mationstechnologie künftig?
Antworten auf diese Fragen erhalten 
die Kongressteilnehmer vom 17. bis 
19. Juni in Garmisch-Partenkirchen. 

Hochkarätige Keynote Speaker: 
Besonders gespannt sein dürfen die 
Besucher auf die Zukunftsvisionen der 
diesjährigen Keynote Speaker:

Dr. Kjell A. Nordström
Er ist Autor und einer der gefragtesten 
Wirtschaftswissenschaftler unserer 
Zeit – sogar der Papst zählte zu seinen 
Auftraggebern.

Anja Förster und Dr. Peter Kreuz
Ihre Bücher belegten Platz 1 der  SPIEGEL-
Bestsellerliste. Handelsblatt, Fokus und 
Wirtschaftswoche berichten begeistert 
über die beiden Business-Querdenker.

Felix Finkbeiner
Fast 13 Mrd. Bäume wurden aufgrund 
seiner Initiative Plant-for-the-Planet 
gepfl anzt. Der UN-Klimabotschafter 
wirbt mit seinen 17 Jahren auch für 
Themen, die die Zukunft von Kindern 
und Jugendlichen unmittelbar betreffen, 
wie zum Beispiel Bildungspolitik und 
Wahlrecht.

Mit außergewöhnlicher Besetzung 
verspricht auch die diesjährige Talkrun-
de wieder ein Highlight zu werden. 
Corinna Wohlfeil (n-tv) moderiert die 
Diskussion „Was die Zukunft aus-
macht“ mit den Keynote Speakern Felix 
Finkbeiner, Anja Förster und Dr. Kjell 
A. Nordström sowie GdW-Präsident 
Axel Gedaschko und dem Aareon-Vor-
standsvorsitzenden Dr. Manfred Alfl en.

Anmelden und mit etwas Glück die 
Teilnahme am Mittalk mit Felix Fink-
beiner gewinnen unter: 
www.aareon-kongress.com

Aareon Kongress: seit 25. Jahren 
Treffpunkt der Branche.

DDIV vergibt Stipendien
Immobilienwirtschaftliche  Fortbildung am EBZ

Die Förderung und Ausbildung von 
Fach- und Führungskräften ist dem 
DDIV ein besonderes Anliegen. Der 
enorme Bedarf an qualifi zierten Verwal-
tern und kaufmännischen Fachkräften 
sowie die wachsenden Anforderungen 
in Verwaltungsberufen setzen neue 
Maßstäbe für die Ausbildung. Aus die-
sem Grund vergibt der DDIV nun erst-

malig zwei Stipendien 
für immobilienwirt-
schaftliche Fortbildungen. Gefördert 
wird je eine Weiterbildung in den Fern-
lehrgängen Geprüfte/r Immobilienfach-
wirt/in (IHK/EBZ) sowie Geprüfte/r 
Immobilienverwalter/in (EBZ). In bei-
den Fällen sehen die Lehrpläne sowohl 
Präsenz- als auch Fernlernphasen vor, 
so dass sie sich für Berufstätige eignen. 

Um die Stipendien bewerben können 
sich Mitarbeiter aus der Immobilien-
wirtschaft und Quereinsteiger in die 
Immobilienverwaltung. Die Ausschrei-
bung läuft bis zum 10. August 2015. 
Ausschreibungsunterlagen und weite-
re Informationen gibt es online unter 
www.ddiv.de/stipendien
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DDIV ZUM THEMA

Ganz zu schweigen vom elektrischen Strom, der immer und 
überall verfügbar sein muss. Was als Grundbedürfnis und Funda-
ment unserer heutigen technisierten Welt gilt, ist eine komplexe 
Materie, die zunehmend auch Wohnungs- und Immobilienunter-
nehmen vor neue Herausforderungen stellt. 
Dies beginnt mit der zentralen Frage, welcher Energiedienstleis-
ter der Beste für die Ansprüche der Eigentümer und Mieter ist: 
Worauf legen Wohnungsbesitzer und Eigentümergemeinschaften 
besonderen Wert? Was gilt es beim Anschluss von Versorgungsver-
trägen zu beachten? Und schließlich stellen Eigentümer wie Mieter 
auch immer häufi ger die Frage, welchen Ursprungs die gelieferte 
Energie sein sollte. 
Stehen Modernisierungen ins Haus, gibt es zudem eine immen-
se Auswahl an technischen Möglichkeiten: von der Versorgung 
über Fernwärme bis hin zum eigenen Kraftwerk gibt es vielfältige 
Lösungen. Und nicht zuletzt müssen Unternehmen stets die Frage 
parieren: Geht es nicht auch günstiger? Viele Sachverhalte tun sich 
auf beim Thema „Energie“. Damit Sie sich in dieser Vielfalt nicht 
verlieren und den für die Eigentümer stets besten Service sicherstel-
len, legt diese Ausgabe ihren Schwerpunkt darauf. 
Auf den folgenden Seiten erhalten Sie neben hilfreichen Tipps 
für den Einkauf von Strom und Gas auch Hinweise zu Herkunft 
und Abrechnung. Dienstleister, aber auch Startups, die den 
Energiemarkt neu zu erfi nden versuchen, geben Auskunft über 
ihre Services. Natürlich informieren wir Sie auch zu energetischen 
Sanierungen und den Möglichkeiten zur Energieeinsparung.

Warm soll es sein, hell sowieso 
und heißes Wasser muss 
fl ießen, am besten jederzeit. 

Energie
Ohne sie steht alles still. Sie ist Grundlage 

menschlichen Lebens und Voraussetzung für das 

Funktionieren unserer technisierten Welt.
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43

10 Tipps
für den Einkauf von Strom und Gas

Der richtige Energieversorger, marktkonforme Preise, Vertragsgestaltung, Abrechnung, 

bedarfsgerechter Service – worauf ist zu achten? Das raten die Partner-Unternehmen des DDIV: 

die Premiumpartner EKB Energiekostenberatung GmbH und MVV Energie AG sowie der 

Kooperationspartner RhönEnergie Fulda GmbH.

Die Vertragsgestaltung
Ein häu� ger Fehler bei Energielieferverträgen ist, dass der Ver-
walter als Kunde oder Leistungsempfänger ausgewiesen wird. 
Vertragspartner des Versorgers ist jedoch der Eigentümer oder die 
WEG. Der Verwalter handelt lediglich in Vollmacht und fungiert 
als Rechnungsempfänger. Das muss im Vertrag auch so festgehal-
ten sein, damit Sie als Verwalter nicht für mögliche Zahlungsaus-
fälle haftbar gemacht werden können. 

Die Handlungs-
vollmacht
Klären Sie mit der WEG im Vor-
feld die Vertretungsvollmachten 

und in welchem Umfang und mit wel-
chen Laufzeiten Verträge unterzeichnet 
werden dürfen. So können Sie kurzfris-
tig auf die sich immer wieder ergeben-
den Markt-Chancen reagieren.

1 2DIE ANGEBOTSANFRAGE
Treffen Sie eine Vorauswahl in Frage kommender Lieferanten, 
Preismodelle, Services und Laufzeiten. Achten Sie insbesonde-
re auf die Servicequalität und die Betreuung der Anbieter. Eine 

Spezialisierung mit entsprechenden Angeboten für die Wohnungswirt-
schaft ist von Vorteil. Je genauer die Informationen sind, die Sie einem 
möglichen Versorger liefern, desto passgenauer und belastbarer wird 
das Angebot sein – und umso sicherer die Budgetplanung. Auf jeden Fall 
sollten Sie neben dem Jahresverbrauch auch Anzahl und Anschrift der zu 
beliefernden Objekte nennen. Dazu sind der geschätzte Jahresverbrauch 
(anhand der Vorjahresrechnung) und der gewünschte Abrechnungstur-
nus wichtig, bei größeren Verbrauchsstellen auch der Lastgang. Kommt 
es dann zum Versorgerwechsel, benötigt der neue Versorger darüber 
hinaus die Zählernummer oder Zählpunktbezeichnung. 

DER ANGEBOTS-
VERGLEICH
Vergleichen Sie die Jahreskosten. Nur so 
sind die Konditionen objektiv zu beurtei-
len. Unterschiedliche Preismodelle (Grund-
preise, Boni etc.) können irreführend sein. Für 
den Verwalter ist wichtig, dass im Angebot des 
Versorgers die Kostenbestandteile so detailliert 
wie möglich dargestellt werden. Das erleichtert 
den Vergleich. Tarife, die lediglich einen Arbeits- 
und einen Grundpreis enthalten, sind häufig 
intransparent und für die Eigentümer nicht gut 
nachvollziehbar. Detailkenntnis bei den Kos-
ten – wie beispielsweise die Darstellung von 
Netzentgelten sowie Steuern und Abga-
ben – erspart mögliche Erklärungsnöte 
gegenüber den Eigentümern.
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6
OUTSOURCING
Es kann sich lohnen, das komplette 
Energiekostenmanagement in 
professionelle Hände zu geben. 
Die Marktkenntnis und Erfah-
rung versierter Berater führt in 
der Regel zur Optimierung der 
Versorgung mit Strom und Gas. 
Aufwändige Angebotsrecherchen, 
Ausschreibungen, Vertragsver-
handlungen und eventuelle Anbie-
terwechsel werden so kompetent 
und zuverlässig erledigt, Preisvor-
teile durch Großabnehmerkonditi-
onen weitergereicht. 

Der Vertragspartner
Es zahlt sich aus, beim Energieeinkauf Optionen 
zu haben, um kurzfristige Chancen mitzunehmen. 
Im Idealfall wird dieser Kurzfrist-Einkauf mit 

einer langfristigen Komponente kombiniert. Strukturierte 
Beschaffung sorgt darüber hinaus für eine Risikostreuung 
durch Käufe zu mehreren Zeitpunkten und vermeidet 
Preisspitzen. Ein Versorger sollte ebenso die Option auf 
grüne Energie bieten und nah an den Energiemärkten sein, 
um Chancen auf gute Preise weitergeben zu können.

5

10

7Die Abrechnung
Ähnlich wie beim Vertrag kommt es bei 
der Rechnung formal darauf an, dass sie 
korrekt ausgestellt ist. Als Leistungsemp-

fänger (Vertragspartner) muss immer der Eigentümer 
und seine Hauptadresse eingetragen werden. In der 
Rechnungsanschrift ist richtigerweise der Verwalter 
aufzuführen. Möglich ist auch eine Kombination der 
Firmierung des Eigentümers, vertreten durch den 
Verwalter, und dessen Anschrift. Die Rechnung muss 
zudem den gesetzlichen Vorgaben zur Transparenz 
entsprechen. Zeitgemäß ist ferner eine elektronische 
Rechnungsstellung, die erheblichen Aufwand erspart. 

PERSÖNLICHE BETREUUNG
Der günstigste Anbieter ist bekanntlich nicht immer der beste. Persönliche 
Ansprechpartner, die kompetent betreuen, können im Tagesgeschäft vieles 
erleichtern. Bestenfalls hat man es stets mit ein und derselben Person zu tun, 

die für Fragen, Verträge und operative Angelegenheiten zuständig ist. 

8

VERTRAGS-
ANPASSUNGEN

Professionelles Energiekostenmanagement 
zielt darauf ab, fl exibel auf Änderungen im 

Portfolio reagieren zu können und bietet Mög-
lichkeiten, Verträge zu bündeln und Laufzeiten zu 

synchronisieren. So sind Einsparpotenziale leichter zu 
erschließen. In Zeiten besonders niedriger Energie-

preise, die von der European Energy Exchange (siehe 
Seite 26) tagesaktuell ausgegeben werden, kann 

es sich lohnen, laufende Festpreisverträge 
mit dem Energielieferanten vorzeitig zu 

den günstigeren Konditionen zu 
verlängern.

Bedarfsgerechter 
Service
Die Jahresabrechnungen für 

Energielieferungen des Versorgers 
sollten dem Turnus der Betriebs-
kostenabrechnung angepasst 
werden können, damit sie recht-
zeitig vorliegen. Ein rund um die 
Uhr verfügbares Online-Portal, in 
dem Rechnungen, Verbräuche und 
Stammdaten einsehbar sind, ist von 
Vorteil. 

9
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K
Der Autor 

PETER CORELL 

Leiter Produktmarketing 

Contracting, Techem Energy 

Services GmbH

Der Alte muss raus!
Vielen Heizkesseln schlägt laut EnEV in diesem Jahr das letzte Stündchen. Dann steht 

die Heizungssanierung an. Wie man sie angeht, und welche Alternativen es gibt.

Knapp ein Drittel des Energiever-
brauchs in Deutschland entfällt auf Wohn-
gebäude. Davon werden fast 90 Prozent 
zum Heizen der Räume und für die Er-
wärmung von Wasser benötigt. Das zeigt, 
wie wichtig es vor dem Hintergrund des 
Energieverbrauchs ist, dass Heizanla-
gen effizient arbeiten. Daher hat auch 
der Gesetzgeber eine Austauschpflicht 
für alte Heizkessel eingeführt. Mit einer 
Modernisierung lässt sich nachhaltig der 
Verbrauch reduzieren, was in der Folge 
zu einer Einsparung der Heizkosten von 
bis zu 30 Prozent führen kann. Allerdings 
geht eine Sanierung auch mit hohen In-
vestitionskosten einher. 

Das sagt die EnEV
Die neue Energiesparverordnung legt fest, 
dass Heizkessel für Erdgas, Flüssiggas oder 
Heizöl, die älter als 30 Jahre sind und eine 
Leistung zwischen 4 und 400 kW haben, 
ausgetauscht werden müssen. Ausgenom-
men hiervon sind nur Niedertempera-
tur- und Brennwertkessel. Das ist faktisch 
ein Betriebsverbot für alle Konstanttem-

peraturkessel, die älter als 30 Jahre sind. 
Davon betroffen sind geschätzt mehr als 
eine Million Heizungsanlagen. Ein Verstoß 
gegen die Nachrüstpfl icht kann mit Buß-
geldern bis zu 50.000 Euro belegt werden. 
Darüber hinaus unterliegen die Heizungs-
anlagen regelmäßigen Kontrollen durch 
die Bezirksschornsteinfeger, so dass es 
sich empfi ehlt, den Austausch fristgerecht 
durchzuführen.

Damit einer Heizungssanierung 
nichts im Wege steht, gilt es 
folgende Punkte zu beachten:

 ■ Rechtzeitig mit der Sanierung 
beginnen: Ist der Heizkessel erst 
einmal so reparaturbedürftig, dass 
er komplett ausfällt, fehlt oftmals 
die notwendige Zeit, um aus Sicht 
der Effi zienz und Wirtschaftlichkeit 
das beste Versorgungskonzept zu 

fi nden. Somit bleiben Chancen 
ungenutzt, Einsparpotenziale beim 
Energieverbrauch zur realisieren.

 ■ Umfassende Bestandsaufnahme: 
Der Verbrauch und die Kosten der 
letzten drei Jahre sollten genau 
analysiert und bewertet werden. 
Dabei sind alle Sanierungsmaßnah-
men zu berücksichtigen, die seit 
dem Einbau der aktuellen Hei-
zungsanlage durchgeführt wurden 
(z. B. Fassadendämmung, neue 
Fenster, neues Dach).

 ■ Den alten Kessel einfach nur gegen 
einen gleichartigen neuer Bauart 
auszutauschen, erweist sich oft als 
der falsche Weg: Viele Heizkes-
sel in deutschen Wohnhäusern 
wurden eingebaut, als die Ener-

Durch eine Modernisierung der 
Heizungsanlage lassen sich enorme 
Einsparpotenziale erschließen
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DAS SOLLTEN SIE WISSEN:
EnEV § 10 Nachrüstung bei Anlagen und Gebäuden

■■ Gas- und Ölkessel, die vor dem 1.1.1985 errichtet wurden, dürfen ab 
2015 nicht mehr betrieben werden.

■■ Gas- und Ölkessel, die nach dem 1.1.1985 errichtet wurden, dürfen 
nach Ablauf von 30 Jahren nicht mehr betrieben werden.

Ausgenommen von diesen Regelungen sind Niedertemperatur- oder 
Brennwertkessel sowie Anlagen mit weniger als 4 kW oder mehr als 400 kW.

giepreise noch deutlich niedriger 
waren und die Knappheit nicht 
regenerativer Ressourcen wie Öl 
und Gas keine Rolle spielte. Daher 
wurden Wärmeerzeugungsanlagen 
teilweise deutlich größer dimen-
sioniert als eigentlich notwendig. 
So ergeben sich mögliche Einspar-
potenziale häufig allein durch eine 
Anpassung der Dimensionierung. 
Und das erst recht, wenn der Wär-
mebedarf durch zwischenzeitliche 
Sanierungsmaßnahmen an anderen 
Gebäudeteilen gesunken ist. 

■■ Professioneller Anlagenbetrieb: 
In Deutschland arbeiten schät-
zungsweise bis zu 75 Prozent aller 
installierten Brennwertgeräte nicht 
optimal. Um das theoretisch vor-
handene Energieeinsparpotenzial so 
gut es geht auszuschöpfen, bedarf 
es eines professionellen Anlagenbe-
triebs. Andernfalls lässt sich z. B. bei 
Brennwertkesseln der Brennwertef-
fekt nicht optimal nutzen.  

■■ Das richtige wirtschaftliche 
Konzept: Gerade die hohen 
Investitionskosten in eine neue 
Anlagentechnik sind häufig eine 
Belastung für die Rücklagen von 
Wohnungseigentümergemeinschaf-
ten. Daher können Sonderumlagen 
notwendig sein. Verwalter sollten 
daher auch ganzheitliche Contrac-
ting-Modelle in Betracht ziehen.

Zusammenarbeit mit professionel-
lem Energiedienstleister 
Neben den hohen Investitionskosten 
sind bei der Sanierung einer Heizungs-
anlage und deren Betrieb eine Vielzahl 
an Aufgaben durch den Verwalter zu be-
wältigen: Organisation einer Planung der 

neuen Wärmeversorgung, Einholen und 
Vergleich von Angeboten, Beauftragung 
und Vergabe des Auftrages, Überwachung 
und Abnahme der Leistungen, Abschluss 
von Lieferverträgen für den Brennstoff, 
Koordination von Fachfirmen für die Be-
triebsführung, Wartungs-, Reparatur- und 
Entstörungsdienstleistungen. Kein leichtes 
Unterfangen, wenn man kein Fachmann 
auf diesem Gebiet ist. Daher kann die Zu-
sammenarbeit mit einem professionellen 
Energiedienstleister für Verwalter vieles 
erleichtern. Denn hier gibt es von der 
Planung über die Errichtung bis zum Anla-
genbetrieb alles aus einer Hand. Darüber 
hinaus kann auf diese Weise auch die Er-
neuerung der Heizungsanlage ermöglicht 
werden, ohne die Rücklagen der Woh-
nungseigentümer zu belasten.

Eine Alternative, die sich 
auszahlen kann
Für Eigentümer und Immobilienverwal-
ter kann es durchaus sinnvoll sein, auch 
das Wärme-Contracting in Erwägung zu 
ziehen. Das lässt sich beispielsweise so 
gestalten, dass ein Energiedienstleister 
(Contractor) die neue Heizungsanlage auf 
eigenes Risiko und eigene Kosten instal-
liert und in der Folge auch Betrieb, War-
tung und Instandhaltung übernimmt. Aus 
dieser Anlage versorgt der Dienstleister 
die Liegenschaft mit Wärme und stellt im 

Die Zusammenarbeit mit einem 

professionellen Energiedienstleister 

kann für Verwalter vieles erleichtern.

Gegenzug einen Grundpreis sowie einen 
Arbeitspreis für die gelieferte Wärme (un-
ter Umständen auch einen zusätzlichen 
Messpreis) in Rechnung. Die Kosten für 
die gewerbliche Wärmelieferung können 
gemäß dem seit Mitte 2013 geltenden 
§ 556c BGB auf die Mieter umgelegt wer-
den, wenn gewisse Bedingungen erfüllt 
sind. Dazu zählt neben der Effizienzsteige-
rung auch die Kostenneutralität für Mie-
ter. So vermeiden die Eigentümer hohe 
Investitionskosten, schonen ihre Liquidität 
und erhalten eine moderne Anlagentech-
nik mit Effizienzvorteilen. Die dadurch 
eingesparten Mittel lassen sich für weitere 
Sanierungs- und Instandsetzungsmaßnah-
men verwenden. Darüber hinaus sorgt 
eine Contracting-Lösung dafür, dass die 
Heizungsanlage technisch so effizient wie 
möglich betrieben wird. Das führt zu ei-
nem geringeren Verbrauch und somit zu 
einer geringeren Abhängigkeit von den 
steigenden Energiepreisen in der Zukunft. 
In Liegenschaften mit zentraler Warm-
wasserbereitung sind Blockheizkraftwerke 
eine interessante Versorgungslösung. Hier 
wird zusätzlich zur Wärme auch Strom 
produziert. Das ist besonders effizient im 
Vergleich zur getrennten Wärme- und 
Stromerzeugung. Außerdem kann der 
Strom zu günstigen Konditionen von den 
Bewohnern genutzt werden.

Für Immobilienverwalter ist die Zusam-
menarbeit mit einem professionellen 
Energiedienstleister schon deshalb von 
Vorteil, weil sie zum deutlich geringeren 
Koordinationsaufwand auch einen ver-
antwortlichen Ansprechpartner für die 
Bewirtschaftung der Heizungsanlage ha-
ben – EnEV-konform, energieeffizient und 
zuverlässig im Betrieb. 
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Der Wissenschaftliche Mitarbeiter 

am Institute for Future Energy

 Consumer Needs and Behavior 

(Prof. Dr. Reinhard Madlener) des 

E.ON Energy Research Centers der 

RWTH Aachen untersucht u. a. die 

Auswirkungen menschlicher 

Einfl üsse auf den Energieverbrauch in 

Gebäuden und im Bereich Verkehr. 

Dämmen? 
Nein danke?!
Warum deutsche Hauseigentümer ungern 

energetisch sanieren. Zusammenfassung einer Studie 

zu den wesentlichen Gründen für den schleppenden

Fortschritt energetischer Sanierungen.

Deutschland wird häufi g als Vorreiter einer 
Politik zur energetischen Sanierung von Gebäuden 
gesehen. Allerdings liegen die jährliche Erneuerungs-
rate und der durchschnittliche Grad der thermischen 
Sanierungen hierzulande beträchtlich niedriger als 
erwartet. Einer der Gründe: Die politisch geforderte 
„ökonomische Machbarkeit“ von Sanierungsmaßnah-
men berücksichtigt nicht den tatsächlichen Zustand 
der Gebäude und überschätzt vielfach die möglichen 
Einsparungen. Für eine erfolgreiche Sanierungspolitik 
bedarf es deshalb nuancierter Sanierungsschritte, die 
zur spezifi schen Gebäudesituation und zu den Be-

wohnern passen. 

Irreführende 
Berechnungen als 
Grundlage
Ein Großtei l  des 
Scheiterns bei der 
Erreichung der poli-
tischen Sanierungs-
ziele lässt sich aus 
den Besonderheiten 
der nationalen Po-
litik erklären und 
weniger aus Fehlern 
der Hauseigentü-
mer. Der tatsächliche 
Fortschritt bei der 
Reduktion des Ener-
gieverbrauchs und 
des CO2-Ausstoßes 
durch energetische 
Sanierung, Kessel-

tausch und den Ersatz alter Gebäude durch neue 
verläuft erheblich langsamer als von der Regierung 
angestrebt. Setzt sich diese Entwicklung fort, werden 
in Deutschland die Einsparungen im Gebäudebereich 
im Jahr 2050 (im Vergleich zum Basisjahr 2008) al-
lenfalls bei 25 Prozent liegen. Politisch gewollt ist 
jedoch eine Absenkung um 80 Prozent. Für diese Ent-
wicklung lässt sich ein ganzes Bündel von Gründen 
anführen. So liegt das Einsparpotenzial meist deutlich 
niedriger als in der Energieeinsparverordnung (EnEV) 
theoretisch errechnet (Prebound-Effekt), die Kosten 
der energetischen Sanierung sind nicht selten mit 
zusätzlichen Sanierungskosten verbunden, Amortisa-
tionszeiten von 25 oder mehr Jahren sind für viele 
Hausbesitzer aus vielerlei Gründen nicht attraktiv, 
und Formen und Strukturen zahlreicher älterer Ge-
bäude verlangen nach teuren individuellen Lösungen. 
Zudem können niedrige Heizkosten energieeffi zien-
ter Gebäude zu laxem oder aus anderen Gründen we-
niger sparsamem Nutzerverhalten mit entsprechend 
höheren Verbräuchen (Rebound-Effekt) führen. 

Gesetzte Standards sind auf Altbauten 
nicht anwendbar.
Letztlich hat die deutsche Politik mit der EnEV eine 
Energieeinsparrichtlinie geschaffen, die nicht zu 
Hauseigentümern passt, die ihr Gebäude einfach nur 
sanieren wollen, um Energie zu sparen. Wer hingegen 
einen Neubau errichtet, kann ein energieeffi zientes 
Haus zu durchaus akzeptablen Preisen bauen. Auf 
ältere Gebäude lässt sich dieser Ansatz jedoch nicht Fo
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einfach übertragen. Bauweise und Zustand solcher 
Häuser zwingen letztlich dazu, die Sache pragmatisch 
und weniger idealistisch anzugehen. Ziel muss es sein, 
flexibel auf unterschiedlichste Gegebenheiten reagie-
ren zu können, anstatt zu diktieren, was erreicht wer-
den kann und muss. Denn das existierende politische 
Regelwerk betrifft nicht allein Umweltfragen, es hat 
auch tiefgreifende Auswirkungen auf die soziale Ge-
rechtigkeit. Politisch festgelegte thermische Standards 
führen nicht selten dazu, dass Hauseigentümer und 
Mieter erhebliche finanzielle Mittel aufbringen müs-
sen. Und längst nicht alle Betroffenen können sich 
das leisten.

Allgemein anerkanntes Ziel ist es, die Zahl der ener-
getischen Sanierungen im Gebäudebestand steigen 
zu lassen und wärmere, gesündere und komfortablere 

Pragmatische Lösungen 

bringen oft mehr als idealistische.

ista Deutschland GmbH  Grugaplatz 2  45131 Essen
Tel.: +49 (0) 201 459-02  info@ista.de  www.ista.de 

Energiemanagement per Funk – 
die komfortable Lösung für die 
Immobilienwirtschaft

Funktechnologie von ista schafft Verbrauchs-
transparenz und ist die Basis für langfristige
Energieeinsparungen. Informationen finden 
Sie unter: www.ista.de/EDM
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LESETIPP:
Dieser Artikel fasst die Thesen eines Aufsatzes 
zusammen, der in englischer Sprache unter www.
tandfonline.com veröffentlicht wurde. Die voll-
ständige Version in deutscher Übersetzung, in der 
die Ausführungen mit detaillierten Beispielen und 
Berechnungen hinterlegt sind, ist hier abrufbar: 
www.tandfonline.com/doi/suppl/10.1080/0961
3218.2014.882738#tabModule

Wohnungen zu schaffen. Um dieses Ziel zu erreichen, 
muss die deutsche energetische Sanierungspolitik 
modifi ziert werden. Aktuell ist es eher so, dass die 
Striktheit der EnEV-Vorschriften dazu führt, dass viele 
Hauseigentümer energetischen Sanierungsmaßnah-
men ablehnend gegenüberstehen. Die Frage ist auch, 
ob das 80-Prozent-Ziel für den Wohngebäudebereich 
angemessen ist, oder ob Wohnen als ein menschli-
ches Grundbedürfnis höher bewertet werden muss 
als beispielsweise der motorisierte Individualverkehr 
oder der Luftverkehr.

Weniger wäre manchmal mehr.
Es gibt energetische Optimierungsmaßnahmen für 
Bestandsgebäude, die den Wohnkomfort erhöhen 
und den Energieverbrauch senken können und dabei 
bezahlbar und daher für Besitzer und Mieter wirt-
schaftlich umzusetzen sind. So lässt sich beispielswei-
se ein ungedämmtes Dach in vielen Fällen mit einer 
12-Zentimeter-Glaswolldämmung relativ einfach und 
kostengünstig nachträglich effektiv dämmen. Wird 
hingegen die politisch als „optimal“ angesehene 
Dämmschicht von 22 Zentimeter eingebracht, muss 
das Dach erneuert werden und die Kosten steigen auf 
ein Vielfaches. Die damit erzielbare Verbesserung der 
Dämmung gegenüber der einfachen und kostengüns-
tigen Lösung ist jedoch eher gering. Die Maximalstan-
dards werden mit der günstigen Variante zwar nicht 
zu 100 Prozent erfüllt, dennoch werden klare Ver-
besserungen erzielt. Ähnliches gilt für die Dicke von 
Dämmschichten an Wänden bzw. Kellerdecken oder 
Isolationsstreifen um Fensterrahmen, um undich-
te Stellen zu verhindern oder zu verringern. Derart 
einfache Lösungen aktivieren auch weniger einkom-
mensstarke Besitzer und Bewohner von Bestandsge-
bäuden, deren Geometrie, Bauweise, Baustoffe oder 
Ausrichtung die Befolgung von EnEV-Standards nicht 
selten unerschwinglich teuer macht. 

Zu viele zu strikte Vorschriften
Die Behauptung, energetische Sanierungen nach 
EnEV-Standards seien wirtschaftlich gangbar, ist in vie-

len Fällen fadenscheinig. Für die physi-
kalischen Gegebenheiten einer Mehrheit 
von Bestandsgebäuden sind die Vorschriften 
zu strikt und zu unfl exibel. Sie sollten überar-
beitet werden und Standards setzen, die auch mit 
kleinerem Geldbeutel umzusetzen sind. Zudem soll-
ten sie fl exibel gestaltet werden für Fälle, in denen 
eine vollständige Dämmung der Gebäudehülle weder 
bezahlbar noch notwendig ist.

Letztlich werden viele Hauseigentümer durch die 
EnEV abgeschreckt, nach deren Standards und strik-
ten Vorschriften zu sanieren. Schrittweises Vorgehen 
unter Berücksichtigung des Gebäudezustands, der 
Wärmebedürfnisse und nicht zuletzt der fi nanziel-
len Situation der Bewohner wird so verhindert. Um 
aus dieser Sackgasse herauszukommen, müssen die 
ökonomischen Widersprüche innerhalb der EnEV 
revidiert werden. Die Vorschriften müssen fl exibler 
werden, um Lösungen zu fi nden, die zum tatsäch-
lichen Gebäudezustand und zum Besitzer passen. 
Und Politiker müssen ihre Förderrhetorik aufgeben, 
derzufolge Sanierungen nach EnEV immer wirtschaft-
lich gangbar sind. Förderung ist wichtig, und es gibt 
schon heute zahlreiche funktionierende Elemente. 
Aber Forderungen und Förderungen müssen zu Sa-
nierungsmaßnahmen motivieren, die zu Gebäuden, 
Besitzern und Bewohnern passen.

Die Striktheit der EnEV 

hemmt: Viele Hauseigentümer 

schrecken vor den unfl exiblen Regelungen 

und oft zu hoch gesetzten Standards zurück.
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Kurze Wege: 

eine Option für die Haustechnik?!
Bei der Warmwasserversorgung setzen seit der Energiewende und auf Grund der novellierten 

Trinkwasserverordnung immer mehr Planer und Investoren bei Neubau und Modernisierung auf 

dezentrale Lösungen.

Von Manja Zander

U
 
 
 
nter den Aspekten Trinkwasserhygiene, 

Investitions- und Betriebskosten sowie Effizienz der 
Warmwasserbereitung kann es durchaus sinnvoll sein, 
bei Modernisierungsmaßnahmen im Gebäude-
bestand über dezentrale Lösungen für die Warm-
wasserversorgung nachzudenken. Das heutige 
Leistungsniveau elektronischer Durchlauferhitzer 
kann neben ökologischen und ökonomischen Vor-
teilen auch mehr Komfort bieten. Bei mehrgeschos-
sigen Wohngebäuden ist es zunehmend eine Frage 
der Wirtschaftlichkeit, in diese Technologie zu inves-
tieren. Stellt man die zentrale Warmwasserversorgung 
auf den Prüfstand, kommt man um die folgenden 
Fakten nicht herum: Sie erfolgt überwiegend über 
Warmwasserspeicher, die über die Zentralheizung – 
meist Öl oder Gas – beheizt werden. Lange Zulei-
tungen zu den einzelnen Verbrauchsstellen mindern 
oft den guten Wirkungsgrad. Die tatsächliche Ener-
gieeffizienz ist eine Frage vieler Kostenfaktoren: 
Warmwasser-Zirkulation, Speicherverluste, Bereit-
schaftsenergieverluste, Verteil- und Anlaufverluste 
werden zwar selten als Warmwasserkosten erkannt, 
erscheinen aber zuverlässig in der jährlichen Endab-
rechnung.

Zum Energieaufwand der zen-
tralen Wärmeversorgung kom-
men zudem vergleichsweise hohe 
Kosten für Frisch- und Abwasser: 
Lange Leitungswege machen es 
erforderlich, dass kaltes Wasser 
erst ablaufen muss, bevor es an 
der Entnahmestelle endlich warm 
wird. Darüber hinaus können sich 
im zentralen Leitungsnetz, in dem 

Wasser nicht permanent in Bewegung ist, Legionel-
len bei Temperaturen zwischen 25° und 45° Celsius 
schnell vermehren.

Das spricht für dezentrale Lösungen
Im Unterschied dazu bringen elektronische Durch-
lauferhitzer das Wasser nur bei Bedarf auf Wunsch-
temperatur und befördern es auf kurzem Weg 
sekundenschnell zur Zapfstelle, und das fast ohne 
Energieverluste. Berechnungen haben ergeben, dass 
bei hochwertigen elektronischen Durchlauferhitzern 
die Wärmenutzenergie (Strom) bei rund 97 Prozent 
liegt, bei der zentralen Warmwasserbereitung da-
gegen bei etwa 55 Prozent (Quelle: FfE-Studie, Juli 
2011). Betrachtet man die jeweils verursachten CO2-
Emissionen, liegen elektrische Durchlauferhitzer im 
Vergleich zu zentralen, öl- oder gasbetriebenen Syste-
men vorn, weil Strom zunehmend aus erneuerbaren 
Energien gewonnen wird.

Referenzbeispiele aus der Praxis zeigen, dass sich 
die mit Durchlauferhitzern erzielten Verbrauchsein-
sparungen und ein verminderter Wartungsaufwand 
schnell summieren und die Investitionskosten schon 
in kurzer Zeit wieder wettmachen. Darüber hinaus 
entscheidet sich bei der Wahl zwischen der zentralen 

Systemvergleich Dezentral Elektro und Zentral Heizöl

Energie- und Umweltvergleich
Dezentral 
Elektro

Zentral 
Heizöl

Energiebedarf Wärmeerzeuger [kWh/a] 1464 3828

Hilfsenergien für Pumpen [kWh/a] 0 159

Primärenergiebedarf (inkl. Hilfsenergie) [kWh/a] 4392 4688

CO2-Emission [kgCO2/a] 981 1370

Umrüstung kann sich lohnen: Der direkte Systemvergleich zeigt, wo Einsparpotenziale stecken.
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oder der dezentralen Warmwasserbereitung auch, 
inwiefern die Trinkwasserverordnung zum Schutz vor 
Legionellen eingehalten werden muss – bei der de-
zentralen Warmwasserversorgung ist die gesetzliche 
Untersuchungspflicht kein Thema, weil es zu keiner 
Stagnation von Warmwasser kommt. 

Einzel- oder Gruppenversorgung
Bei der Umrüstung oder Entkopplung von der zen-
tralen Warmwasserversorgung gibt es verschiedene 
Möglichkeiten. So kann jeweils ein Gerät in Küche 
und Bad installiert werden. Geräte zur Gruppen-
versorgungen können für mehrere Entnahmestel-
len in einer Wohneinheit sogar gleichzeitig genutzt 
werden. Die Auslegung bzw. Dimensionierung eines 
Durchlauferhitzers richtet sich nach Art und Anzahl 
der Zapfstellen. Bei sich ändernden Haushaltsgrößen 
müssen keine Anpassungen vorgenommen werden. 
Geräte mit hoher Anschlussleistung bis zu 27 kW 
stellen in wenigen Sekunden auch größere Warm-
wassermengen bereit. 

Hydraulische Durchlauferhitzer werden immer noch 
eingesetzt. Sie entsprechen jedoch nicht mehr dem 
Stand der Technik, weil sie deutlich mehr Strom 
verbrauchen als moderne Geräte und nicht mehr 
den heutigen Komfortansprüchen genügen. Bei den 
hydraulischen Durchlauferhitzern werden in Ab-
hängigkeit der Durchflussmenge unterschiedliche 
Leistungsstufen in Abhängigkeit der Wassermenge 

geschaltet. Das Einstellen der Wunschtemperatur 
wird mehr oder weniger durch das Beimischen von 
Kaltwasser erreicht. Das ist nicht mehr zeitgemäß, 
denn es wird unnötig viel Energie und Wasser ver-
braucht. 
Moderne Durchlauferhitzer arbeiten anders: In Ab-
hängigkeit von der Wunschtemperatur wird über die 
Elektronik die Leistung geregelt. Dabei wird immer 
nur die wirklich benötigte Energie/Leistung einge-
setzt. Nutzern bieten sie so deutliche Einsparmög-
lichkeiten und mehr Komfort. Im Vergleich zu einem 
hydraulischen Durchlauferhitzer kann ein elektroni-
scher Durchlauferhitzer pro Jahr bis zu 140 Euro Be-
triebskosten einsparen. 

Trendgerechte Planung
Wohnungsunternehmen, die vorausschauend planen, 
ziehen auch gesellschaftliche Veränderungen ins Kal-

kül. Es geht um Lebens-
qualität und um langfristig 
bezahlbare Mieten – auch 
für Menschen im hohen 
Alter. Investitionen, die 
auf Mehrwerte für Mieter 
abzielen, weil sie z. B. Ne-
benkosten spürbar senken, 
können sich auszahlen. 
Die exakte Verbrauchser-
fassung und Berechnung 
von Energiekosten zur 
Warmwasserbereitung mit 
Durchlauferhitzern über 
den Stromzähler jeder 
Wohneinheit ist hier ein 
wesentlicher Aspekt. 

Moderne Elektronik spart bis zu 

5 000 Liter Wasser pro Jahr, 

nutzt Energie effizienter 
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FAZIT
Während Wohnungsunternehmen die Nachhaltig-
keitsziele in der Vergangenheit überwiegend in kosten-
intensiven bauphysikalischen Lösungen gesucht haben, 
wird es zukünftig viel stärker auf kluge haustechnische 
Lösungen ankommen, vor allem bei der Modernisie-
rung im Gebäudebestand. Die dezentrale Warmwas-
serbereitung mit elektronischen Durchlauferhitzern 
kann hier eine Option sein, die sich ohne größere Um-
bauten, schnell und kostengünstig realisieren lässt. 

AKTUELLE STUDIE BELEGT EFFIZIENZ

Die Wohnungswirtschaft scheint immer noch Vorbehalte ge-
gen Systeme zur dezentralen Warmwasserversorgung zu 

haben. Zu Unrecht, wie eine kürzlich vorgelegte Studie belegt. 
Die HEA – Fachgemeinschaft für effi ziente Energieanwendung 
ließ gemeinsam mit dem Zentralverband der Elektronikindus-
trie e.V. (ZVEI) und Herstellern untersuchen, inwieweit Ener-
gieverbrauch und CO2-Emissionen durch dezentrale elektrische 
Warmwasserversorgung reduziert werden können. Zur Unter-
suchung durch die Forschungsgesellschaft für Energiewirtschaft 
(FfE) wurden drei unterschiedliche Gebäudetypen des Baujahrs 
1960 herangezogen: ein Ein-, ein Drei- und ein Mehrfamilien-

haus mit zwölf Wohneinheiten. Die Auswertung über einen 
Zeitraum von 15 Jahren zeigt, wie hoch die Einsparungen nach 
dem Austausch mit den neuen Warmwasser-Systemen sind. Im 
Zwölf-Familienhaus laufen bei zentralen Systemen täglich ohne 
weiteres 14 Liter Wasser ungenutzt in den Abfl uss. Das sind in 
jedem Jahr über 5 000 Liter. Im Hinblick auf die Investitionskos-
ten ist die dezentrale Trinkwassererwärmung vor allem für Ein- 
und kleinere Mehrfamilienhäuser empfehlenswert. Langfristig 
ergeben sich für sämtliche Gebäudetypen Vorteile: Im Jahr 
2020 liegt der Primärenergieaufwand der dezentralen Systeme 
deutlich niedriger als bei den zentralen Anlagen. Durchlauferhit-
zer können außerdem auch mit Solaranlagen gekoppelt werden, 
damit sind weitere Energieeinsparungen möglich.

Vollelektronische Durchlauferhitzer bieten gerade 
älteren Menschen den gewünschten Bedienkomfort 
und oftmals mehr Sicherheit. So verfügt beispielsweise 
der AEG DDLE ÖKO ThermoDrive über ein großes 
hinterleuchtetes Display, das durch den Farbwechsel 
von Blau auf Rot vor Wassertemperaturen über 42 °C 
warnt. Auch Speichertasten zum Abruf der Wunsch-
temperatur oder Drehregler, mit denen die Tempe-
raturwahl über deutliche und unmissverständliche 
Symbole erfolgt, vermitteln älteren Bewohnern Sicher-
heit und erleichtern das Handling im Alltag. Innovativ 

nutzt Energie effi zienter 
Das ErP-Effi zienzlabel wird ab September 
2015 zur Pfl icht. Wer nachrüstet, sollte 
schon heute darauf achten.

Immer kompaktere Geräte lassen sich mühelos untertisch einbauen.

ist auch die mobile Anwendung per Funkfernbedie-
nung. Sie dient der komfortablen Temperaturwahl 
über eine Entfernung bis 30 Meter in der Wohnung. 
Praktisch, wenn der Durchlauferhitzer nicht in unmit-
telbarer Nähe der Zapfstelle montiert ist – weil bei-
spielsweise ein Gerät Bad und Küche versorgt – oder 
wenn sich der Durchlauferhitzer unter der Küchen-
spüle befi ndet, wo er für in ihrer Beweglichkeit einge-
schränkte Personen schwer zu erreichen ist.

und bietet mehr Komfort.



Beileger
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Erfolgreiche Kundenbindung  
und Neukundengewinnung –  
wie aus Eigentümern Fans werden
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ImmobI l I ENvErwaltEr 
dEs  jahrEs  2015

Neukundenakquise, Kundenbindung und Kundenzufrie-
denheit sind keine Selbstläufer! Mehr denn je kommt es 
darauf an, als professionelle Hausverwaltung zu über-
zeugen. Wie überzeugen Sie? 

Zeitintensiv und mühsam ist der Aufbau neuer Kundenbe-
ziehungen. Haus- und Immobilienverwalter kennen das, 
denn die Akquise neuer Eigentümer und Eigentümerge-
meinschaften ist mit viel Aufwand verbunden. 

Gerade Wohnungseigentümergemeinschaften sind eine 
besondere Klientel: Die wenigsten wählen auf ihrer Suche 
nach einem neuen Verwalter den Weg der öffentlichen 
Ausschreibung. Vielmehr werden Verwalter über Weiter-
empfehlungen angesprochen und immer öfter auch über 
ihre Internetpräsenz ausfindig gemacht. Hat man es als 
Verwalter in die engere Auswahl geschafft, bekommt 
man trotz intensiver Vorbereitungen nicht immer den 
Zuschlag. Alle getätigten Vorleistungen waren dann  
meist vergebens. 

Umso wichtiger ist die Pflege bestehender Kundenbezie-
hungen. Darauf setzen viele Verwaltungsunternehmen  
ihren Schwerpunkt, bildet doch die Verwaltung bestehen-
der Eigentümergemeinschaften den Kern ihrer Tätigkeit. 
Ein Garant für zufriedene Kunden ist eine hochprofessio-
nelle Verwaltungsleistung. Auch im Wissen, dass direkte 
Empfehlungen zur Erweiterung des WEG-Bestandes füh-
ren. Doch wie lässt sich eine verlässliche Kundenbindung 
– eventuell auch über eine örtliche Distanz zu einzelnen 
Eigentümern – aufbauen und pflegen? Welche Maßnah-
men ergreifen Sie zur Kundenpflege und Neukunden-
gewinnung? Wie überzeugen Sie Eigentümer von sich? 
Wie gehen Sie auf Ihre Kunden ein? Welche Mehrwerte 
bieten Sie und mit welchen Alleinstellungsmerkmalen 
heben Sie sich von ihren Wettbewerbern ab?

Erfolgreiche Kundenbindung und  
Neukundengewinnung –  
wie aus Eigentümern Fans werden
 
Der Dachverband Deutscher Immobilien-
verwalter e.V. (DDIV) möchte im Rahmen 
des diesjährigen Wettbewerbs um den Titel 
„Immobilienverwalter des Jahres 2015“ von 
Haus- und Immobilienverwaltungen wissen, 
welche Maßnahmen Sie zur Neukunden-
akquise und Kundenbindung einsetzen.  
Ob Präsentationsunterlage, Website, Telefon-
gespräch, Datenbereitstellung, Geburtstags-
grüße an den Beirat oder „Eigentümer-Events“:  
Zeigen Sie uns, wie es geht.
 
• Wie schaffen Sie Kundenbindung 
 im Unternehmen? 
• Wie generieren Sie neue Einheiten/ 
 Eigentümergemeinschaften? 
• Welche Maßnahmen und 
 Instrumente nutzen Sie? 
• Wie messen Sie den Erfolg  
 Ihrer Maßnahmen?
• Welche Strategie verfolgen Sie  
 bei Bestands- und Neukunden?

Alle Informationen auch unter 
www.immobilienverwalter-des-jahres.de



aNFordEruNgEN 
aN  d I E  bEwErbuNg 

Zielgruppe
Teilnehmen können alle hauptberuflichen Immobilien-
verwalter in der Bundesrepublik.

Erforderliche Bewerbungsunterlagen
• Kurze Vorstellung des Unternehmens 
• Begründung der Motivation zur Bewerbung 
• Schriftliche Darstellung Ihrer Strategie, konkreter  
 Maßnahmen/Instrumente, die Sie zur Kunden-
 bindung und/oder Neukundengewinnung anwenden 
 (max. vier DIN-A4-Seiten)

Bitte sehen Sie davon ab, zusätzliche Materialien wie Flyer oder Broschüren zu übermitteln.  
Auch zusätzliche Datenträger (Memory-Sticks, DVDs, CDs) fließen nicht in die Bewertung ein. 

Einsendeschluss
Bewerbungsschluss ist der 24. Juli 2015.  
Bewerbungen, die danach eingehen, können nicht mehr 
berücksichtigt werden. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Kontakt
Dachverband Deutscher 
Immobilienverwalter e.V. (DDIV)
Dorotheenstr. 35
10117 Berlin
info@ddiv.de 
www.immobilienverwalter-des-jahres.de

auszE I chNuNg 
das  ErwartEt  d IE  gEwINNEr 
 

Preisverleihung
Die Bekanntgabe und Preisverleihung erfolgt im feierli-
chen Rahmen beim Festabend des 23. Deutschen Verwal-
tertages am 17. September 2015 im Estrel Hotel Berlin.

Preis „Immobilienverwalter des Jahres“
Der Gewinner trägt den Titel „Immobilienverwalter des 
Jahres 2015“. Er erhält einen Pokal sowie ein Preisgeld  
in Höhe von 3.000 Euro. Die Zweit- und Drittplatzierten 
erhalten ein Preisgeld in Höhe von 2.000 und 1.000 
Euro. Alle Gewinner werden zudem mit einer Urkunde 
geehrt. Darüber hinaus erfolgt eine umfangreiche Bericht-
erstattung in bekannten Fach- und Tagesmedien.  
Die Auszeichnung kann auch individuell als Marketing-
maßnahme genutzt werden.

Sonderpreis „ImmoStar 2015“
Mit der Auszeichnung ImmoStar 2015 werden herausra-
gende Verdienste in der Immobilienwirtschaft geehrt.  
Die Vorschläge für einen Preisträger kommen aus den 
Gremien des Dachverbandes Deutscher Immobilienver-
walter und seiner Landesverbände. Die Entscheidung trifft 
die Jury. Der Sonderpreis ist mit 1.000 Euro dotiert.

Sonderpreis „NachwuchsStar 2015“
Diesen Preis erhält der/die beste Auszubildende, der/die 
eine Ausbildung in einem der DDIV-Mitgliedsunternehmen 
absolviert hat. Der Nachwuchspreis ist mit 500 Euro 
dotiert. Informationen zur Bewerbung stehen unter 
www.immobilienverwalter-des-jahres.de bereit.

dIE  jury

Tayfun Atesli
EKB Energiekostenberatung GmbH

Andreas Backady
Immobilien Scout GmbH

Ronald Bosch
smmove Deutschland GmbH

Dr. Michael Casser
VNWI e.V.

Liliana Cataldo
MVV Energie AG 

Wolfgang Esser
Eurofins NDSC  
Umweltanalytik GmbH

Steffen Haase
DDIV e.V.

Wolfgang D. Heckeler
DDIV e.V.

Udo Hölscher 
Ista Deutschland GmbH

Yvonne Hube
Deutsche Kreditbank AG

Reiner Jungnickel
Tele Columbus AG 

Martin Kaßler
DDIVservice GmbH

Kristina Kröncke
PANTAENIUS Versicherungsmakler GmbH

Sven Kubal 
Berliner Gesellschaft für Vermögensverwaltung 
GmbH und Immobilienverwalter des Jahres 2014

Stefan Kühne
Telekom Deutschland GmbH

Friedemann Kuppler
Kalorimeta AG & Co. KG

Rolf-Dieter Kuhn
arvato Financial Solutions 

Klaus Leuchtmann
EBZ – Europäisches Bildungszentrum der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft

Werner Merkel
DDIV e.V.

Ralf Michels
DDIV e.V.

Karin Mock-Kiel
BELFOR Deutschland GmbH

Dr. Ralf Raube
TPC Betriebliche Vorsorge & Verbände

Stephan Rohloff
Aareon AG

Olaf Schürmann
Kabel Deutschland Vertrieb und  
Service GmbH & Co. KG

Matthias Sommer
Goldgas SL GmbH

Brigitte Stenders
VDIV Bayern e.V.

Dietmar Strunz
DDIV e.V.

Graziella Treffler
ASTRA Deutschland GmbH



DDIV – Die Stimme der Immobilienverwalter in Deutschland

Der Dachverband Deutscher Immobilienverwalter ist der Spitzenverband der 
bundesdeutschen Verwalterwirtschaft. Mit seinen zehn Landesverbänden und 
den über 1.800 Mitgliedsunternehmen spricht der Verband mit einer Stimme 
für die professionellen Immobilienverwalter. 

Als Interessenvertretung fordert der DDIV adäquate politische Rahmenbedin-
gungen, die Anerkennung eines verbindlichen Berufsbildes, einheitliche Aus- 
und Weiterbildungskriterien sowie die Professionalisierung des Tätigkeitsfeldes. 
Diese Belange vertritt der DDIV gegenüber Politik, Wirtschaft, Öffentlichkeit 
und Medien. Für die Mitglieder ist der Dachverband Anlaufstelle bei gesetz-
lichen, technischen, kaufmännischen und berufspolitischen Themen und Ent-
wicklungen. Zusammen mit den Landesverbänden stellt der DDIV umfassende 
Hilfen und Ratgeber zu praktischen Verwalterthemen zur Verfügung, bietet 
eine Vielzahl von Fortbildungen und ein belastbares Netzwerk innerhalb der 
Immobilienwirtschaft – ein echter Mehrwert für Verwaltungen.

Der DDIV vertritt ausschließlich professionelle Immobilienverwaltungen, die mit 
der Anzahl ihrer betreuten Wohneinheiten eine eigenständige wirtschaftliche 
Existenz vorweisen können. Die Mitgliedsunternehmen erkennen eine strenge 
Berufsordnung an. Sie verpflichten sich zum Abschluss einer Haftpflichtversi-
cherung, der regelmäßigen Teilnahme an Weiterbildungen sowie zu Qualität, 
Sorgfalt und Transparenz in der alltäglichen Berufsausübung. Der DDIV steht 
für eine starke Gemeinschaft der Immobilienverwaltungen in Deutschland und 
ist ausschließlich den Interessen eines Gewerbes verpflichtet. Das macht ihn 
unverwechselbar, glaubwürdig und kompetent.

www.ddiv.de

Die Ausschreibung wird gefördert von:
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TITELTHEMA

A
Wer macht den 
Strompreis?
Der Handelspreis für elektrische Energie entsteht in 

Deutschland an der European Energy Exchange, 

besser bekannt als „Leipziger Strombörse“. 

Aber wie funktioniert das eigentlich?

Von Andrea Körner

A
 
 
 
ngebot und Nachfrage bestimmen den 

Preis. Das gilt auch für den Handel mit Strom und erst 
recht fürs Geschäft an der Börse. Ganz ähnlich einer 
Wertpapierbörse fungiert auch die European Energy 
Exchange (EEX) als eine Art Marktplatz, auf dem Über-
kapazitäten angeboten und bestehender Bedarf einge-
kauft wird. Als elektronischer Handelsplatz für Energie 
und energienahe Produkte hat sich die EEX seit ihrer 
Gründung im Jahr 2002 zur führenden europäischen 
Energiebörse entwickelt. An den Märkten der EEX sind 
mehr als 230 Handelsteilnehmer aus 24 Ländern zuge-
lassen, darunter Energieversorger, Stadtwerke, Indust-
rieunternehmen, Energiehändler, Broker und Banken.

Schnäppchenmarkt und Grundbedarf
Gehandelt wird Strom an der Leipziger Börse auf 
zweierlei Arten: als Spot- und als Termingeschäft. Im 
Spotmarkt werden kurzfristige Geschäfte geschlos-
sen. Börsenteilnehmer können in diesem Rahmen 
plötzlich auftretende Energieengpässe ausgleichen 
und Überschüsse abstoßen. Kurze Vertragslaufzei-
ten können Preisschwankungen nutzen, bieten aber 
langfristig keine Garantien.

Im Terminmarkt decken die Teilnehmer ihren lang-
fristigen Bedarf und sichern ihre Grundversorgung 
für Monate oder auch Jahre. Sie sind dann allerdings 
auch auf lange Sicht an den vertraglich vereinbarten 
Beschaffungspreis, der sich am Spotmarkt orien-
tiert, gebunden. Einer der Gründe, warum sinkende 
Strompreise nicht unbedingt bei den Verbrauchern 
ankommen.

Der Referenzpreis
Der durch die Handelsaktivitäten beeinflusste Physi-
cal Electricity Index, kurz: Phelix, ist maßgeblich für 
den Strompreis. Tagesschwankungen von mehre-
ren hundert Prozent sind durchaus üblich, und die 
erneuerbaren Energien haben darauf erstaunlichen 
Einfluss: Decken konventionelle Kraftwerke durch 
ihren kontinuierlichen Betrieb die Grund- und Spit-
zenlastversorgung, kann die zusätzliche Einspeisung 
beispielsweise von Solarstrom an sonnigen Tagen, an 
denen nur wenig Strom verbraucht wird, dazu füh-
ren, dass das Angebot die Nachfrage übersteigt. In 
der Folge sinkt der Börsenpreis, bisweilen sogar unter 
Null. In diesem Fall müssen Stromanbieter Prämien 
zahlen, um überschüssige Energie loszuwerden. Bei 
Redaktionsschluss erreichte der Phelix übrigens ein 
nahezu historisches Tief, mit 2,6 Eurocent/kWh. Der 

von der EEX ermittelte und veröffent-
liche Strompreis ist der Großhandels-
preis, also der für die reine Handelsware 
Strom. Steuern, Abgaben und Netzent-
gelte sind darin nicht enthalten. Nach 
Auskunft der EEX macht er etwa 1/4 
des Endkundenpreises aus. Demzufolge 
hätte die Autorin dieses Beitrags Anfang 
März 2015 für ihren Haushaltsstrom Fo
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Seit Jahresbeginn ist der 

Strompreis drastisch gesunken. 

Tipp: Festpreisverträge jetzt abschließen.
KALORIMETA AG & Co. KG
Heidenkampsweg 40 
20097 Hamburg
Tel. 040 – 23775 - 9000
info@kalo.de · www.kalo.de

KALORIMETA AG & Co. KG
Heidenkampsweg 40 
20097 Hamburg
Tel. 040 – 23775 - 9000
info@kalo.de · www.kalo.de

*  Dieser kostenfreie Service bezieht sich 
auf alle KALO-Miet zähler sowie auf 
gekaufte Zähler mit Garantiewartungsvertrag

„Ihr Plus bei KALO: Kostenlose
Übernahme des Melde-
verfahrens nach § 32 MessEG – 
dafür sorgen wir persönlich.*“
Fred Baumann, Mitglied der Geschäftsleitung und 
verantwortlich für den Bereich Dienstleistungen  bei KALO

Mit KALO die Meldepfl icht 
für neue oder erneuerte 
Messgeräte richtig umsetzen:

•  Kein Aufwand: 
Automatische Meldung für 
Kunden mit Miet- oder Garantie-
wartungsvertrag. 

•  Kein Risiko: 
Keine Gefahr eines Bußgeldes 
bei ausbleibender oder nicht 
frist gerechter Meldung.

•  Wirtschaftlich: 
Es entstehen Ihnen keine Kosten 
für den KALO Meldeseservice*.



EUROPEAN  
ENERGY 
EXCHANGE
Strombörsen wurden in Fol-
ge der Liberalisierung der eu-
ropäischen Strommärkte ins 
Leben gerufen, um Vertrags-
abschlüsse zu marktgerech-
ten Preisen zu ermöglichen. 
Die heutige EEX in Leipzig 
ging aus der Fusion der im 
Jahr 2000 gegründeten 
Frankfurter EEX und der 
Leipziger Power Exchange 
hervor. Sie wird als Aktien-
gesellschaft privatrechtlich 
geführt und unterliegt dem 
deutschen Börsengesetz. Das 
Handelsvolumen für Strom 
aus Spot- und Terminge-
schäften lag im Jahr 2013 bei 
1 609,9 Terawattstunden.

10,4 Eurocent pro Kilowattstunde zu zah-
len. Es wäre schön, denn tatsächlich ist es 
weit mehr als das Doppelte.

Eine Referenz wofür?
Dafür gibt es neben der erwähnten lang-
fristigen Bindung der Stromversorger 
an preislich ungünstige Lieferverträge 
noch einen weiteren Grund: Lediglich 
ein Bruchteil des Gesamthandelsvolu-
mens für Strom wird an der Börse umge-
schlagen. Im Jahr 2013 waren es knapp 
20 Prozent. Das Gros der Geschäfte wird 
im so genannten OTC-Handel getätigt. 
OTC steht hier für Over The Counter, 

Tagesaktuell informiert: Die 

also „über den Ladentisch“ und bezeich-
net außerbörsliche Geschäfte im direkten 
Kontakt zwischen Stromerzeugern bzw. 
-händlern und -abnehmern. Dem OTC-
Handel liegen in der Regel allerdings die 
Börsenpreise zugrunde.

An diesem Punkt gerät die Leipziger 
Strombörse bisweilen in die Kritik, weil auf 
dem elektronischen Marktplatz eben nur 
eine verhältnismäßig kleine Anzahl von 
Marktteilnehmern agiert, für die es inso-
fern einfach wäre – mit zwar verbotenen 
Absprachen – die Preise in ihrem Sinne zu 
beeinflussen.

Entwicklung des Phelix lässt sich 

online live verfolgen > www.eex.com

KALORIMETA AG & Co. KG
Heidenkampsweg 40 
20097 Hamburg
Tel. 040 – 23775 - 9000
info@kalo.de · www.kalo.de

KALORIMETA AG & Co. KG
Heidenkampsweg 40 
20097 Hamburg
Tel. 040 – 23775 - 9000
info@kalo.de · www.kalo.de

*  Dieser kostenfreie Service bezieht sich 
auf alle KALO-Miet zähler sowie auf 
gekaufte Zähler mit Garantiewartungsvertrag

„Ihr Plus bei KALO: Kostenlose
Übernahme des Melde-
verfahrens nach § 32 MessEG – 
dafür sorgen wir persönlich.*“
Fred Baumann, Mitglied der Geschäftsleitung und 
verantwortlich für den Bereich Dienstleistungen  bei KALO

Mit KALO die Meldepfl icht 
für neue oder erneuerte 
Messgeräte richtig umsetzen:

•  Kein Aufwand: 
Automatische Meldung für 
Kunden mit Miet- oder Garantie-
wartungsvertrag. 

•  Kein Risiko: 
Keine Gefahr eines Bußgeldes 
bei ausbleibender oder nicht 
frist gerechter Meldung.

•  Wirtschaftlich: 
Es entstehen Ihnen keine Kosten 
für den KALO Meldeseservice*.
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A
Der Autor 

WOLFGANG WILHELMY 

Der Steuerberater betätigt sich 

auch als Autor und Referent im  

Wohnungseigentumsrecht.

www.steuerberater-wilhelmy.de

„Unternehmen“ BHKW
Mit der technischen Entwicklung von Mini- und Mikro-Blockheizkraftwerken wird Kraft-

Wärme-Kopplung für Immobilien immer interessanter. Damit steigt auch die Zahl der Anfragen 

zur steuerlichen Behandlung des Betriebs solcher Anlagen.

A
 
 
 
uf Anfrage der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen zum Ausbau der 
KWK-Anlagen teilte die Bundesregierung 
in Ihrer Antwort (BT-Drucks. 18/1119 
vom 10.04.2014) mit, dass im Jahr 2013 
insgesamt 6 181 Anlagen neu in Betrieb 
genommen wurden, 2012 waren es 5 691 
und 4 665 Anlagen im Jahr 2011. Mit der 
zwischenzeitlich veränderten Technik in 
Bezug auf die Herstellung auch von Mini- 
und Mikro-Blockheizkraftwerken scheint 
der Einsatz zur Erzeugung von Strom und 
Wärme (Kraft-Wärme-Kopplung) für den 
Immobilienbereich immer interessanter zu 
werden. Damit steigt dann allerdings auch 
die Zahl der Anfragen zur steuerlichen Be-
handlung des Betriebs solcher Anlagen. In 
der Vergangenheit schienen die steuer-
lichen Probleme im Wesentlichen durch 
entsprechende Verwaltungsanweisungen, 
insbesondere im Zusammenhang mit dem 
Ausbau der Photovoltaikanlagen, geklärt 
zu sein. Eine erneute Verunsicherung zeig-

te sich jedoch nach der Entscheidung des 
BFH vom 12.12.2012 (XI R 3/10, BStBl 
2014 S. 809) zur Bemessungsgrundlage der 
Entnahme von Strom und Wärme für den 
Eigenbedarf im Hinblick auf die Berechnung 
der Umsatzsteuer. Das Bundesministerium 
für Finanzen nimmt in einem ausführlichen 
Schreiben ebenfalls nochmals Stellung 
zur umsatzsteuerrechtlichen Behandlung 
von Photovoltaik- und KWK-Anlagen un-
ter ausdrücklicher Bezugnahme auf das 
vorgenannte Urteil des BFH (BMF vom 
19.09.2014 – IV D2 – S 7124/12/10001-
02; BStBl 2014 I S.  1287). Gleichzeitig 
werden damit auch die entsprechenden 
Verwaltungsanweisungen im Umsatzsteuer-
Anwendungserlass, insbesondere im Ab-
schnitt 2.5 UStAE, geändert. 

Umsatzsteuerliche Behandlung der 
Stromerzeugung
Der Betreiber einer Anlage zur Stromge-
winnung wird unternehmerisch tätig i. S. 
des § 2 Abs. 1 UStG, soweit der erzeugte 
Strom ganz oder teilweise, regelmäßig und 
nicht nur gelegentlich in das allgemeine 
Stromnetz eingespeist wird. Das Betreiben 
einer solchen Anlage ist daher unabhängig 
von der leistungsmäßigen Auslegung der 
Anlage und dem Entstehen von Strom-
überschüssen eine nachhaltige Tätigkeit 
und begründet die Unternehmereigen-
schaft. Seit der Änderung des Erneuerba-
re-Energiengesetzes zum 01.01.2009 gilt 
dies auch dann, wenn die Anlagenbetrei-
ber den produzierten Strom ganz oder 
teilweise direkt selbst verbrauchen. Auch 
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nach der EEG-Novelle 2014 ergibt sich für 
KWK-Anlagen keine Änderung hinsichtlich 
der Förderung des dezentral verbrauchten 
Stroms, so dass dieser weiterhin unverän-
dert förderungsfähig ist. Der gesamte von 
den Anlagenbetreibern erzeugte Strom 
gilt damit weiterhin als an den Netzbetrei-
ber geliefert, womit folglich eine Lieferung 
des dezentral verbrauchten Stroms an den 
Netzbetreiber und dessen Rücklieferung 
an den Anlagenbetreiber fingiert wird. 
Hierdurch entfällt dann zwangsläufig auch 
die Besteuerung einer unentgeltlichen 
Wertabgabe für den Fall, dass dezentral 
verbrauchter Strom für unternehmens-
fremde Zwecke verwendet wird.

Umsatzsteuerliche Behandlung der 
Wärmeerzeugung
Im Gegensatz zur Behandlung des de-
zentral verbrauchten Stroms steht die 
nicht unternehmerische Verwendung 
der selbst erzeugten Wärme. Hierbei hält 
sich die Finanzverwaltung entgegen ihrer 
früheren Auffassung nunmehr streng an 
den Wortlaut des § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
UStG, wonach primär der fiktive Einkaufs-
preis maßgebend ist und die Selbstkosten 
nur subsidiär anzusetzen sind (Abschn. 2.5 
Abs. 20 UStAE). Dies wurde auch mit der 
eingangs erwähnten Entscheidung des BFH 
vom 12.12.2012 ausdrücklich klargestellt. 
Weiterhin ist der fiktive Einkaufspreis nur 
dann anzusetzen, wenn die Wärme zum 
Zeitpunkt der Entnahme für den KWK-
Anlagenbetreiber ebenso erreichbar und 
einsetzbar ist wie die selbst erzeugte 
Wärme. Damit ist der Ansatz eines ver-
gleichbaren Fernwärmepreises nur dann 
möglich, wenn auch tatsächlich ein An-
schluss an das Fernwärmenetz eines Ener-
gieversorgungsunternehmens vorhanden 
ist. Ist ein fiktiver Einkaufspreis unter den 
o. g. Voraussetzungen nicht feststellbar, 
sind somit nachrangig die Selbstkosten an-
zusetzen, wobei alle vorsteuerbelasteten 
(z. B. Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten, laufende Aufwendungen) und nicht 
vorsteuerbelasteten Kosten (z. B. Finanzie-
rung) mit einzubeziehen sind.
Die gesamten Selbstkosten sind aufgrund 
der gekoppelten Produktion von Strom 
und Wärme im Verhältnis der erzeugten 
Mengen an elektrischer und thermischer 
Energie in der einheitlichen Messgröße 
kWh aufzuteilen (sog. energetische Auf-
teilungsmethode). Obwohl die teilweise 
erheblichen Preisunterschiede zwischen 
Wärme und Strom damit nur unzurei-
chend Berücksichtigung finden, lässt die 
Finanzverwaltung andere, z. B. die exer-
getische Allokations- oder Marktwert-
methode, als Aufteilungsmaßstab nicht 
zu. Alternativ kann für die Bemessung der 
unentgeltlichen Wertabgabe aus Verein-
fachungsgründen von dem bundesweit 
einheitlichen durchschnittlichen Fernwär-
mepreis des jeweiligen Vorjahres auf Basis 
der jährlichen Veröffentlichungen des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie 
(sog. Energiedaten) ausgegangen werden 
(Abschn. 2.5 Abs. 22 Satz 8 UStAE).
Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass 
zur Frage der Berechnung und Aufteilung 
der Bemessungsgrundlage bei Entnahme 
von Strom und Wärme im Zusammen-
hang mit dem Betrieb eines BHKW der-
zeit noch ein weiteres Revisionsverfahren 
anhängig ist (BFH V R 51/14). 

Vermeidung der 
umsatzsteuerrechtlichen Folgen
Die Zuordnung zum Unternehmensver-
mögen i. S. des § 2 Abs.  1 UStG würde 
zunächst zwingend in vollem Umfang für 
den Fall erfolgen, dass die erzeugte Energie 
vollständig oder teilweise in das Netz des 
Netzbetreibers eingespeist bzw. im eige-
nen Unternehmen dezentral verbraucht 
wird. Bei einer teilunternehmerischen 
Nutzung, z. B. durch Einspeisung in das 
Netz des Netzbetreibers und einer Ver-
wendung für unternehmensfremde (z. B. 
private) Zwecke, hat der Anlagenbetreiber 
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das Wahlrecht, die Anlage entweder voll-
umfänglich oder nur entsprechend dem 
unternehmerisch genutzten Teil seinem 
Unternehmensvermögen zuzuordnen, 
soweit die unternehmerische Nutzung 
mindestens 10 Prozent beträgt. Alternativ 
kann er auch insgesamt auf eine unterneh-
merische Zuordnung verzichten.

Einkommen- und Gewerbesteuer
Ertragsteuerlich ergibt sich die grundsätz-
liche Einordnung der Anlagen-Betreiber in 
die Einkunftsart „Gewerbebetrieb“ aus der 
Definition des § 15 Abs. 1 Nr. 1 Einkom-
mensteuergesetz (EStG), der die laufenden 
Einkünfte einer natürlichen Person erfasst. 
Gewerbebetrieb ist hiernach eine selbst-
ständige nachhaltige Betätigung, die mit der 
Absicht, Gewinn zu erzielen, unternommen 
wird und sich als Beteiligung am allgemeinen 
wirtschaftlichen Verkehr darstellt, die weder 
als Ausübung von Land- und Forstwirtschaft 
noch als Ausübung selbstständiger Arbeit 
anzusehen ist und den Rahmen privater 
Vermögensverwaltung überschreitet. Ein 
Gewerbebetrieb liegt, wenn seine Voraus-
setzungen im Übrigen gegeben sind, auch 
dann vor, wenn die Gewinnerzielungsab-
sicht nur ein Nebenzweck ist. 
Soweit hiernach eine Gewinnerzielungsab-
sicht vorliegt, kann die jährliche Gewinner-
mittlung (GE) in der vereinfachten Form 
der Gegenüberstellung von Betriebsein-
nahmen und Betriebsausgaben erfolgen, 
soweit der Gewinn nicht mehr als 50.000 
Euro im Wirtschaftsjahr beträgt. Mit we-
nigen Ausnahmen ist für diese auch als 
Überschussrechnung bezeichnete Form 
der Gewinnermittlung das Zu- und Ab-
flussprinzip des § 11 EStG zu beachten. 
Seit dem Jahr 2005 muss die GE grund-
sätzlich nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck (Anlage EÜR) der Steuererklä-
rung beigefügt werden. Die Nichtabga-
be des Vordrucks EÜR wird jedoch von 
der Finanzverwaltung nicht beanstandet, 
wenn die jährlichen Einnahmen unter der 
Grenze von 17.500 Euro liegen. Im Fall 
der vereinfachten GE besteht zwar keine 
Buchführungspflicht, wohl aber die Ver-
pflichtung zur geordneten Sammlung und 
Aufbewahrung der Belege. 
Zunächst sind die Einnahmen in Höhe der 
in dem jeweiligen Kalenderjahr tatsächlich 

geleisteten Zahlungen des Energieversor-
gungsunternehmens (EVU) in die Gewin-
nermittlung aufzunehmen. Hinsichtlich 
möglicher Abschlagzahlungen wäre anzu-
merken, dass regelmäßig wiederkehrende 
Einnahmen, die innerhalb von 10 Tagen 
vor Beginn oder nach Beendigung eines 
Kalenderjahres, zu dem sie wirtschaftlich 
gehören, zugeflossen sind, dem Jahr der 
wirtschaftlichen Zugehörigkeit zuzuord-
nen sind. Die gleichen Grundsätze gel-
ten auch für regelmäßig wiederkehrende 
Ausgaben. 
Für den Fall, dass im Zusammenhang mit 
der Investition des Anlagenbetreibers Zu-
schüsse von dritter Seite gezahlt werden, 
ist grundsätzlich wieder zu unterscheiden, 
ob es sich um öffentliche Investitionszu-
schüsse handelt oder solche, die als private 
Zuschüsse durch das jeweilige EVU geleis-
tet werden. Ein Wahlrecht, die privaten 
Zuschüsse entweder als Betriebseinnah-
men anzusetzen oder aber erfolgsneutral 
zunächst mit den Anschaffungs- und Her-
stellungskosten der Anlage zu verrechnen, 
ist in der Regel dann ausgeschlossen, wenn 
ein unmittelbarer wirtschaftlicher Zusam-
menhang mit einer Leistung des Zuschuss-
empfängers verbunden ist. 
Vereinnahmte Umsatzsteuerbeträge sowie 
die durch das Finanzamt erstattete Vor-
steuer und Mineralölsteuer gehören eben-
falls zu den Betriebseinnahmen, ferner die 
als nicht abzugsfähige Betriebsausgabe auf 
den Entnahmewert des Direktverbrauchs 
entfallende Umsatzsteuer.
Auf der Ausgabenseite ist für die Be-
rechnung der Abschreibung bei einem 
Blockheizkraftwerk von einer betriebsge-
wöhnlichen Nutzungsdauer von 10 Jahren 
auszugehen. Die Abschreibung ist hierbei 
linear auf den Zeitraum der Nutzungsdau-
er zu verteilen. Für den Fall, dass es sich 
bei der Installation der Anlage nicht um 
eine erstmalige Errichtung im Zuge einer 

Neubaumaßnahme handelt, sondern um 
den Ersatz für eine bereits bestehende 
Heizungsanlage, können die gesamten 
Kosten jedoch im Jahr der Zahlung als 
Erhaltungsmaßnahme steuerlich berück-
sichtigt werden. So hat das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz in seinem Urteil vom 
23.09.2014 (3 K 2163/12; EFG 2015 S. 19) 
entschieden, dass es sich bei dem Block-
heizkraftwerk in einem zu Wohnzwecken 
vermieteten Objekt um einen Gebäu-
debestandteil handelt und nicht um eine 
selbstständig zu beurteilende Betriebsvor-
richtung, die in erster Linie dem „Gewer-
bebetrieb Stromverkauf“ dient. Nachdem 
gegen dieses Urteil seit dem 21.01.2015 die 
Revision beim Bundesfinanzhof anhängig 
ist, bleibt abzuwarten, wie die Entschei-
dung des BFH ausfällt (BFH IX R 36/14). 
In einer Verfügung der OFD Niedersach-
sen vom 15.12.2010 (S 2240 – 186 – St 
221/St222) war die Finanzverwaltung 
noch davon ausgegangen, dass Blockheiz-
kraftwerke als selbstständige, vom Gebäu-
de losgelöste bewegliche Wirtschaftsgüter 
zu behandeln sind. 
Zu den weiteren Ausgaben gehören im 
Wesentlichen die Aufwendungen für den 
Einkauf der Brennstoffe zum Betreiben des 
Motors, Reparatur- und Wartungskosten 
sowie evtl. die Kosten der Finanzierung. 

Für Wohnungseigentümergemeinschaften 
wäre im Fall der Gewinnerzielungsabsicht 
zu beachten, dass die gemeinschaftlichen 
Einkünfte aus dem Betrieb des BHKW im 
Rahmen des § 180 AO einheitlich und ge-
sondert festzustellen sind. Da es sich nach 
dem Idealbild einer WEG jedoch um einen 
Zusammenschluss von Wohnungs- und 
Teileigentümern im Regelfall ohne Ge-
winnerzielungsabsicht handelt, ergibt sich 
bei einem Tätigkeitsumfang der WEG im 
Rahmen des Idealbilds keine steuerliche 
Relevanz.

Im Kalenderjahr geleistete 

Zahlungen des Energieversorgers sind 

in die Gewinnermittlung aufzunehmen.
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Energie tanken
Zukünftig werden immer mehr Ladepunkte mit Abrechnung für 

Elektrofahrzeuge in Mehrfamilienhäusern benötigt.

Dr. Frank Pawlitschek Knut Hechtfischer
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is zum Jahr 2020 sollen eine Mil-

lion Elektrofahrzeuge (einschließlich sog. 
Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge) auf Deutsch-
lands Straßen fahren, so die Strategie der 
Bundesregierung. Diese Fahrzeuge wer-
den laden müssen, und zwar vor allem 
auch im privaten Umfeld – zu Hause oder 
am Arbeitsplatz.
Entsprechender Bedarf an Ladeinfrastruk-
tur in Mehrfamilienhäusern (MFH) ist ab-
sehbar. Da Eigentümer und Verwaltung 
der Wohneinheiten den von Elektrofahr-
zeugen geladenen Strom nicht verschen-
ken wollen und dürfen, benötigen sie 
geeignete Infrastruktur, die die Messung 
und Abrechnung des Stroms ermöglicht. 
Eine pauschale Erfassung und Abrechnung 
über den Hausstrom wird nicht ausrei-
chen, da sie keine nutzergerechte Zuord-
nung ermöglicht und insofern  –  wohl 
zu Recht – auf den Widerstand anderer 
Mieter bzw. Wohnungseigentümer sto-
ßen würde. Es bedarf also zwangsläufig 
einer transaktions- bzw. nutzergenauen 
Abrechnung.

Die Technik, die diesen Anforderungen 
an eine rechtssichere Lösung entspricht, 
muss im Interesse beider Seiten wirt-
schaftlich sein. Hinzu kommt schließlich 
noch, dass die bereits bestehende Infra-
struktur kostengünstig und mit geringem 
Aufwand erweiterungsfähig sein sollte, 
wenn der Bedarf im Laufe der Zeit steigt.

Die Installation konventioneller 
Ladestationen ist teuer
Viele der heute verwendeten Ladestati-
onen (Ladesäule bzw. Wallbox) sind für 
Vermieter und Eigentümer weniger geeig-
net, die aufgezeigten Probleme zu lösen. 
Dadurch, dass jede einzelne dieser Lade-
stationen einen Stromzähler (das zent-
rale Element der energiewirtschaftlichen 
Messung und Erfassung des verbrauchten 
Stroms) und die entsprechende Autori-
sierungs- und Abrechnungstechnologie 
beinhaltet, um den vom jeweiligen Nutzer 
entnommenen Strom transaktionsgenau 
und unabhängig vom Ladeort zuordnen 
und abrechnen zu können, sind sie in der 
Anschaffung teurer. Aber erst wenn trans-
aktionsgenau abgerechnet wird, kann je-
der Mieter an jeder Dose laden. Einzelne 

Ladeplätze müssen nicht fest zugeordnet 
werden; alle dürfen überall laden. Hinzu 
kommen laufende Kosten für den Service 
der Autorisierung, Messung, Abrechnung 
und Kommunikation. Diese Kosten sind 
für jede einzelne Ladestation aufzubrin-
gen, unabhängig davon, ob und wie viel sie 
überhaupt genutzt wird. Sowohl die ein-
maligen als auch die laufenden Kosten für 
diese Art der Ladeinfrastruktur sind meist 
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Mobile Metering macht den Stromzähler 

mitsamt der Kommunikations- und 

Autorisierungstechnologie mobil.

unwirtschaftlich und führen dazu, dass 
sich die hohen Kosten regelmäßig auf der 
Seite des Ladepunktanbieters kumulieren. 

Alternative: Systeme auf Grundlage 
mobiler Stromzähler
Einen neuen Ansatz nutzen Systeme auf 
Grundlage mobiler Abrechnungstechnik: 
„Mobile Metering“ macht den Stromzähler 
mitsamt der Kommunikations- und Autori-
sierungstechnologie mobil. Zwei Varianten 
sind dabei möglich: Entweder wird die Tech-
nologie ab Werk in das Fahrzeug eingebaut 
oder – das ist momentan gängige Praxis – in 
ein intelligentes Ladekabel integriert. Es re-
duziert den Ladepunkt auf eine möglichst 
einfache und kosten-
günstige Systemsteck-
dose, die lediglich 
noch in der Lage sein 
muss, mit dem Kabel 
zu kommunizieren. 
Das intelligente Lade-
kabel „weiß“, wo es 
eingesetzt wird. 
Die Steckdose ist in 
solchen Systemen 
nicht mehr für die 
Autorisierung, Mes-
sung, Kommunikati-
on und Abrechnung 
verantwortlich. Diese 
Aufgaben übernimmt 
das Kabel. Wesent-
lich geringere Kosten 
für Anschaffung und 
Installation der Sys-
temsteckdosen sind 
die Folge. Zudem ver-
ursachen diese auch 
geringere Kosten im 
Betrieb, und die in ei-
nem MFH angebote-
ne Infrastruktur lässt 

sich einfach erweitern: Weitere Ladepunk-
te können eingerichtet werden, ohne dass 
Stromzähler und Abrechnungstechnologie 
erneut hohe Kosten verursachen. Dazu wer-
den lediglich zusätzliche Aufputzsteckdosen 
installiert, die auch mit Hausstrom versorgt 
werden können. Gerade dieser Punkt ist für 
geringe Installationskosten in vielen Fällen 
entscheidend. 

Nutzergerechte Kostenverteilung
Weil sich die „Intelligenz“ nun im Ladekabel 
des Verbrauchers befindet, trägt im Mobile 
Metering System derjenige, der sein Auto 
lädt, als Verursacher der Kosten für Mess-
stellenbetrieb und Abrechnung diese nun 

selbst. Dasselbe gilt für den von ihm ver-
brauchten Strom: Er wird transaktionsgenau 
erfasst und dem Besitzer des Elektrofahr-
zeugs in Rechnung gestellt. Das Besonde-
re für den Besitzer des Elektroautos: Da 
Verträge zur Strombelieferung immer mit 
dem Stromzähler verknüpft sind, kann er 
den Stromanbieter und -tarif selbst wählen. 
So lädt er – wo und wann auch immer das 
Fahrzeug geladen werden soll – zu den-
selben Konditionen. Immobilienverwalter 
bzw. -eigentümer, die im Mobile Metering 
System als Ladepunktanbieter fungieren, 
haben dabei nur noch einen Vertragspart-
ner, mit dem sie den bei ihnen geladenen 
Strom abrechnen – unabhängig davon, wie 
viele Mieter oder Wohnungseigentümer 
die Ladepunkte nutzen. Der Verwaltungs-
aufwand ist minimal, und die Freiheit für 
E-Autofahrer geradezu grenzenlos.

So funktioniert die Abrechnung
Die Systemsteckdose wird beim Mobile 
Metering System hinter dem bereits vor-
handenen stationären Zähler angeschlos-
sen. Der mobile Zähler im Ladekabel ist 

Partner für 
Immobilienverwalter 

und -vermieter 

Seit über 60 Jahren steht der Name der Unternehmensgruppe MINOL bei Verwaltern und Vermieter für 

Zuverlässigkeit, Transparenz, Flexibilität und Pünktlichkeit in Sachen Heiz- und Betriebskostenabrechnung. 

Heute ist MINOL auch Ihr zuverlässiger Partner für 

Rauchwarnmelder und die Legionellenprüfung.

Zahlen ändern sich.
Werte bleiben.

minol.de

Anzeige_Abrechnung.indd   1 16.12.2014   14:39:59



daher ein „nachgelagerter“ Zähler. Für die 
Abrechnung gibt es nun zwei Varianten, 
die den Aufwand für den Ladepunktan-
bieter rechtssicher minimieren, wenn am 
Hausstrom geladen wird:

■■ Der von den mobilen Strom-
zählern erfasste Stromverbrauch 
wird dem Ladepunktanbieter 
automatisch und zuverlässig in 
voller Höhe rückerstattet  – mo-
natlich und transaktionsgenau. 

■■ Der von den mobilen Stromzählern 
erfasste Stromverbrauch wird in 
Zusammenarbeit mit dem Netz-
betreiber vom beim Messstellen-
betreiber hinterlegten Zählerstand 
des stationären Stromzählers abge-
zogen, so dass auf der Stromrech-
nung für den festen Zähler lediglich 
der Stromverbrauch ohne den La-
destrom erscheint.

Weitere Vorteile
Die Umgehung pauschaler Abrechnung 
verhindert, dass Kosten umgelegt wer-
den, die nicht umgelegt werden dürften. 
So wird eine ganze Reihe (wohnungsei-
gentums-)rechtlicher Herausforderun-
gen unterschiedlichster Eigentums- oder 
Vermietungskonstellationen einfacher 
lösbar. Beispiele sind hier die benötigten 
und sich häufig als problematisch heraus-
stellenden Zustimmungsbeschlüsse der 
Eigentümerversammlung zur Installati-
on von Ladeinfrastruktur oder eben die 
Kostenverteilung: Die Beschlussfassung 
wird in jedem Fall vereinfacht, wenn be-
stimmte Probleme vorab technisch ge-
löst sind.

Im Ergebnis können Wohneigentümern 
bzw. Mietern, aber auch deren Gästen 
wirtschaftliche Ladepunkte mit Abrech-
nung bereitgestellt werden, ohne Kom-
promisse an die Rechtssicherheit. 

Für Verwalter und Hauseigentümer gibt 
es einen weiteren erheblichen Vorteil: 
Beim Mieterwechsel bleibt der Eigentü-
mer nicht auf teurer Technik mit laufen-
den Kosten „sitzen“, sondern es bleibt 
nur die Steckdose an der Wand zurück. 
Auch wenn der nächste Mieter, der den 
Stellplatz nutzt, kein Elektrofahrzeug hat, 
spielt das finanziell keine große Rolle. Für 
ein dort geparktes Elektrofahrzeug wiede-
rum lässt sich das intelligente Ladekabel 
über den neuen Vertrag des Mieters leicht 
beschaffen. 

Was heute noch nach Zukunftsmusik 
klingt, beispielsweise lokales Lastmanage-
ment für optimalen Eigenverbrauch von 
Solarstrom vom Dach, ist durch den mo-
bilen Zähler ebenfalls möglich. Das Kabel 
hat eine eigene Internetverbindung (Mo-
bilfunk) und steuert das Auto im Prinzip 
genauso wie eine viel teurere intelligente 
Ladebox.
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Zukunft Elektromobilität
Was hat der Verwalter zu beachten, wenn Nutzer von Elektrofahrzeugen 

in der Wohnanlage eine Ladestation einrichten wollen?

F
 
 
 
ahrzeuge, die zumindest auch über einen 

Elektro-Antrieb verfügen, finden vor allem in den 
Städten zunehmend Interessenten. Damit geht die 
Suche nach Lademöglichkeiten einher. In Mehrfami-
lienhäusern stößt deren Einrichtung rasch an recht-
liche Grenzen. Während Mieter sich vor allem mit 
ihren Vermietern ins Benehmen setzen müssen, stellt 
sich in Wohnungseigentumsanlagen die Frage nach 
einem entsprechenden Gestattungserfordernis.

Muss ein 
Beschluss gefasst 
werden?
Erste Anlaufstelle 
für die Eigentümer 
ist insofern der Ver-
walter. Oft besteht 
Unsicherheit darü-
ber, ob ein Beschluss 
gefasst werden muss 
und wenn ja, welche 
Mehrheiten hierfür 
erforderlich sind. 
Auf den ersten Blick 
könnte man meinen, 

es handele sich um eine bauliche Veränderung des ge-
meinschaftlichen Eigentums, die nach § 22 Abs. 1 WEG 
zustimmungsbedürftig ist. Der Nachteil für die anderen 
Eigentümer, der das Zustimmungserfordernis auslöst, 
könnte sich etwa aus der optischen Beeinträchtigung 
ergeben (Ladesäule auf dem Grundstück) oder aber 
aus einer Mehrbelastung des – vielleicht ohnehin alters-
schwachen – Stromnetzes in der Anlage. Immer wieder 
äußern Eigentümer auch die Befürchtung, die Brand-
gefahr werde erhöht. Dafür gibt es bislang aber keine 
belastbaren Nachweise. Eine Nachfrage beim Gebäu-
deversicherer, zu der dem Verwalter in jedem Fall zu 
raten ist, schon um eine Obliegenheitsverletzung durch 
Gefahrerhöhung zu vermeiden, wird in aller Regel erge-
ben, dass das Risiko dort als gering eingeschätzt wird.
Auf den zweiten Blick hängt das Beschlusserforder-
nis aber sehr von den Umständen in der konkreten 
Anlage ab und selbstverständlich auch davon, wie die 
Ladestation beschaffen sein soll: Welche Ausmaße sie 
hat, ob Dreiphasenwechselstrom („Drehstrom“) oder 
einfacher „Hausstrom“ benötigt wird, wo sie an das 
Stromnetz angeschlossen werden kann, damit der 
Verbrauch zuverlässig erfasst werden kann usw. Das 
macht die Sache rechtlich diffizil. 

Was sagt die Gemeinschaftsordnung?
Bevor er sich zur Zulässigkeit einer Ladestation äu-
ßert, muss der Verwalter in jedem Fall die relevan- Fo
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ten Umstände sorgfältig aufklären. Hierzu gehört in 
jedem Fall die Gemeinschaftsordnung. Zumindest 
in den nächsten Jahren werden Gemeinschaftsord-
nungen, die die Ladeproblematik regeln, z. B. einen 
Anspruch auf Einrichtung durch die Gemeinschaft 
oder zumindest eine Pflicht zur Duldung einer La-
destation, sicherlich eine seltene Ausnahme sein. Es 
gibt sie aber bereits heute! Nicht nur deswegen muss 
ein Verwalter, der die Rechtslage feststellen möchte, 
zunächst einmal dort hineinschauen. 

Dabei kann er auf Vereinbarungen stoßen, die bau-
liche Veränderungen in der Anlage durch einfache 
oder qualifizierte Mehrheit zulassen oder sie gar ein-
zelnen Eigentümern gestatten. Letzteres ist etwa der 
Fall, wenn Inhabern von Sondernutzungsrechten an 
Kfz-Stellplätzen die Befugnis eingeräumt wird, ihren 
Abstellplatz durch eine Absperrvorrichtung zu si-
chern oder einen Carport zu bauen. Das hat zwar auf 
den ersten Blick nichts mit einer Ladesäule zu tun. 
Jedoch muss man sich fragen, ob eine ergänzende 
Auslegung der Gemeinschaftsordnung vorzunehmen 
ist, insbesondere wenn das Phänomen elektrisch be-
triebener Fahrzeuge zum Zeitpunkt, als die Gemein-
schaft entstand, noch Zukunftsmusik war. Obwohl 
im Grundbuch eingetragene Vereinbarungen streng, 
vor allem nach ihrem Wortlaut ausgelegt werden, 
gestattet der BGH unter bestimmten Voraussetzun-
gen eine Ergänzung. Sofern die von einer Ladeein-
richtung ausgehenden Beeinträchtigungen für die 
Miteigentümer nicht größer sind als die, die von der 
gestatteten Veränderung ausgingen, liegt eine ergän-
zende Auslegung nahe. Allerdings sollte unbedingt 
die Stellungnahme eines Fachmanns zur konkret be-
troffenen Gemeinschaftsordnung eingeholt werden, 
bevor die Arbeiten aufgenommen werden.

Liegt eine Modernisierung vor?
Fehlen einschlägige Vereinbarungen, richtet sich die 
Rechtslage also ausschließlich nach dem Gesetz, muss 
der Verwalter bedenken, dass die erforderlichen 
Eingriffe in das gemeinschaftliche Eigentum eine 
Modernisierung nach § 22 Abs. 2 WEG sein könn-
ten. Das mag zunächst abwegig klingen, ist es aber 

Gemeinschaftsordnung: 

Eine ergänzende Auslegung 

ist mitunter möglich.
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wegen des unlängst vom Gesetzgeber erweiterten 
Modernisierungsbegriffs überhaupt nicht. Seit dem 
1.5.2013 verweist das WEG auf § 555b BGB, nach 
dessen Nr. 2 auch solche baulichen Veränderungen 
eine Modernisierung sind, „durch die nicht erneuer-
bare Primärenergie nachhaltig eingespart oder das 
Klima nachhaltig geschützt wird“. Dazu muss man 
wissen, dass die Einsparung nicht erneuerbarer Pri-
märenergie nicht notwendig das Gebäude betreffen 
muss, was bereits ein Vergleich mit § 555b Nr. 1 BGB 
nahelegt und sich aus der Begründung des Gesetzes 
klar ergibt. Wenn man also davon ausgeht, dass (1.) 
Elektroautos dazu beitragen, fossile Energieträger zu 
schonen und ihre Motoren ohnehin einen höheren 
Wirkungsgrad haben als Verbrennungsmotoren, und 
(2.) solche nur angeschafft werden, wenn man sie 
auch dort laden kann, wo sie die meiste Zeit stehen, 
nämlich am Wohnort, erscheint es durchaus sach-
gerecht, eine Modernisierung anzunehmen. Freilich 
steckt die juristische Diskussion hierzu noch in den 
Kinderschuhen und es fehlen Entscheidungen, an de-
nen man sich verlässlich orientieren kann.

Ist das Gemeinschaftseigentum 
überhaupt betroffen?
Darüber hinaus sind sogar Sachverhalte denkbar, in 
denen ein Eingriff in das gemeinschaftliche Eigentum, 
der im Zuge der Errichtung des Ladepunktes einer 
Gestattung bedürfte, gar nicht erforderlich oder 
zumindest eher unbedeutend ist. Letzteres kann zu 
einem Anspruch auf Zustimmung gem. § 22 Abs. 1 
WEG führen. Ein solcher kann wohl selbst dann von 
demjenigen, der die Ladestation errichten möchte, 
geltend gemacht werden, wenn eine Modernisierung 
vorliegt und damit an sich statt § 22 Abs. 1 WEG des-

sen Abs. 2 ein-
schlägig ist. Das 
kann hier nicht 
vertieft werden 
und hat bislang 
überraschender 
Weise auch kei-
ne Diskussion im 
Schrifttum aus-
gelöst. Dass ein 
Zustimmungsan-
spruch des bauwil-
ligen Eigentümers 
jedenfalls beste-
hen könnte, soll-
te der Verwalter 
dessen ungeachtet 
aber deswegen 
wissen, weil diese 

Information für die anderen Eigentümer wichtig sein 
kann. Manch einer wird lieber einem Gestattungs-
beschluss zustimmen, als das Risiko einzugehen, von 
seinem elektromobilitätsbegeisterten Miteigentümer 
verklagt zu werden. 
Jedenfalls scheidet eine optische Beeinträchtigung 
der Miteigentümer aus, wenn die Ladevorrichtung 
in einer Garage installiert werden soll. Gehört die-
se dem Nutzer des Elektrofahrzeugs, steht auch 
der Putz in seinem Sondereigentum, weshalb eine 
Installation „auf Putz“ keine Veränderung des Ge-
meinschaftseigentums wäre. Jedoch können die Lei-
tungen, an die die Station angeschlossen werden soll, 
im Gemeinschaftseigentum stehen. 

Wessen Leitung wird angezapft?
Zur eigentumsrechtlichen Zuordnung von Leitungs-
systemen gibt es aktuelle Rechtsprechung des BGH, 
die der Verwalter kennen muss. Aus ihr ergibt sich, 
dass entgegen der früher herrschenden Ansicht eine 
Leitung nicht allein deswegen im Sondereigentum 
steht, weil sie nur die Garage versorgt. Von selbst 
sollte sich verstehen, dass der Eigentümer nicht ein-
fach die durch sein Sondereigentum verlaufende 
Hauptversorgungsleitung „anzapfen“ darf. Außerdem 
müssen die Miteigentümer sicherlich keine Stro-
mentnahme auf Kosten der Gemeinschaft dulden. 
Erst wenn die Entnahme gemessen und dem Eigen-
tümer zur Kompensation zugewiesen werden kann, 
käme wohl eine Zustimmungspfl icht in Betracht. 

Die im Detail komplizierte Rechtslage kann sich als 
Hemmschuh für die gewünschte Verbreitung von 
Elektroautos erweisen. Lehre und Rechtsprechung 
können zwar versuchen, Schützenhilfe zu leisten und 
die Ladestation etwa als „Herstellung eines Energie-
versorgungsanschlusses“ nach § 21 Abs. 5 Nr. 6 WEG 
zu interpretieren. Ob sich das letztlich bis zum BGH 
durchsetzen könnte, steht aber in den Sternen. Nur 
der Gesetzgeber kann insofern für klarere Vorgaben 
sorgen und zeigen, wie ernst es ihm mit dem für 
2020 ausgegeben Ziel von 1 Mio. Elektroautos ist. Fo
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Modernisierungsmaßnahmen

zur Einsparung von Energie 

und für den Klimaschutz sein.
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Alles dicht?!
Das Wasserhaushaltsgesetz nimmt Hauseigentümer in die Pflicht, private Abwasserleitungen  

auf Dichtheit zu prüfen – mit regionalen Unterschieden.

Von Dr. Birgit Maria Lachenmaier

Zu den Pflichten der Hauseigen-
tümer und Grundstücksbesitzer gehört es, 
Grundstücksentwässerungsanlagen zu war-
ten. Das umfasst die regelmäßige Dichtheits-
prüfung der privaten Abwasserleitungen. 
Alle im Erdreich liegenden schmutzwasser-
führenden Abwasserleitungen eines Grund-
stücks, oder solche, die unzugänglich verlegt 
sind, müssen kontrolliert und auf ihre Dicht-
heit hin überprüft werden. Das schreibt das 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vor. 

Zweck des WHG ist es, „durch eine nach-
haltige Gewässerbewirtschaftung die Ge-
wässer als Bestandteil des Naturhaushalts, 
als Lebensgrundlage des Menschen, als Le-
bensraum für Tiere und Pflanzen sowie als 
nutzbares Gut zu schützen“. In diesem Sin-
ne müssen alle Abwasseranlagen nach den 
„allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik“ errichtet, betrieben und unterhalten 
werden. Erfüllen sie diese Anforderungen 
nicht, so sind die dafür erforderlichen Maß-
nahmen (Sanierungen) innerhalb angemes-
sener Fristen durchzuführen (§ 60 WHG).

Stand der Technik
Welche Anforderungen an den ordnungs-
gemäßen Zustand bestehen, sowie Hin-
weise zu allgemein anerkannten Regeln 
der Technik finden sich in erster Linie im 
technischen Regelwerk DIN 19860-30. 
Hier sind die Anforderungen an die Dicht-

heit der Rohre und die Prüfung neuer und 
alter Abwassergrundleitungen sowie Sa-
nierungsstandards festgelegt. 2012 wurde 
die DIN 1986-30 dahingehend geändert, 
dass die Frist für die Erstprüfung bereits 
vorhandener Grundleitungen bis zum 
31.12.2015 gestrichen wurde. Die Fristset-
zung ist nun Aufgabe der Kommunen. Die 
DIN gilt nur für Abwasserleitungen und 
Anschlusskanäle, die nicht Teil der öffent-
lichen Abwasseranlage sind.

Landesrechtliche Umsetzung 
unterschiedlich
Die Regelungen zur Dichtheitsprüfung 
von Abwasserleitungen sind nicht bundes-
weit einheitlich, sondern können durch 
Länder und Kommunen konkretisiert 
werden. Das WHG ermächtigt die Länder, 
Einzelheiten durch Landeswassergesetze 
und kommunale Satzungen zu regeln und 
bundesrechtliche Vorgaben auszuführen.

Rechtsgrundlagen für  
die Dichtheitsprüfung: 

■■ WHG des Bundes
■■ Landeswassergesetze
■■ Satzungen von Städten und 
Gemeinden

■■ DIN-Normen, Arbeitsblätter 

Die Gesetzeslage ist also hinsichtlich der 
Pflicht der Hauseigentümer sehr unter-
schiedlich. Sollten nicht alle Länder über 
eine eigene Regelung verfügen, gilt immer 
das WHG.

Welche Leitungen sind betroffen?
Sofern kommunale Satzungen eine Prü-
fungspflicht vorschreiben, müssen Leitungen 
ab der Grundstücksgrenze bis zum öf-
fentlichen Kanal auf Dichtheit überprüft 
werden. Das sind die sog. Grundstücks-
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entwässerungsleitungen. Sie führen das 
auf dem jeweiligen Grundstück anfallende 
häusliche Schmutz- und Regenwasser dem 
öffentlichen Kanalnetz zu und bestehen 
aus Grundleitungen, die unzugänglich ver-
legt sind. Leitungen im Gebäudeinneren 
sind von der Überwachungspflicht nicht 
umfasst, ebenso wenig wie Regenwasser-
leitungen (sofern sichergestellt ist, dass 
kein Fremdwasser in die Mischwasserka-
nalisation gelangt). 

Gehört die Abwasserleitung vom Grund-
stück zum Abwasserkanal der öffentlichen 
Kanalisation, ist der Eigentümer nur für 

die Leitungen bis zum Kontrollschacht 
oder der Grundstücksgrenze verantwort-
lich. Bei Gemeinschaftsleitungen oder 
Leitungen, die über fremde Grundstücke 
gehen, sind auch die vertraglichen Verein-
barungen zu beachten.

Welche Frist gilt?
Das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
schreibt in § 60 WHG lediglich vor, dass 
die Überprüfung innerhalb einer „an-
gemessenen Frist“ erfolgen muss. Bei 
Neubauten und wesentlichen Umbauten 
ist eine erste Dichtheitskontrolle direkt 
nach der Herstellung der Abwasserlei-

tungen durchzuführen. Vielerorts wer-
den auf kommunaler Ebene im Rahmen 
von Entwässerungssatzungen weitere 
Konkretisierungen zu Prüfungsverfahren 
festgeschrieben und an die Kommunen 
und Gemeinden übertragen. Aber nicht 
alle Bundesländer verfügen über eigene 
Regelungen. Teilweise werden durch die 
jeweiligen Verordnungen kleine häusliche 
Abwasseranlagen ausdrücklich von einer 
Prüfpflicht ausgenommen (siehe dazu 
auch aufgeführte Liste). 

Die für Sie verbindlichen Fristen und 
Durchführungsvorschriften können Sie bei 
der Stadt oder Gemeinde erfragen. Hier 
findet man eine Übersicht, die jedoch kei-
ne Rechtsgewähr bieten kann. Genaueres, 
auch zu den empfohlenen Prüffirmen und 
den Prüfmethoden ist dort ebenfalls zu 
erhalten. Hilfreich ist auch die Broschüre 
„Private Abwasserleitungen“, herausgege-
ben vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung im Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung, die bestellt 
werden kann.

BUNDESLAND GELTENDE SATZUNG BESONDERHEITEN

Baden- 
Württemberg

Abwasserbehandlungsanlagen für häusliches 
Abwasser unter 8 Kubikmeter sind von der Eigen-
kontrolle ausgenommen (§ 1 EigenkontrollVO).
§ 51 WG Abs. II: Überprüfung nach 5 bzw. 10 Jah-
ren von Abwassersammelanlagen

WG vom 3.12.2013 (GBl. Nr. 17, S. 389), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.12.2014 
(GBl. Nr. 24, S. 777), in Kraft getreten am 1.1.2015

Bayern

Es gilt die DIN 1986-30 der DIN Entwässerungs
anlagen für Gebäude und Grundstücke. 
Es gilt die Eigenüberwachungsverordnung.
Die „Wiederkehrende Überprüfung privater 
Abwasseranlagen“ (Frist) wird in Bayern durch die 
örtlichen Entwässerungssatzungen der jeweiligen 
Gemeinden/Städte geregelt (i. d. R. Erstprüfung 
innerhalb 10, dann nach 25 Jahren).

BayWG vom 25.2.2010, berichtigt am 5.3.2010 
(GVBl 2010, S. 130), zuletzt geändert am 16.2.2012 
(GVBL 2012 Nr. 3, S. 40)

Berlin
Es gilt das WHG. Nur in Wasserschutzgebieten 
besteht eine ausdrückliche Pflicht zur 
Dichtheitsprüfung.

BWG in der Fassung vom 17.6.2005 (GVBl. S. 357, 
2006 S. 248, 2007 S. 48), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 6.6.2008 (GVBl. S. 139)

Das Wasserhaushaltsgesetz schreibt  

in § 60 WHG lediglich vor, dass die  

Dichtheitsprüfung innerhalb einer  

„angemessenen Frist“ erfolgen muss.
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BUNDESLAND GELTENDE SATZUNG BESONDERHEITEN

Brandenburg
Es gilt das WHG i. V. m. DIN 1986-30 des 
Wasserschutzgesetzes. 
§ 75 BbgWG: Selbstüberwachungspflicht

BbgWG vom 2.3.2012, geändert durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 10.7.2014

Bremen
Keine speziellen Ausführungsbestimmungen 
über das WHG hinaus. Es gilt DIN 1986-30 des 
Wasserschutzgesetzes.

BremWG vom 24.2.2004 (Brem.GBl. S. 45), außer 
Kraft am 30.4.2011 durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 12.4.2011 (Brem. Gbl. S. 262)

Hamburg

Nach § 18b Wasserhaushaltsgesetz i. V. m. 
DIN 1986-30 die Pflicht für Grundstücks
eigentümer einer Erstprüfung sämtlicher 
Abwasserleitungen und Schächte

HmbAbwG vom 24.7.2001, letzte berücksichtig-
te Änderung: § 21 geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 17.12.2013 (HmbGVBl. S. 540, 
542) – Frist: 31.12.2015
Nichtbeachtung ist eine OWi und kann zu 
Bußgeldstrafe führen.
Dichtheitsnachweise sind bei den Bauprüfabteilun-
gen der Bezirks- oder Ortsämter vorzulegen.

Hessen
Keine speziellen Ausführungsbestimmungen 
über das WHG hinaus. Es gilt DIN 1986-30 des 
Wasserschutzgesetzes.

EKVO Abwassereigenkontroll-Verordnung (EKVO) 
vom 23.7.2010, seit März 2012 ausgesetzt!
Die Landesregierung hat die privaten Zuleitungs-
kanäle, die häusliches Schmutzwasser und/oder 
Niederschlagswasser transportieren, aus dem 
Anwendungsbereich der Abwassereigenkontroll-
Verordnung herausgenommen.

Mecklenburg-
Vorpommern

Keine speziellen Ausführungsbestimmungen 
über das WHG hinaus. Es gilt DIN 1986-30 des 
Wasserschutzgesetzes.

LWaG vom 30.11.1992 (GVOBl. M-V S. 669; GS Meckl.-
Vorp. Gl. Nr. 753-2), zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 4.7.2011 (GVOBl. M-V S. 759)

Niedersachsen
Keine speziellen Ausführungsbestimmungen 
über das WHG hinaus. Es gilt DIN 1986-30 des 
Wasserschutzgesetzes.

NWG vom 19.2.2010, letzte berücksichtigte 
Änderung: § 28 geändert, Anlage 2 neu gefasst 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 18.12.2014  
(Nds. GVBl. S. 477)

Nordrhein-
Westfalen

Keine speziellen Ausführungsbestimmungen 
über das WHG hinaus. Es gilt DIN 1986-30 des 
Wasserschutzgesetzes.

LWG vom 25.6.1995, geändert mit Wirkung 
zum 16.3.2013, insb. § 53, der Gemeinden 
Satzungsermächtigung erteilt, auch für Fristset-
zungen. Gemeinden sind demnach verpflichtet, 
Grundstückeigentümer über Pflichten aufzuklären.

Rheinland-Pfalz
Keine speziellen Ausführungsbestimmungen 
über das WHG hinaus. Es gilt DIN 1986-30 des 
Wasserschutzgesetzes.

�LWG vom 22.1.2004, letzte berücksichtigte 
Änderung: § 89 geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 23.11.2011

Saarland
Keine speziellen Ausführungsbestimmungen 
über das WHG hinaus. Es gilt DIN 1986-30 des 
Wasserschutzgesetzes.

SächsWG in der Fassung der Bekanntmachung vom 
18.10.2004 (SächsGVBl. S. 482), außer Kraft am 
8.8.2013 durch Artikel 16 Abs. 1 des Gesetzes vom 
12.7.2013 (SächsGVBl. S. 503)

Sachsen-Anhalt
Keine speziellen Ausführungsbestimmungen 
über das WHG hinaus. Es gilt DIN 1986-30 des 
Wasserschutzgesetzes.

LSA vom 16.3.2011, letztmalig geändert am 
17.6.2014

Schleswig-Holstein
Keine speziellen Ausführungsbestimmungen über 
das WHG hinaus.

Landeswassergesetz vom 11.2.2008, insb.  
§§ 30, 31 LWHG, Ermächtigung für Gemeinden 
zum Satzungserlass.

Thüringen
Keine speziellen Ausführungsbestimmungen über 
das WHG hinaus.

ThürWG vom 18.8.2009, insb. § 60 ThürWG, 
Ermächtigung der Wasserbehörde zu weiteren 
Anordnungen.
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Sonderfall 
München
Auch die Münchner Entwässerungssatzung sah vor, dass 

private Abwasserleitungen bis spätestens 31.12.2015 erstmals 

zu prüfen seien. Die Vollversammlung des Stadtrates 

beschloss allerdings 2013, die Fristen zu streichen. 

Was steckt dahinter? Stadtrat Marian Offman 

im Interview.

Herr Offman, wie kam es dazu, dass man 
in München gegen die Fristsetzung aktiv 
wurde?
Im März 2012 wurde vom Innenminis-
terium eine neue bayerische Muster-
Entwässerungssatzung veröffentlicht. 
Die Vorschriften zur Dichtigkeitsprüfung 
wurden darin erheblich gelockert. Insbe-
sondere gibt es keine Pflicht, die Prüfung, 
wie in der Münchner Satzung vorgeschrie-
ben, zum 31.12.2015 festzulegen. Da Sied-
lervereine und Hausverwaltungen wegen 
der großen Schwierigkeiten und einer 
großen Verunsicherung ob der Möglich-
keiten, den festgesetzten Termin bis Ende 
2015 einzuhalten, auf uns zugekommen 
sind, hat am 9.10.2012 die CSU-Fraktion 
beantragt, für die Dichtigkeitsprüfung 
eine bürgerfreundliche Übergangsfrist 
nach 2015 festzulegen. In einer Vorlage 
für den Stadtentwässerungsausschuss 
vom 16.4.2013 unterbreitete die Refe-
rentin erfreulicherweise den Vorschlag, 
die Erstprüfungsfrist zum 31.12.2015 samt 
Wiederholungsfrist von 20 Jahren bis auf 

weiteres ersatzlos zu streichen. Der Stadt-
rat folgte dieser Vorlage.

Auf welcher rechtlichen Grundlage basierte 
die Satzungsänderung?
Rechtliche Grundlage war die vom baye-
rischen Innenministerium erlassene Mus-
ter-Entwässerungssatzung, welche eine 
Prüfungspflicht bis zu einem festgelegten 
Zeitpunkt nicht mehr vorschreibt.

Welche sachlichen Argumente gab es dafür?
Hausverwaltungen und Hauseigentümer 
waren mit dieser Terminsetzung völlig 
überfordert. Zudem mangelte es an der er-
forderlichen Zahl qualifizierter Fachfirmen 
für die Dichtigkeitsprüfung und in der Folge 
natürlich für die Kanalsanierungen. Zudem 
fehlten im Baureferat die Personalkapazitä-

Marian Offman
Der Geschäftsführer 

einer mittelständischen 
Hausverwaltung mit 

dem Schwerpunkt auf 
WEG-Verwaltung ist seit 
13 Jahren im Münchner 
Stadtrat. Als sozial- und 

energiepolitischer Sprecher 
der CSU befasst er sich 

vorwiegend mit Sozial- und 
Kulturpolitik und widmet 
sich darüber hinaus The-
men aus dem Bereich der 

Immobilienverwaltung.

Hausverwaltungen und Eigentümer  

waren mit der Terminsetzung völlig 

überfordert, es mangelte an Fachfirmen. Ill
us
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ten, um zu kontrollieren, ob man wirklich 
bei allen Häusern die Hausanschlusskanäle 
bis 2015 überprüft hätte. Tatsächlich geht 
es darum, an die Eigenverantwortlichkeit 
von Hauseigentümern zu appellieren.

Ist die Auflage zur Dichtigkeitsprüfung für 
Eigentümer damit generell aufgehoben, 
und gibt es Ausnahmen, in welchen Fällen?
Natürlich ist die Auflage nicht aufgeho-
ben. Es sollte unbestritten das Anliegen 
aller Hauseigentümer sein, dass Abwasser 
nicht vorschriftswidrig ins Grundwasser 
gelangen. Deshalb sind Hauseigentümer 
verpflichtet, die Leitungen stets in baulich 
gutem Zustand und vollkommen betriebs-
fähig zu halten, in einer Weise, dass eine 
ordnungsgemäße Ableitung des Abwassers 
stets gewährleistet ist. Deshalb werden in 
München auch nach wie vor unter gewis-
sen Umständen Dichtigkeitsnachweise 
behördlich vorgeschrieben. Bei neu herge-
stellten oder bearbeiteten Leitungen, bei 
Leitungen mit gewerblichen Abwässern, 
in Wasserschutzgebieten und dann, wenn 
bei Hausanschlusskanälen im Rahmen 
der Untersuchung des städtischen Kanals 
Schäden festgestellt wurden.

Welche Konsequenzen hat die Satzungs-
änderung für Eigentümer, und was ist zu 
empfehlen?
Zunächst gibt es für die Hauseigentümer 
keine behördlich vorgeschriebenen Fris-
ten für die Kanalsanierung mehr. Dennoch 
kann im Zusammenhang mit der Überprü-
fung von Stadtkanälen die Stadtentwäs-
serung Schäden am Hausanschlusskanal 
feststellen und sehr kurzfristig deren Be-
seitigung verlangen. Deshalb sollte gerade 
bei älteren Häusern und bei möglichen 
Hinweisen auf eine Undichtigkeit eine 
Dichtigkeitsprüfung erwogen oder be-
schlossen werden. 

In vielen älteren Häusern wird nach wie 
vor Niederschlagswasser in das Abwasser-
system eingeleitet. Dieses ist in München 
bei Neubauten satzungsrechtlich nicht zu-
lässig. Altbauten genießen mit Einschrän-
kungen Bestandsschutz. Im Zuge einer 
baulichen Änderung des Abwassersystems 
im Haus wäre auch der Hausanschlusska-
nal zu überprüfen.

Seit 30 Jahren sind wir 
erfolgreicher Partner 
der Wohnungswirtschaft.
Unsere Philosophie: 
Funktionelle Technik und 
zuverlässiges Handwerk.

Mit unserem gewerkübergreifenden Komplettkonzept 
sind wir auf den Austausch von Fenstern und Haustüren
in bewohnten Wohnanlagen spezialisiert. Unsere 
Leistungsversprechen: RAL-zertifizierte Fenstertechnik,
sorgfältige Planung und Montagedurchführung bei 
zuverlässiger Termineinhaltung. Auf diese zehn Punkte
können Sie sich jederzeit verlassen:

1. Kostenlose und fachmännische Beratung im Vorfeld der 
Entscheidungsfindung

2. Kostenloser Ausschreibungsservice mit individueller 
Beschreibung der technischen Details

3. Ausarbeitung eines unverbindlichen Kostenvoranschlags

4. Übernahme der Terminierung für die Aufmaßaufnahme
mit den Wohnungseigentümern und Mietern

5. Aufmaß für jedes Fenster und jede Tür unter Berück-
sichtigung der technischen Anschlussdetails

6. Koordination und Festlegung der Einbautermine in 
Abstimmung  mit allen Beteiligten

7. Sorgfältige Montagevorbereitung

8. Zügige und termingerechte Durchführung der 
kompletten Montage innerhalb eines Tages

9. Einweisung der Wohnungseigentümer und Mieter in 
die sachgerechte Nutzung der Fenster mit Aushändigung 
einer Lüftungs- und Pflegeanleitung

10. Eigener Kundendienst für spätere Wartungs- und 
 Serviceleistungen

PORSCHE GmbH . Gewerbestraße 3 . 87448 Waltenhofen-Hegge 
Telefon 0831/5 22 62-0 .Telefax 0831/5 22 62-21 
info@porsche-fenster-tueren.de . www.porsche-fenster-tueren.de
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GEBÄUDE & TECHNIK

Der Autor 
DIPL.-ING. THOMAS FRISCH 

Geschäftsführender Gesell-

schafter der Frisch & Faust 

Tiefbau GmbH, Berlin

Wenn die Prüfung
Lecks aufweist
Rund 93 Prozent aller bundesweit existierenden Hausanschlüsse sollen undicht sein. 

Besonders Anlagen, die bis Mitte der 70er-Jahre gebaut wurden, sind betroffen.

Die Dichtigkeitsprüfung bringt 
es in vielen Fällen an den Tag: Alte Ton-
rohre, die damals mit Teerstricken abge-
dichtet und mit Teer vergossen wurden, 
haben inzwischen ihre Dichtung verlo-
ren. Wurzelwerk hat sich, vom Abwas-
ser angezogen, inzwischen seinen Weg 
in die Rohre gebahnt. Die Kamerafahrt 
zur Dichtigkeitsprüfung zeigt Scherben, 
Wurzeln und durch Löcher eingedrun-
genes Erdreich. Durch das defekte Rohr 
tritt Schmutzwasser ins umliegende Erd-
reich und ins Grundwasser aus. Grund-
stückseigentümer, die nichts dagegen 
unternehmen, begehen eine Ordnungs-
widrigkeit.

Zur Sanierung gibt es nun im Wesentli-
chen zwei Möglichkeiten: Man kann die 
bis zu 3,50 m tief liegenden Rohre ausgra-
ben und komplett erneuern. Zum Teil lie-
gen sie aber auch unter dem Fundament, 
und dann wird es schwierig.
Zum Glück gibt es auch die Methode der 
Rohrinnensanierung durch sogenannte 
Schlauch-Liner.
Mit dieser wirtschaftlichen und umwelt-
freundlichen Technik können beschädigte 
bzw. undichte Anschluss- und Grundlei-

tungen, auch Bögen und Kanäle mit Di-
mensionswechsel sowie Abzweige saniert 
werden. Das Verfahren kann zur fachge-
rechten Beseitigung von Rissen, einwach-
senden Wurzeln mit vorhergehenden 
Fräsarbeiten oder anderen Undichtigkei-
ten eingesetzt werden.

Ablauf der Sanierung mittels 
Hausanschluss-Liner
Zur Feststellung des Ist-Zustandes wird 
eine Reinigung des Hausanschlusska-
nals mit anschließender TV-Inspektion 
durchgeführt. Diese kann vom Hauptka-
nal sowie über vorhandene Reinigungs-

1

2

NUTZEN SIE DEN INFORMATIONSVORSPRUNG
■ alle 14 Tage die wichtigsten Neuigkeiten aus Politik, 

Wirtschaft und Rechtsprechung speziell für Haus- und 
Immobilienverwalter aufbereitet

■ kostenfrei, digital und für mobile Endgeräten optimiert

■ übersichtlich, aktuell und nützlich für Ihre Alltag.

DDIVnewsletter – AUF DEM NEUESTEN STAND!

Über 12.000 Abonnenten pro� tieren bereits vom 
wichtigsten Branchennewsletter. Sollten Sie noch 
nicht registriert sein, melden Sie sich jetzt an:   

www.ddiv.de/newsletter



Vorbereitende Arbeiten: Reinigung des 
Hausanschlusskanals zur Feststellung 
des Ist-Zustands mit Kamerafahrt.

Einbringung des fl exiblen Textilschlauches 
und Andruck mit Wasser oder Luft.

Neue Auskleidung: Der Inliner dichtet 
nach dem Aushärten den alten Kanal 
statisch tragfähig und dauerhaft ab.

1

2

3

öffnungen in der Grundleitung erfolgen. 
Nach Auswertung der TV-Inspektion wird 
ein Sanierungskonzept sowie ein Kos-
tenangebot erstellt. Zur Vorbereitung 
der durchzuführenden Arbeiten werden 
eventuelle Hindernisse wie Wurzeln, Ab-
lagerungen oder einragende Dichtungen 
sowie Muffenversätze unter Einsatz von 
Fräsrobotern oder Kettenschleudern 
entfernt. Vorhandene Schadensbilder im 
alten Hausanschlusskanal werden dann 
durch Auskleidung mit dem Schlauchli-
ner auf kompletter Länge behoben. Dazu 
wird ein mit Harz getränkter fl exibler Tex-
tilschlauch in den vorhandenen Kanal ein-
gezogen und mit Luft- bzw. Wasserdruck 
an die Innenwände angedrückt. Nach 

ca. drei Stunden ist das Harz ausgehärtet 
und bildet ein statisch tragfähiges und 
dichtes Neurohr im bestehenden, schad-
haften Hausanschlusskanal, und man kann 
von einer Lebensdauer von mindestens 
50  Jahren ausgehen.
Nach dem Einbau des Schlauchliners er-
folgt eine Druckprüfung sowie eine TV-
Inspektion mit Prüfzeugnis zur Vorlage 

VORTEILE DER INLINER-SANIERUNG
 ■ nur geringe Beeinträchtigung während der Arbeiten
 ■ wesentlich geringere Kosten als bei offener Bauweise
 ■ minimale Baustelleneinrichtungsfl ächen

3

bei den Behörden. Die Sanierung kann 
auf diese Weise bei den Nennweiten von 
DN 100 bis DN 250 und mit Bögen bis 
90 Grad sowie mit Dimensionswechsel 
erfolgen und eignet sich zur Behebung 
nahezu aller Schadensbilder. Ein profes-
sionelles Sanierungsteam wird mit dieser 
Methode ein bis zwei Hausanschlusskanä-
le pro Tag erneuern.

NUTZEN SIE DEN INFORMATIONSVORSPRUNG
■ alle 14 Tage die wichtigsten Neuigkeiten aus Politik, 

Wirtschaft und Rechtsprechung speziell für Haus- und 
Immobilienverwalter aufbereitet

■ kostenfrei, digital und für mobile Endgeräten optimiert

■ übersichtlich, aktuell und nützlich für Ihre Alltag.

DDIVnewsletter – AUF DEM NEUESTEN STAND!

Über 12.000 Abonnenten pro� tieren bereits vom 
wichtigsten Branchennewsletter. Sollten Sie noch 
nicht registriert sein, melden Sie sich jetzt an:   

www.ddiv.de/newsletter
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Der Autor 
MARCO FRÖHLICH 

Der SHK-Meister ist Prokurist  

der TGA Rohrinnensanierung.

Böse Überraschung
unterm Estrich

Hunderttausende Fußbodenheizungen, die in den 70er- bis Anfang der 90er-Jahre 

verlegt wurden, bestehen aus Kunststoffrohren, die sich heute quasi unter den Füßen 

auflösen. Es besteht Handlungsbedarf.

D
 
 
 
as Problem war seinerzeit 

noch nicht abzusehen: Die damals über-
wiegend verbauten Polyethylen-Rohre 
enthalten Stabilisatoren, die im Laufe der 
Zeit verloren gehen. Die Leitungsrohre 
werden spröde und bekommen Risse. Als 
Ursache dafür ist der permanente Sau-
erstoffeintrag zu sehen. Er durchdringt 
den Kunststoff von außen und gerät auch 
mit dem Heizungswasser ins System. In 
der Folge entstehen Korrosionsprozesse, 
sodass sich zusätzlich Rost in den Leitun-
gen ablagert. Ein schleichender Prozess, 
der aber in der Regel nicht unbemerkt 
bleibt: Betroffene Räume werden nicht 
mehr richtig warm, und mit dem zusätzli-
chen Energieaufwand steigen die Kosten. 
Die Anlage heizt nicht mehr effizient – 
schlimmstenfalls droht der Totalausfall 
des Systems. Schätzungen zufolge arbei-

ten lediglich 30 Prozent der im genannte 
Zeitraum installierten Fußbodenheizun-
gen heute noch einwandfrei.
Wer Wohnungsnutzern den lieb gewon-
nenen Komfort einer Fußbodenheizung 
nicht entziehen oder im Zuge einer ohne-
hin fälligen Sanierung Maßnahmen ergrei-
fen will, setzte bisher auf das Durchspülen 

der Leitungen mit Wasser. Fachleute raten 
davon inzwischen ab, weil dies das Prob-
lem noch verschlimmern kann. Durch die 
Spülung dringt weiterer Sauerstoff ins 
System. Zudem ist die Gefahr eines Rohr-
verschlusses durch freigesetzte Ablagerun-
gen hoch – und dann bleibt nur noch die 
Totalsanierung.



Kleinanzeigen
Hier könnte auch Ihre Kleinanzeige stehen, weitere Informationen  
erhalten Sie bei: Isabella Gnirß, Mediaberatung
Tel.: +49 89 419694-32, ignirss@avr-verlag.de

Verwalterausbildungen:
Staatlich geprüfte Fernlehrgänge

und/oder
Immobilien-Berufsfachstudium

nach dem Rahmenstoffplan der IHK
Infos: www.immobilien-institut.de

Aus alt mach neu
Als Alternative bietet sich bereits seit dem 
Jahr 2005 ein innovatives Verfahren an, 
das die maroden Leitungen von innen 
saniert und nachhaltig auf den heutigen 
Stand der Technik bringt. Im Unterschied 
zu den damals verwendeten Kunststofflei-
tungen haben heutige Heizungs-PE-Rohre 
u. a. eine Sperrschicht aus Ethylen-Vinylal-
kohol-Copolymer (EVOH), die die Sau-
erstoffzufuhr zuverlässig unterbindet. Bei 
der neuen Rohrinnensanierung wird auch 
in alte Heizungssysteme ein Innenbe-
schichtungsmaterial aus viskosem Harz 
eingetragen, das eine zuverlässige Sauer-
stoffbarriere bildet. Im Rohrinnern wird 
somit weitere Verschlammung verhindert, 
die mit der Beschichtung versiegelte Heiz-
schlange ist wie neu – und arbeitet wieder 
effizient.

Gezielte Diagnose
Selbst Sachverständige haben es Jahre 
nach dem Einbau oft schwer, den wahren 
Zustand einer Fußbodenheizung von au-
ßen einzuschätzen. Ohne bauliche Maß-
nahmen werden zuverlässige Ergebnisse 
bei der Zustandsanalyse daher am besten 

durch die Kombination verschiedener 
Diagnoseinstrumente erzielt. Mit einem 
mobilen Labor werden alle Daten aus der 
Fußbodenheizung erkundet, um genaue 
Schlussfolgerungen über Alterung und 
Zustand der Kunststoffrohre treffen zu 
können. Zusätzlich zur Wasser- und Zu-
standsanalyse hilft bei vorhandenen Un-
dichtigkeiten nur der „tiefere“ Einblick.
Mit einer thermografischen Analyse erhält 
der Fachmann eine Art „Röntgenbild“ der 
Fußbodenheizung. Mit Know-how kann 
zwischen altersbedingten Schäden und In-
stallationsmängeln differenziert werden. 
Beginnen die Kunststoffrohre zu versprö-
den, lässt sich ihr Totalersatz durch eine 
Sanierung verhindern. Der Estrich muss 
währenddessen nicht aufgerissen, die 
Wohnung nicht geräumt werden.

Reinigung von innen und 
Beschichtung
Zur Sanierung wird zunächst sämtliches 
Restwasser mit Druckluft aus dem Heiz-
system geblasen. Anschließend werden 
die Rohrinnenflächen mit einem Abra-
sivgemisch von Schlammrückständen 
und Verkrustungen gereinigt. In die nun Fo
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blanken Rohrleitungen wird die Beschich-
tungsmasse per Luftstrom in den Heiz-
schlangen feinverteilt und mit Hilfe eines 
Kalibrierwerkzeugs gleichmäßig hauchdünn 
auf die Innenwände aufgetragen. Nach 
ca. 48 Stunden ist das Material ausgehärtet, 
im alten Rohr ein neues entstanden, das 
die Lebensdauer der Fußbodenheizung um 
bis zu 25 Jahre verlängern kann. Das Ver-
fahren eignet sich für Fußbodenheizungen 
aus Kunststoff ab 10 mm Innendurchmes-
ser, sofern noch mindestens 20 bis 30 Pro-
zent der Stabilisatoren darin enthalten 
sind, und ist nach zwei bis drei Tagen pro 
Wohnung abgeschlossen. Die Heizungs-
anlage bleibt dabei in Betrieb. Die Kosten 
belaufen sich auf etwa ein Fünftel bis ein 
Drittel der herkömmlicher Sanierungen 
und sind derzeit mit bis zu 10  Prozent 
durch KfW-Mittel förderungsfähig.

Rissig und spröde gewordene 
PE-Rohre mit Ablagerungen

Sandgestrahltes und innen neu 
beschichtetes PE-Rohr nach 
der Sanierung

1

2

1 2
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Wenn wie in dem vom Landgericht zu entscheidenden Fall bereits absehbar ist, dass 
die WEG in naher Zukunft erheblichen Finanzierungsbedarf haben wird, darf der 
Verwalter ein besonderes Augenmerk auf die Zahlungsfähigkeit von potenziellen Er-
werbern legen. Es ist im Interesse der WEG, deren Finanzkraft sicherzustellen. Dies 
ist aber nur dann der Fall, wenn auch neue WEG-Mitglieder ihren Verpflichtungen 
nachkommen können. Sofern also eine Veräußerung von Wohnungseigentum nur 
mit Zustimmung des Verwalters erfolgen kann, darf dieser belastbare Informationen 
zur Bonität der Erwerber verlangen, wenn bereits einigermaßen konkret absehbar 
erhebliche finanzielle Belastungen auf die WEG zukommen. 

RATSCHLAG FÜR DEN VERWALTER: 

Die Autorin 
CLAUDIA OTTLO

Die Rechtsanwältin ist in der Kanzlei 

„Sibeth Partnerschaft Rechtsanwälte 

Steuerberater“ schwerpunktmäßig 

auf den Gebieten Miet- und  

WEG-Recht tätig.

	 www.sibeth.com

Entscheidungen rund 
um das Wohneigentum

Darf ein Verwalter Bonitätsnachweise von Käufern einer Wohnung aus einer Eigentümer­

gemeinschaft verlangen? Ist es einer Wohnungseigentümergemeinschaft erlaubt, mit einer  

Kamera-Attrappe den Eindruck einer Überwachungssituation herzustellen? Muss ein  

Eigentümer Hausgeldzahlungen auf ein Treuhandkonto des  

Verwalters zahlen? So entschieden die Gerichte.

Verlangen eines Bonitätsnachweises vor 
Zustimmung des Verwalters zur Veräußerung

Was war passiert: Die Klägerin, Eigentü­
merin zweier Wohnungen in einer WEG, 
ersuchte die beklagte Verwalterin um de­
ren Zustimmung zur Veräußerung ihrer 
Wohnungen. Die Verwalter-Zustimmung 
war nach den Bestimmungen der WEG zur 
Veräußerung erforderlich. Weil in der Woh­
nungseigentümergemeinschaft Sanierungen 
mit einem Kostenvolumen von mehreren 
Millionen Euro anstanden, teilte die Verwal­
terin der Eigentümerin mit, dass sie erst Er­
kundigungen über die Solvenz und Bonität 
der Erwerber einziehen müsse, und bat die 

Eigentümerin um die Vorlage entsprechen­
der Unterlagen. Die Erwerber teilten darauf­
hin lediglich mit, dass sie den Kauf finanzieren 
könnten, ohne jedoch auf die Sanierungs­
maßnahmen einzugehen. Der Verwalterin 
wurde sodann lediglich eine Schufa-Auskunft 
vorgelegt, jedoch weder Einkommensnach­
weise noch sonstige Informationen über die 
Zahlungsfähigkeit der Erwerber. Die Eigentü­
merin erhob schließlich Klage gegen die Ver­
walterin auf Zustimmung zur Veräußerung.

Die Meinung des Gerichts: Nach Ansicht 
des Gerichts war die Beklagte nicht in Ver­
zug mit der Erteilung ihrer Zustimmung. 
Sie hatte als Verwalterin ein berechtigtes 
Interesse daran, im Hinblick auf die bevor­
stehenden kostenintensiven Sanierungs­

maßnahmen die Bonität der Erwerber zu 
klären. Gemäß § 12 Abs. 2 WEG darf der 
Verwalter seine Zustimmung zur Veräu­
ßerung aus wichtigem Grund versagen, 
was nach den Ausführungen des Gerichts 
dann gegeben ist, wenn unklar ist, ob der 
Erwerber seinen Beitrags- und Finanzie­
rungsverpflichtungen nachkommen kann. 

Dokumentation: LG Köln, Beschluss 
vom 08.09.2014 – 29 T 96/14 = NZM 
2015, 57
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Dass an die Aufstellung „echter“ Videoüberwachungsanlagen strenge Vorschriften ge-
knüpft sind, wurde bereits höchstrichterlich entschieden (siehe DDIV 03/14). Aber 
auch bei der Anbringung von Kamera-Attrappen im Gemeinschaftseigentum ist noch 
der Maßstab der §§ 22 Abs. 1, 14 Nr. 1 WEG zu beachten: Einer Beschlussfassung 
müssen dann alle Eigentümer zustimmen, die über das gem. § 14 Nr. 1 WEG bestimm-
te Maß hinaus beeinträchtigt werden. Dies können (neben der Beeinträchtigung durch 
die optische Veränderung, die die Anbringung einer Video-Kamera mit sich bringen 
kann) alle von dem erzeugten Überwachungsdruck betroffenen Wohnungseigentümer 
sein. Dennoch kann grundsätzlich die Anbringung einer Attrappe gegenüber einer ech-
ten Videoüberwachungsanlage das „mildere Mittel“ sein, bei dem dann jedenfalls auch 
nicht die strengen Vorgaben von § 6b BDSG beachtet werden müssen. 

Nach § 27 Abs. 5 S. 1 WEG hat der Verwalter einer WEG die eingenommenen 
Gelder von seinem Vermögen getrennt zu halten. Er darf sie weder mit eigenen 
Mitteln vermischen, noch mit den Geldern einer anderen WEG. Da die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft selbst rechtsfähig ist, sind die Konten auf den Namen der 
WEG zu führen. Eine Kontoführung auf eigenen Namen entspricht nicht ordnungs-
gemäßer Verwaltung, weil die Wohnungseigentümer dann nicht gleichermaßen bei 
einer Zwangsvollstreckung gegen den Verwalter oder einer Insolvenz des Verwalters 
vor einem Zugriff auf WEG-Vermögen geschützt sind. 

RATSCHLAG FÜR DEN VERWALTER: 

RATSCHLAG FÜR DEN VERWALTER: 

Anbringung einer Kamera-Attrappe 

Keine Hausgeldzahlung auf Treuhandkonto des Verwalters

Was war passiert: Die Parteien des Rechts­
streits bilden eine Wohnungseigentümer­
gemeinschaft. Die Beklagten haben an 
der Außenwand ihrer Garage auf dem ge­
meinschaftlichen Grundstück eine Kamera-
Attrappe angebracht. Die Kamera war auf 
das im Gemeinschaftseigentum stehende 
Grundstück gerichtet. Die Kläger verlangten 
die Entfernung der Kamera-Attrappe.

Die Meinung des Gerichts: Das Gericht 
bejahte auch in zweiter Instanz den Be­
seitigungsanspruch der Kläger. Es führte 
aus, dass auch eine Kamera-Attrappe die 
Kläger gem. §§ 22 Abs. 1, 14 Nr. 1 WEG 
benachteilige, weil weder für die Kläger, 
noch für Besucher der WEG-Anlage er­
sichtlich sei, ob es sich nicht doch um eine 

funktionsfähige Überwachungsanlage 
handele. Der durch die Attrappe erzeugte 
Überwachungsdruck sei nicht geringer zu 
beurteilen als bei einer echten, funktions­
fähigen Kamera. 

Dokumentation: LG Düsseldorf, Urteil vom 
28.11.2013 – 19 S 25/13 = ZMR 2014, 472

Was war passiert: Die Mitglieder einer 
Wohnungseigentümergemeinschaft strit­
ten über rückständige Hausgeldzahlun­
gen des beklagten Miteigentümers. Der 
Miteigentümer wurde wiederholt von der 
Verwalterin zur Zahlung des Hausgeldes 
aufgefordert. Das Konto, auf das der Mit­
eigentümer die Hausgeldzahlungen hätte 
leisten sollen, war ein offenes Treuhand­
konto, dessen Inhaber der Verwalter war. 
Der Miteigentümer verweigerte zunächst 
die Zahlung auf dieses Konto. 

Die Meinung des Gerichts: Das Amtsge­
richt wies die Klage ab. Es entschied, dass 
der beklagte Miteigentümer berechtigt 
war, den Zahlungsaufforderungen der 
Verwalterin keine Folge zu leisten, weil 
die Verwalterin nicht Zahlung auf ein ei­
genes Konto der Wohnungseigentümer­

gemeinschaft, sondern auf ein offenes 
Treuhandkonto der Verwalterin verlangt 
hatte. Ein Wohnungseigentümer ist nach 
Ansicht des Gerichts nicht verpflichtet, 
eine Zahlung auf ein nicht unmittelbar 
der Wohnungseigentümergemeinschaft 
zustehendes Konto zu erbringen, wenn 

die Zahlungsfähigkeit der WEG durch 
die Zahlungsrückstände nicht gefährdet  
wird.

Dokumentation: AG Hamburg, Urteil 
vom 25.07.2014 – 10 C 24/14 = BeckRS 
2014, 16108. 
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Um in einem laufenden Miet-
verhältnis über Wohnraum die Miete er-
höhen zu können, sieht der Gesetzgeber 
grundsätzlich zwei Möglichkeiten für ei-
nen Vermieter vor:

Der Vermieter kann sich einerseits auf die 
ortsübliche Vergleichsmiete oder einen 

MIETERHÖHUNG
Nach energetischer Sanierung ist sie durchaus rechtens. Aber was ist dabei zu beachten?

qualifizierten Mietspiegel berufen und 
den Mieter gemäß § 558 BGB dazu auffor-
dern, einer Mieterhöhung zuzustimmen. 
Erhält er die Zustimmung nicht, kann er 
den Klageweg beschreiten.
Andererseits darf der Vermieter gemäß 
§ 559 BGB 11 Prozent der aufgewende-
ten Kosten einer Modernisierung auf die 
Jahresmiete umlegen. Dabei unterschei-
det das Gesetz in § 555b BGB die Fälle der 
energetischen Modernisierung von allen 
anderen Modernisierungsleistungen.

Die energetische Modernisierung
Als energetische Modernisierung defi-
niert das Gesetz „bauliche Veränderungen, 
durch die in Bezug auf die Mietsache End-
energie nachhaltig eingespart wird“.
Anders als bei allen anderen Moderni-
sierungsmaßnahmen, kommt es bei der 
energetischen Modernisierung nicht da-

rauf an, ob sich der Gebrauchswert der 
Wohnung für den Mieter erhöht hat oder 
sich die allgemeinen Wohnverhältnisse auf 
Dauer verbessern. Alleiniges Kriterium ist 
die Einsparung von Primärenergie. Der 
Gesetzgeber hat hier die politisch gewoll-
ten Klimaschutzziele quasi per Gesetz zu 
Zielen der Mietvertragsparteien erhoben. 
Um die aufgewendeten Kosten tatsächlich 
und schnellstmöglich auf die Miete umle-
gen zu können, sind die folgenden Schritte 
zu beachten:

Die Ankündigung 
einer Modernisierung
Der Vermieter hat dem Mieter gemäß 
§ 555c BGB die Modernisierungsmaß-
nahme drei Monate vor deren Beginn in 
Textform anzukündigen. Art und Umfang 
der Arbeiten müssen dabei beschrieben 
werden, ebenso wie der voraussichtliche 
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Alleiniges Kriterium für energetische 

 Modernisierungen ist laut Gesetz die 

 Einsparung von Primärenergie.
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Beginn und der Abschluss der Maßnahme 
und die zu erwartende Mieterhöhung.
Der Vermieter hat auch plausibel zu be-
gründen, dass durch die geplante Maß-
nahme nachhaltig Energie oder Wasser 
eingespart wird. Je nach geplanter Maß-
nahme ist dabei unterschiedlicher Be-
gründungsaufwand erforderlich. Bei 
einer Verbesserung der Wärmedämmung 
durch die Anbringung von Wärmedämm-
verbundsystemen und Erneuerung der 
Fenster darf von einer energetischen 
Sanierung ausgegangen werden. Bei ei-
ner Umstellung der Heizungsart, z. B. auf 
Fernwärme, Wärme-Contracting oder nur 
durch Einbau einer moderneren Heizungs-
anlage, ist die Primärenergieeinsparung 
anhand konkreter Vergleichsberechnun-
gen darzulegen. Allerdings darf der Ver-
mieter dabei auf allgemein anerkannte 
Pauschalwerte in Bezug auf die energeti-
sche Qualität seiner verwendeten Bautei-
le Bezug nehmen. Es genügt also etwa die 
Angabe entsprechender Verbrauchswerte 
eines Heizungs herstellers.

Der Mieter ist auch darauf hinzuweisen, 
dass ihm eventuell der Einwand einer un-
zumutbaren Härte zusteht, sodass er die 
Modernisierungsarbeiten nicht dulden 
muss. Eine solche Härte kann in einer 
schweren Krankheit begründet liegen, 
aber auch in einer momentanen berufl i-
chen Situation, die es unmöglich macht, 
die Durchführung der Arbeiten zu erdul-
den. Dabei handelt es sich regelmäßig um 
vorübergehende Umstände, da die Durch-
führung von Modernisierungsmaßnahmen 

grundsätzlich zu dulden ist und der Ver-
mieter, aber auch die Allgemeinheit ein 
überwiegendes Interesse an der Durch-
führung der Maßnahmen hat. Lediglich 
momentane, besonders schwerwiegende 
Hinderungsgründe kommen daher als be-
sondere Härte im Sinne des § 555d Abs. 3 
BGB in Betracht.

Kündigt der Vermieter die Moderni-
sierung nicht in dieser Art oder nicht 
rechtzeitig an, oder erhöhen sich die an-
gekündigten Kosten um mehr als 10 Pro-
zent, kann er gemäß § 559b Abs. 2 BGB 
die Mieterhöhung erst sechs Monate ver-
zögert geltend machen.

Ein Verwalter, der diese Regelungen nicht 
beachtet, kann sich gegenüber dem Eigen-
tümer schadensersatzpfl ichtig machen.

Die Modernisierungskosten
Von den Modernisierungskosten sind vor 
deren Umlage diejenigen Kosten in Abzug 
zu bringen, die für Erhaltungsmaßnah-
men ohnehin aufzuwenden gewesen wä-
ren, denn diese Kosten trägt der Mieter 
nicht. Dies können z. B. die Kosten für die 
ohnehin nötige Instandsetzung der Fens-
ter sein. Es kann dann lediglich der Kos-

tenanteil umgelegt werden, der über die 
Kosten einer notwendigen Instandsetzung 
hinausgeht.

Ebenso können verwendete Drittmittel, 
also Gelder, die als öffentliche Förderung 
ausgereicht und verwendet wurden, gemäß 
§ 559a BGB nicht mit umgelegt werden.

Die Erhöhungserklärung
Nach Abschluss der Arbeiten ist dem 
Mieter die Mieterhöhung schriftlich zu 
erklären. D. h., die Erhöhungserklärung 
muss die aufgewendeten Kosten aufl isten 
und anhand der Umlagemöglichkeit von 
11 Prozent, gemessen an der Wohnungs-
größe, die verlangte Erhöhung nachvoll-
ziehbar erläutern.

Die Mieterhöhung wirkt mit Beginn des drit-
ten Monats nach dem Zugang der Mieter-
höhungserklärung (§ 559b Abs. 2 BGB).
Entsprach die Modernisierungsankündi-
gung nicht den oben beschriebenen Kri-
terien, wirkt die Mieterhöhung erst sechs 
Monate später.

Das Sonderkündigungsrecht
Dem Mieter steht nach § 555e BGB das 
Recht zu, nach Erhalt der Modernisie-
rungsankündigung das Mietverhältnis 
außerordentlich, mit Ablauf des über-
nächsten Monats, also mit einer Zweimo-
natsfrist zu kündigen. Die Kündigung 
muss bis zum Ende des Monats erfolgen, 
der auf die Modernisierungsankündigung 
folgt.

11 Prozent der für eine Modernisierung 

aufgewendeten Kosten können auf die 

Jahresmiete umgelegt werden.

Kosten für ohnehin nötige Instandsetzung 

und verwendete Fördermittel sind von 

den Gesamtkosten abzuziehen.

NEMETSCHEK Crem Solutions GmbH & Co. KG // Kokkolastraße 2 // 40882 Ratingen 
Tel.: +49 2102 5546 0 // Fax: +49 2102 5546 404 // info@crem.nemetschek.com

WEG-Abrechnung 
nach VNWI-Muster

JETZT 
NEU:

iX-Haus
Die Softwarelösung für die Immobilienverwaltung
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Kosten für Maßnahmen zu Erhaltung 

und Herstellung sind gleichgestellt.

Der § 35a EStG
Er beschäftigt die Verwalter nun seit 2006, denn es geht um die steuerliche 

Absetzbarkeit haushaltsnaher Dienstleistungen und Handwerkerleistungen.

Von Steffen Haase

Die Neuerungen ergeben sich 
jeweils aus dem aktuellen Anwendungs-
schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen (BMF). Insbesondere bei Neu-
baumaßnahmen und Schornsteinfe-
gerleistungen gibt es seit Januar 2014 
beachtenswerte Änderungen.

Mit Schreiben vom 10.1.2014 hat das 
BMF seine bisherigen Anwendungsregeln 
zur Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse, haushaltsnahe 
Dienstleistungen und Handwerkerleistun-
gen (§ 35a EStG) überarbeitet. Auch wenn 
das BMF in weiten Teilen an seinen Aus-
sagen aus dem Vorgängerschreiben vom 
15.2.2010 (BStBl 2010 I, S. 140) festhält, 
gibt es doch einige Neuerungen, die im Fol-
genden (auszugsweise) dargestellt werden.

Handwerkerleistungen auch  
bei Nutzflächenerweiterung 
begünstigt (Rz. 20)
Zwar geht das BMF nach wie vor davon aus, 
dass handwerkliche Tätigkeiten im Rahmen 
einer Neubaumaßnahme nicht als Hand-
werkerleistungen i. S. d. § 35a Abs. 3 EStG 
abgezogen werden können. Die Definition 
der Neubaumaßnahme hat sich jedoch im 
Vergleich zum Vorgängerschreiben geän-
dert: Bisher hatte das BMF darunter alle 
Maßnahmen gefasst, die in Zusammenhang 
mit einer Nutz- oder Wohnflächenschaf-
fung bzw. -erweiterung stehen (frühere 
Rz. 20). Im neuen Schreiben definiert das 
BMF eine Neubaumaßnahme nun als alle 

„Maßnahmen, die in Zusammenhang mit 
der Errichtung eines Haushalts bis zu dessen 
Fertigstellung“ anfallen (neue Rz. 21). Ob es 
sich bei den Kosten ertragsteuerrechtlich 
um Erhaltungs- oder Herstellungsaufwand 
handelt, ist unerheblich. Das BMF weist aus-
drücklich darauf hin, dass nun auch Maßnah-
men im Zusammenhang mit einer neuen 
Wohn- bzw. Nutzflächenschaffung in einem 
vorhandenen Haushalt steuerlich begünstigt 
sind (Rz. 20). Handwerkerleistungen dürfen 
auch dann nicht (mehr) aberkannt werden, 
wenn die Baumaßnahme den Gebrauchs-
wert der Immobilie nachhaltig erhöht.

PRAXISTIPP: Diese Ausführungen sind für 
die Praxis sehr bedeutsam, denn sie begüns-
tigen nun z. B. auch Handwerkerleistungen 
in Zusammenhang mit einem Dachausbau 
oder der Errichtung eines Wintergartens!

Gutachtertätigkeiten und  Schorn-
steinfegerleistungen (Rz. 22, 58)
Nach wie vor können Aufwendungen für 
Gutachtertätigkeiten nicht im Wege des 
§ 35a EStG abgezogen werden. Das BMF 
fasst hierunter nun ausdrücklich Mess- und 
Überprüfungsarbeiten, Legionellenprü-
fungen, Kontrollen von Aufzügen oder 
Blitzschutzanlagen, Feuerstättenschauen 
und andere technische Prüfdienste – auch 
wenn sie durch Kaminkehrer oder Schorn-
steinfeger erbracht werden. 

Daran anknüpfend formuliert das BMF 
folgende Übergangsregelung für Schorn-

Fo
to

: ©
 k

ur
ha

n 
/ 

Sh
ut

te
rs

to
ck

.c
om

WEG-Verwaltung
Vertrag über die Verwaltung von Wohnungseigentumsanlagen
(in einer Lang- und einer Kurzfassung)
€ 89 (zzgl. MwSt.)

ZMR Sonderheft 2011
Musterabrechnung für Wohnungs-
eigentümergemeinschaften
€ 15 (zzgl. MwSt.)
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Kompendium Energetische Sanierung
2., überarbeitete Auflage, 
Februar 2014
kostenfrei



Seit 2014 sind Handwerkerleistungen 

begünstigt, Gutachterleistungen  

allerdings nicht.

steinfegerleistungen: Bis einschließlich 
2013 können die Leistungen eines Schorn-
steinfegers noch in voller Höhe als Hand-
werkerleistung abgezogen werden. Ab 
2014 ist eine Aufteilung in begünstigte 
Handwerkerleistungen (Kehr-, Repara-
tur- und Wartungsarbeiten) und nicht be-
günstigte Gutachtertätigkeiten (Mess- und 
Überprüfungsarbeiten, sowie Feuerstät-
tenschauen) erforderlich.

Öffentlich geförderte  
Maßnahmen (Rz. 24, 25)
Nach § 35a Abs.  3 Satz  2 EStG können 
Kosten für Handwerkerleistungen nicht ab-
gezogen werden, sofern sie auf öffentlich ge-

förderte Maßnahmen entfallen (= Förderung 
durch zinsverbilligte Darlehen oder steuer-
freie Zuschüsse); dieser Ausschluss gilt seit 
dem Veranlagungszeitraum 2011. Das BMF 
greift dieses Abzugsverbot nun erstmalig auf 
und erklärt, dass auch bei einer nur teilwei-
se geförderten Baumaßnahme (z. B. wegen 
Übersteigens des Förderhöchstbetrags) ein 
Abzug der Handwerkerkosten komplett 
ausgeschlossen ist. Die Kosten können so-
mit nicht anteilig für den ungeförderten Teil 
der einzelnen Baumaßnahme abgezogen 
werden. Anders ist der Fall gelagert, wenn 
mehrere Einzelmaßnahmen durchgeführt 
werden (z. B. geförderte Heizungserneue-
rung und ungeförderte Fassadendämmung). 

In diesem Fall ist ein Kostenabzug für den un-
geförderten Teil erlaubt.

Überarbeitete Aufzählung (Anlage 1)
Das BMF hat seine beispielhafte Aufzäh-
lung begünstigter und nichtbegünstigter 
Kosten in Anlage  1 des Schreibens um 
einige Punkte ergänzt. Demnach sind 
als Handwerkerleistungen grundsätzlich 
folgende Arbeiten begünstigt (auf dem 
privaten Grundstück):

■■ Errichtung von Außenanlagen,
■■ Wegen,
■■ Zäunen und Stützmauern,
■■ Dachgeschossausbau,
■■ Kamineinbau,
■■ Kellerausbau und
■■ Terrassenüberdachungen.

Nicht begünstigt sind ausdrücklich
■■ Dichtigkeitsprüfungen von 
Abwasseranlagen,

■■ Haushaltsauflösungen und
■■ Leistungen zur Tierbetreuung.
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Keine Kürzung des 
Handwerkerbonus‘

Aktuelles zu § 35a EStG: eine politische Stellungnahme zur geplanten Begrenzung der 

Absetzbarkeit von Handwerkerrechnungen zugunsten energetischer Sanierung.

POLITISCHE STELLUNGNAHME

Seit 2006 können Arbeitskosten von Handwer-
kerrechnungen, die im Haushalt des Steuerpfl ichtigen 
erbracht werden, mit bis zu 1.200 Euro pro Jahr von der 
Steuerschuld abgezogen werden. Zu diesen handwerkli-
chen Tätigkeiten zählen u. a. die Arbeiten an Innen- und 
Außenwänden, Arbeiten am Dach oder der Fassade, 
Reparatur oder Austausch von Fenstern und Türen, 
Streichen und Lackieren der selbigen, auch von Wand-
schränken und Heizkörpern, Reparatur oder Austausch 
von Bodenbelägen, Reparatur, Wartung oder Austausch 
von Heizungsanlagen und Sanitärinstallation, Moderni-
sierung oder Austausch der Einbauküche, Gartengestal-
tung und Pfl asterarbeiten und vieles mehr.

Bekämpfung der Schwarzarbeit
Die SPD stellte diese steuerliche Absetzbarkeit infra-
ge und brachte eine 300-Euro-Bagatellgrenze in die 
Diskussion. Handwerkerrechnungen sollen demnach 

überhaupt nicht mehr steuerlich berücksichtigt wer-
den. Stattdessen sollte die energetische Gebäudesa-
nierung steuerlich gefördert werden. Diesen Vorschlag 
halte und hielt ich für falsch. Denn gerade für kleine-
re und mittlere Einkommen käme die Kürzung oder 
Abschaffung des Handwerkerbonus einer Steuererhö-
hung gleich. Dadurch würde z. B. die Renovierung ei-
nes Hauses oder einer Wohnung massiv teurer. Zudem 
ist der Handwerkerbonus‘ ein wichtiges Instrument zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit. Er ist eine Konjunktur-
stütze, weil er kleine und mittlere Handwerksbetriebe 
fördert.

Steuerpolitisch kontraproduktiv
Die Abschaffung des Handwerkerbonus‘ wäre auch 
steuerpolitisch kontraproduktiv. Denn jeder Euro, auf 
den der Staat verzichtet, löst acht bis zehn Euro an In-
vestitionen aus, was wiederum Steuer- und Sozialabga-
ben bringt. Ebenso führt jede Steuererhöhung zu einem 
volkswirtschaftlichen Wohlfahrtsverlust. Der Koalitions-
ausschuss hat jetzt auf Druck der CSU richtigerweise 
entschieden, dass es keine steuerlichen Anreize auf Kos-
ten des Handwerkerbonus‘ geben wird.

Die Steuer- und Abgabenlast ist ohnehin sowohl für 
kleine und mittlere Unternehmen als auch für abhän-
gig Beschäftigte zu hoch. Deshalb muss das Problem 
der leistungsfeindlichen kalten Progression schnell 
gelöst werden und mit der Abschmelzung des Solida-
ritätszuschlages endlich begonnen werden. Wer es mit 
dem Klimaschutz ernst meint, sollte selbstverständlich 
 steuerliche Anreize für die energetische Gebäude-
sanierung schaffen, aber eben nicht auf Kosten des 
Handwerkerbonus‘. Davon würden alle profi tieren: die 
Umwelt,  ausführende Unternehmen, die Gebäude-
eigentümer sowie die Steuer- und Sozialkassen.

Der Autor 
DR. OTMAR BERNHARD 

Der Rechtsanwalt und Staatsminister a. D. ist 

 Mitglied des bayrischen Landtags.
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Der Vertriebsdirektor der 

RheinLand   Versicherungs 

AG verfügt über 25  Jahre 

 Erfahrung in der 

 Versicherungs branche.

Komplexe Aufgaben, vielfältige Risiken. 

Wohl dem, der  hinreichende 

Vorsorge getroffen hat – mit 

Versicherungen für 

Immobilienverwalter.

Unverhofft
kommt oft

ART DER VERSICHERUNG

VERSICHERTE UND INTERESSEN
Wer hat Versicherungsschutz bzw. wer ist 
Versicherungsnehmer/versicherte Person?

HAFTPFLICHT-VERSICHERUNGEN
Schützt vor Schadenersatzansprüchen Dritter

SACH-VERSICHERUNGEN
Ersetzt dem Versicherungsnehmer bei Verlust oder Beschädigung 
versicherter Sachen, den Schaden, der durch eine versicherte Gefahr 
verursacht wurde.

HAUSVERWALTER
■ Betriebshaftpfl icht-Versicherung
■ Vermögensschaden-Haftpfl ichtversicherung

■ Betriebs-Inhaltsversicherung
■ Geschäfts-Gebäudeversicherung (wenn im eigenen Gebäude tätig)
■ Ertragsausfall-(Betriebsunterbrechungs-) Versicherung

EIGENTÜMER / 
EIGENTÜMERGEMEINSCHAFT

■ Haus-/Grundbesitzer-Haftpfl ichtversicherung ■ (Wohn-)Gebäudeversicherung

Versäumnisse werden erst dann be-
wusst, wenn sie sich als Schaden verwirk-
licht haben. Ohne Versicherungsschutz 
kann dies die Existenz – unter Umständen 
nicht nur die berufl iche – des Hausverwal-
ters ruinieren. Sie sind deshalb gut beraten, 
für sich ausreichenden Versicherungsschutz 
einzukaufen. Darüber hinaus gehört es zu 
den Pflichten des Hausverwalters, im In-
teresse der Eigentümer für hinreichenden 
Versicherungsschutz zu sorgen.

Hier zunächst ein Überblick über die 
wichtigsten Versicherungen

 GRUNDSÄTZLICHES ZU DEN 
VERSICHERUNGSARTEN
1. Haftpfl icht-Versicherungen
Derjenige, der einem anderen einen Schaden 
zufügt, ist ihm nach dem Gesetz zum Ersatz 
des Schadens verpfl ichtet. Diese Verpfl ich-
tung kann jeden treffen und dies zufällig. 
Hierbei ist häufi g unklar, ob das Verhalten 
des in Anspruch Genommenen den Schaden 
wirklich verursacht hat bzw. welchen Anteil es 
an der Entstehung des Schadens hatte. Mit 
anderen Worten: In welchem Maße trifft den 
in Anspruch Genommenen die Verantwor-
tung für den Schaden? Wie weit haftet er?
Haftpflichtversicherungen bieten dem 
Versicherungsnehmer bzw. den versicher-
ten Personen einen Mehrfachschutz bei 
Schadenersatzansprüchen!
Der Versicherer prüft zunächst die Haft-
pfl ichtfrage. Das heißt, er untersucht, ob 
die Ansprüche dem Gesetz nach berechtigt 
sind, also die Versicherten gesetzlich ver-
pfl ichtet sind, einen Schaden zu ersetzen 
und wie viel sie ggf. ersetzen müssen. Kurz: 
Der Versicherer prüft, ob die Versicherten 
haften und wenn ja, in welchem Umfang.

Je nach Ergebnis dieser Prüfung:
 ■ wehrt der Versicherer für die Versi-
cherten unbegründete Ansprüche 
ab (Rechtsschutzfunktion betref-
fend Schadenersatzansprüchen) 
oder

 ■ er kommt im Rahmen der verein-
barten Versicherungssumme(n) 
für die Entschädigung auf, die die 
Versicherten an den Geschädigten 
zu zahlen haben.

Sollte es zu einem Rechtsstreit über den 
Anspruch kommen, führt der Versiche-
rer auf seine Kosten den Rechtsstreit im 
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Namen der Versicherten. Der Hausverwal-
ter selbst kann sich mit zwei Haftpflicht-
versicherungen umfassend schützen:

Die Betriebshaftpflicht-Versicherung
Sie bietet im Wesentlichen Deckung für 
die Haftpflicht wegen Personenschäden 
(Tötung, Verletzung des Körpers oder 
Schädigung der Gesundheit von Men-
schen) und Sachschäden (Beschädigung, 
Verderben, Vernichtung von Sachen), die 
aus dem Betriebsstättenrisiko des Versi-
cherungsnehmers (in der Regel Bürobe-
trieb) oder in Ausübung der Tätigkeit als 
Hausverwalter entstanden sind.

Die Vermögensschadenhaftpflicht-
Versicherung
Sie bietet dem Hausverwalter Deckung für 
den Fall, dass er wegen eines in Ausübung 
seiner beruflichen Tätigkeit begangenen 
Verstoßes von einem anderen aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen für 
einen Vermögensschaden verantwortlich 
gemacht wird. Das sind Schäden, die weder 
Personenschäden noch Sachschäden sind 
und sich auch nicht aus solchen herleiten. 
Ein Vermögensschaden kann u. a. aus Feh-
lern beim Abschluss von Mietverträgen oder 
durch Fristversäumnisse bei der Geltendma-
chung von Ansprüchen für die Eigentümer/
Eigentümergemeinschaft entstehen.

Die Haus- und 
Grundbesitzerhaftpflicht-Versicherung
Diese Versicherung muss der Hausverwalter 
in der Regel für die Eigentümer abschlie-
ßen. Sie bietet den Eigentümern – wie die 
Betriebshaftpflicht-Versicherung dem Haus-
verwalter – ebenfalls Deckung für Personen- 
und Sachschäden, und zwar für solche, die 
aus der Verletzung von Pflichten resultieren, 
die den Eigentümern in ihrer Eigenschaft 
als Gebäude- oder Grundstücksbesitzer 
obliegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Be-
leuchtung, Reinigung, Streu- und Schnee-
räumdienst auf Gehwegen).

2. Sachversicherungen
Sie schützen den Versicherungsneh-
mer bei Schäden an seinen eigenen 
Sachen, die durch die im Versicherungs-
vertrag vereinbarten und dort definier-
ten Gefahren entstanden sind. Für den 

Hausverwalter am wichtigsten sind die 
Geschäftsinhaltsversicherung und die Ge-
schäftsgebäudeversicherung. Auch eine 
Ertragsausfall-(Betriebsunterbrechungs-)
Versicherung kann sich als sinnvoll erweisen.

Die Inhaltsversicherung
Mit ihr werden die technische und kauf-
männische Betriebseinrichtung, einschließ-
lich Waren, Vorräten und Mietereinbauten, 
allgemeinen Anwenderprogrammen oder 
Programmen für Betriebssysteme der 
elektronischen Datenverarbeitung sowie 
Gebrauchsgegenstände der Betriebsange-
hörigen versichert. Nicht eingeschlossen 
sind zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge, 
Kraftfahrzeuganhänger und Zugmaschinen 
sowie Automaten mit Geldeinwurf (einschl. 
Geldwechsler) und Geldausgabeautomaten 
inkl. Inhalt; es sei denn, es handelt sich um 
Waren und Vorräte. Diese Sachen lassen 
sich gegen bestimmte Gefahren versichern, 
die grundsätzlich im Versicherungsvertrag 
einzeln zu vereinbaren sind. Und darum 
geht es: Feuer, Leitungswasser, Einbruch-
diebstahl, Vandalismus nach Einbruch, 
Raub, Glasbruch, Sturm und Hagel sowie 
weitere Elementargefahren wie Über-
schwemmung und Erdrutsch, Schneedruck 
und Lawinen. Erwähnt seien noch die so 
genannte Extended Coverage sowie Elekt-
ronik- und Transportgefahren.

Die Gewerbe-Gebäudeversicherung
Sie versichert die 
im Versicherungs-
schein bezeich-
neten Gebäude 
und die hierzu 
gehörenden Ge-
bäudebestandteile 
(technische und 
sonstige) sowie 
Mietereinbauten, 
Zubehör im Ge-
bäude oder außen 
angebrachte Sa-
chen und sonstige 
Grundstücksbe-

Im Interesse der Eigentümer sorgt der 

Verwalter für hinreichenden Schutz.

standteile. Der Begriff „Gebäude“ umfasst 
demnach alle Bauwerke, einschließlich Fun-
damenten, Grundmauern, Kellermauern. 
Auch Um-, An- und Neubauten gehören 
dazu. Die versicherten Gefahren entspre-
chen denen der Inhaltsversicherung. Da es 
sich bei den versicherten Sachen jedoch um 
Gebäude bzw. deren Bestandteile handelt, 
entfallen hier die Gefahren Einbruch-Dieb-
stahl, Transport und Elektronik.
Für Privatpersonen finden vorgenann-
te Versicherungen in abgewandeltem 
Umfang ihre Entsprechung in der Haus-
ratversicherung und der Wohngebäude-
versicherung. Der Hausverwalter wird bei 
Wohnungseigentum im Interesse der Ei-
gentümergemeinschaften regelmäßig für 
die Beschaffung einer Wohngebäudever-
sicherung sorgen müssen.

Die Ertragsausfallversicherung
Auch sie ist nicht ganz unwichtig. Bei ei-
ner Betriebsunterbrechung infolge eines 
Sachschadens entschädigt der Versicherer 
den daraus entstehenden Ertragsausfall-
schaden (fortlaufende Kosten und den 
Betriebsgewinn, der wegen der Betriebs-
unterbrechung nicht erwirtschaftet wer-
den kann) im Rahmen der vereinbarten 
Versicherungssumme für den vereinbar-
ten Zeitraum (Haftzeit). Die versicherten 
Gefahren entsprechen denen der Gebäu-
deversicherung (also ohne Transport- und 
Elektronikgefahren).

Haus- und Wohnungsverwaltungsunternehmen gesucht  
für etablierte und bonitätsstarke Kaufinteressenten. 

Bei absoluter Diskretion und Vertraulichkeit sind wir spezialisiert auf:

▪ Alters- / Nachfolgeregelungen für Haus- und Wohnungsverwalter
▪ Vermittlung von Hausverwaltungs- und Wohnungsverwaltungsbeständen
▪ Finanzierung von Unternehmenskäufen und Bestandskäufen
▪ Unternehmensbewertungen und Gutachten.

Dr. Adams Consulting GmbH & Co KG
www.dr-s-adams.com

Tel.  + 49 (0) 6196  400 108

Unternehmensvermittlung & Unternehmensberatung



VERWALTUNG & FINANZEN

56 DDIVaktuell 03 | 15

WICHTIGE LINKS
 ■ Zugang zum internen Bereich erhalten Mitglieder der DDIV-Lan-
desverbände über die E-Mailadresse: www.ddiv.de/login

 ■ Vergessene Passwörter können unter dem Login mithilfe des But-
tons „Passwort vergessen“ angefordert werden.

 ■ Die Anmeldung zum Abonnement des DDIVnewsletters erfolgt 
unter: www.ddiv.de/newsletter

 ■ Fragen zur Registrierung beantwortet Ihr Landesverband und die 
DDIV-Geschäftsstelle. Letztere steht Ihnen auch für allgemeine Fra-
gen, Lob und Kritik zur Verfügung: info@ddiv.de/ 030.3009679-0

Modern und 
praxisnah
www.ddiv.de – der Online-Auftritt des Dachverbands 

wurde umfassend überarbeitet und ist nun mit neuem 

Gesicht und neuen Funktionen am Start.

Von Stephanie Benusch

Noch mehr „Fakten! Fakten! Fak-
ten!“, einfach, übersichtlich, benutzerfreund-
licher – das war das Ziel der Überarbeitung 
der DDIV-Website, von der auch die Lan-
desverbände und ihre Mitglieder profi tieren:

Optimierte Struktur
Design und Aufbau der Website wurden 
neu gestaltet. Nutzer führt die klare Struk-
tur zielgruppengenau zu den für sie rele-
vanten Themen und direkt zu gesuchten 
Informationen – allgemeinen Angaben zu 
Immobilienverwaltungen, Verband, Ver-
anstaltungen, News oder Branchendaten. 
Neue Meldungen finden sich auf der 
Startseite und im Bereich „Aktuelles“, ge-
bündelt nach Relevanz und nach Zielgrup-
pen (Verwalter-News, Pressemitteilung, 
Rechtsprechung). 
Der 14-tägige kostenfreie DDIVnewsletter, 
der mittlerweile über 12 000 Abonnenten 
erreicht, ist in die Website eingebunden. So 
ist er wie die Meldungen immer direkt ab-
rufbar - wie die gesamte Website für mobi-
le Endgeräte optimiert leserfreundlich auch 
auf Smartphone und Tablet. 

Technische Weiterentwicklung 
Die modular aufgebaute Technik stammt 
von Auctores und verknüpft im Hinter-
grund verschiedene Systeme miteinander: 
Redaktions-Server, Newsletter-System, 
Seminarbuchungstool, Nutzerverwaltung, 
Mitgliederbereich und Praxisforum. Das 
bereits bestehende Umfragesystem ist 
integriert, ein komfortabler Online-Shop, 
und die neue Website der DDIVservice 

GmbH, die Veranstaltungen im Auftrag 
des DDIV durchführt, wird über das Sys-
tem gepfl egt, das auch externe Websites, 
die auf dem gleichen System basieren, mit 
Textelementen und Neuigkeiten versor-
gen kann.

Intranet und Praxisforum – 
neuer Mehrwert
Ausgebaut wurde der interne Bereich für 
Mitglieder der Landesverbände. Die im 
Januar versandten individuellen Zugangs-
daten erlauben ihnen und registrierten 
Mitarbeitern den Zugriff auf eine Vielzahl 
praktischer Unterlagen: Handlungsemp-
fehlungen, Muster-Verwalterverträge, Gut-
achten, Publikationen und wie gehabt auf 
aktuelle Eigentümeranfragen (Verwalter-
gesuche), Partnerangebote und Hotelver-
bandsraten. Individuelle Benutzerkonten 
ermöglichen bequeme Bestellungen aus 
dem Shop oder Seminarbuchungen. 
Ab 20. April geht auch das „Praxisforum 
von Verwaltern für Verwalter“ online. Hier 
können Mitgliedsunternehmen Fragen stel-
len und beantworten, kommentieren und 

über Verwalterthemen diskutieren. Der 
ausschließlich auf Mitgliedsunternehmen 
beschränkte Zugang bietet einen geschütz-
ten Raum, der die Kommunikation unter-
einander fördern wird. Bereits registrierte 
Mitgliedsunternehmen können übrigens 
beliebig viele Mitarbeiter für das Intranet 
freischalten lassen. Die individuellen Zugän-
ge können im Intranet unter „Mitarbeiter-
registrierung“ beantragt werden.

Landesverbandsplattform verfügbar
Zur besseren Vernetzung der Landes-
verbände wurde eine zusätzliche Platt-
form geschaffen, zum Austausch interner 
Dokumente, für Terminankündigungen 
und -koordination.

Externe Nutzung von Inhalten
Landesverbände und ihre Mitglieder kön-
nen Inhalte des DDIV-Internetauftritts 
kostenfrei für ihre Websites übernehmen, 
bei entsprechender Quellenangabe – ent-
weder über interne Einbindung bei Ver-
wendung des gleichen Systems oder wie 
gewohnt per RSS-Feed. 
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Sonne satt in 
Seefeld Tirol!

VDIV Bayern

Die bayerischen Immobilienverwalter 
tanken Energie für die Versammlungssaison!
Bereits zum 13ten Mal fand in diesem Jahr 
das Winterwochenende des VDIV Bayern 
statt. Eine liebgewordene Tradition mit ei-
ner stetig wachsenden Teilnehmerfamilie. 
Diesmal fanden sich knapp 90 Teilnehmer 
im idyllischen Seefeld in Tirol ein. Skiren-
nen, Wanderungen und Wellness standen 
auf dem Programm.
Voller Vorfreude auf ein schönes gemein-
sames, erholsames Wochenende versam-
melten sich am Freitagabend Verwalter, 
Vertreter der Partnerunternehmen und 
die Verbandsführung zum Begrüßungs-
cocktail und Abendessen. Nachdem alle 
Teilnehmer sich auch am vielfältigen Nach-
speisenbuffet bedienen konnten, wurden 
die „Laiberl“ für das Skirennen gelost. Zum 
Ausklang des Abends fanden sich alle Teil-
nehmer in einer geselligen Runde an der 
Bar in der Hotel-Lobby wieder.

Auch dieses Jahr war Petrus der Veranstal-
tung wohlgesonnen. Bestes Winterwetter 
beglückte am Samstag. Spürbar unter Ad-
renalin standen die Rennteilnehmer schon 
beim Frühstück und der anschließenden 
Busfahrt zum Skilift. Währenddessen 

machten sich die Zuschauer ganz 
gemütlich mit Pferdekutschen auf 
den Weg zum spannenden Ren-
nen am Gschwandtkopf. Schon 
seit einigen Jahren gibt es bei 
den Herren zwei verschiedene 
Wertungen, da es unter den Part-
nern einige sehr professionelle 
Teilnehmer gibt. Erstmalig nahm 
in diesem Jahr der ehemalige 
DSV-Rennläufer und langjähri-
ge Sponsor Rainer Strobel am 
Rennen teil – und gewann prompt. Doch 
auch die Verwalter brauchten sich nicht 
zu verstecken. Bester wurde Daniel Pres-
ter, bei den Damen Marion Lederer und 
bei den Kindern setzte sich in diesem Jahr 
Tobias Reich durch. Nach dem erfolgreich 
absolvierten Skirennen konnten sich alle 
Teilnehmer auf der Sportalm für den restli-
chen Tag stärken und das schöne Wetter in 
vollen Zügen genießen. 

Der Nachmittag stand 
frei zur individuellen 
Gestaltung. Skifahrer 
nutzten den Ganz-
tagesskipass, um bei 
strahlendem Sonnen-
schein die Pisten un-
sicher zu machen. Für 
Nicht-Skifahrer bot sich 
die Möglichkeit, auf die 
Wildmoosalm zu wan-
dern und sich dort mit 
Kaffee und Kuchen oder 
dem vielseitigen Well-
ness-Angebot im Hotel 
verwöhnen zu lassen.

Die Pokale und Urkunden für die Ge-
winner des Skirennens wurden beim 
Abendessen von allen voller Freude 
entgegengenommen. Für die sport-
begeisterten Mitglieder bot sich im 
Anschluss die Möglichkeit, sich im 
Sport-Pup des Hotels nochmals bei 
Tennis, Kegeln oder Billard zu veraus-
gaben. 

So ging wieder ein wunderschönes 
Winterwochenende am Sonntag zu 
Ende. Auf ein Wiedersehen im kom-
menden Jahr vom 04. – 06. März in 
Oberstdorf!

Pures Vergnügen auch ohne Ski: 
Die Entourage der Rennläufer auf 
Winterwanderung.

Professionelle Kurvenlage: Rainer 
Strobel fährt den Sieg ein.

Bester Verwalter: Daniel Prester 
(Mitte) bei der Siegerehrung mit 
Laura Schroth und Carsten Philippi.
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VDIV Berlin-Brandenburg

Interaktiver Winter-Workshop 
zum Schadensmanagement 

In Fortführung des innovativen Fortbil-
dungskonzeptes des VDIV B-B wurde 
im Rahmen des „Winter-Workshops“ am 
17.02.2015 ein neues Modell der aktiven 
Diskussion zwischen Mitgliedern und Re-
ferenten etabliert. Kurze Impulsvorträge 
führten in die Thematik ein, die anschlie-
ßend in einer Podiumsdiskussion zwischen 
Referenten und Zuhörerschaft anhand 
eines realen Falles fortgeführt wurden. 
Die Veranstaltung fand in den großzügig 
geschnittenen und technisch exzellent 
ausgestatteten Konferenzräumen des 
VDIV-Premiumpartners Tele Columbus in 
Berlin-Charlottenburg statt. Mit 78 Teil-
nehmern war der Workshop sehr gut be-
sucht und bot somit einen großes Forum 
für lebhafte Diskussionen. Nach kurzen 
Eröffnungsreden von Sylvia Pruß (Vor-
standsvorsitzende, VDIV B-B) und Jens 
Opitz (Vertriebsdirektor, Tele Columbus) 
übernahm Bernd Schneider (Vorstand, 
VDIV B-B) die Einstiegsmoderation mit 
der Schilderung eines großen Brand-
schadens in einer von ihm verwalteten 

Berliner Wohnungs-
eigentumsanlage.

Er berichtete über den 
Ablauf der Sofortmaß-
nahmen, die Doku-
mentationspflichten 
sowie die spätere Kon-
taktaufnahme mit den Regulierern. „Neben 
der im Vordergrund stehenden Schadens-
behebung durch Feuerwehr und Ret-
tungskräfte muss bereits beim Eintritt des 
Schadens auch an die Folgemaßnahmen 
gedacht werden“, so RA Volker Grund-
mann (Vorstand, VDIV B-B) im folgenden 
Impulsreferat. Nur mit einer schnellen 
und korrekten Schadensdokumentation 
ist eine möglichst treffende Zuordnung 
zu Gemeinschafts- bzw. Sondereigentum 
möglich. Die Abgrenzung zwischen bei-
den Eigentumsformen sei ohnehin eine 
Herausforderung, die der systematischen 
Bewertung anhand der Rechtsprechung 
folgen muss. Beispielhaft ging er auf den 
von Herrn Schneider geschilderten Brand 
in einer Dachgeschosswohnung ein, der 

durch einen Schwelbrand ausgelöst wur-
de – vermutlich durch vorangegangene 
Schleifarbeiten am Fußboden der Woh-
nung. Der folgende Brand und die Folge-
schäden aus den Löscharbeiten mit Wasser 
und Schaum führten zu einem Schaden von 
über einer halben Millionen Euro.

Wesentlich für die Regulierung sei auch 
die Notwendigkeit einer Vollmacht des 
Verwalters für die Tätigkeit im Sonderei-
gentum bei Eintreten eines Schadens. Nur 
so kann er diesen für beide Eigentumsfor-
men adäquat regulieren. Sabine Leipziger 
(VDIV INCON) erläuterte den geschilder-
ten Brandschaden aus Sicht der Versiche-
rer. Wesentliche Themen waren hierbei 
die Inhalte der Versicherungspolicen sowie 
die gutachterlichen Dokumentationen.

Mirko Jahn (Vorstand im VDIV B-B) mode-
rierte den zweiten Teil der Veranstaltung. 
In Form einer fiktiven Eigentümerver-
sammlung konfrontierten die Teilnehmer 
des Workshops die Referenten mit den 
Fragen, die sich typischerweise für die Be-
troffenen und die im Schadensfall Beteilig-
ten ergeben. Es entspann sich eine äußerst 
produktive und auf fachlich hohem Niveau 
geführte Diskussion zu vielfältigen Pro-
blemstellungen bei der Abwicklung von 
Schäden in der Eigentumsanlage. Schwer-
punkte der Diskussion waren unter ande-
rem die Pfl ichtaufgaben des Verwalters, die 
Beteiligung der Eigentümer und die Zu-
ständigkeit der Versicherer. Nach neunzig 
Minuten intensiver Diskussion endete ein 
äußerst erfolgreicher Workshop mit positi-
ver Resonanz der Beteiligten.

Konstruktiver Workshop: Mirko Jahn moderiert die Expertenrunde: Rechts-
anwalt Volker Grundmannn, Bernd Schneider und Sabine Leipziger (v. l. n. r.)

Realer Fall: verheerender Dachgeschossbrand 
mit Folgeschäden der Löscharbeiten als 
anschauliches Beispiel für die Teilnehmer.
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Gelungenes Verwalterforum in Frankenthal

VDIV Rheinland-Pfalz/Saarland

Am 25.02.2015 präsentierte der Ver-
band der Immobilienverwalter Rhein-
land-Pfalz/Saarland e.V. sein erstes 
Verwalterforum dieses Jahres. Veranstal-
tungsort dieser beliebten Informationsrei-
he war das CongressForum im pfälzischen 
Frankenthal. Auf dem Programm standen 
zwischen 9:00 und 17:30 Uhr das „Aktu-
elle Mietrecht aus Sicht der Verwalterpra-
xis“ und die vielen kleinen Fragezeichen 
rund um Betriebskosten, Mietkaution 
oder Widerrufsrecht für Mieter. Ein wei-
teres vieldiskutiertes Tagesthema war 
die Mietpreisbremse und die daraus re-
sultierenden Rechte von und für Mieter. 
Die zahlreichen Fachvorträge sollten die 
Teilnehmer unterstützen, künftig Fehler 
zu vermeiden, Streitigkeiten zu minimie-
ren und im Verwalteralltag immer auf der 
sicheren Seite zu stehen. Beispielsweise 
sorgte der Kölner Rechtsanwalt Dr. Klaus 
Lützenkirchen für Aufklärung im Bereich 
„Renovierungspfl icht des Mieters bei nicht 
renovierter Wohnung“ und beim „Wider-
rufsrecht für Mieter im Wohnraum- und 
Gewerbemietverhältnis“. Darüber hinaus 
erhielten die Besucher in der begleitenden 
Fachausstellung interessante Einblicke in 
das Angebot verschiedener Dienstleis-
ter aus dem Bereich der Wohnungswirt-
schaft. Das positive Resultat: Der VDIV 
Rheinland-Pfalz/Saarland verschaffte Im-
mobilienverwaltern aus der 
Region mit dem ganztägi-
gen Verwalterforum Durch-
blick im Mietrecht. Mehr 
als 100 Teilnehmer nutzten 
diese Gelegenheit, sich über 
Themen des Verwalterall-
tags zu informieren oder 
um sich mit Kollegen und 
Fachexperten auszutau-
schen. Oliver Philipp Kehry, 
Vorstandsvorsitzender des 
VDIV Rheinland-Pfalz/
Saarland e. V. zog für den 
Erfolg der Frankenthaler 
Veranstaltung folgendes 

Fazit: „Durch die Umsetzung der Ver-
braucherrichtlinien der EU ergeben sich 
für Vermieter etwa bei Abschluss oder 
Änderung von Mietverträgen und bei der 
Immobilienrückgabe erhebliche Risiken. 
Die Teilnehmer unseres Verwalterforums 
haben in kompakter Zeit von Experten 
erfahren, wie sie diese Punkte umgehen 
oder zumindest minimieren können. Dazu 
ergab der aktuelle Gesetzesentwurf der 
Großen Koalition zur Mietpreisbremse 
einen zusätzlichen Tagesordnungspunkt, 
den wir sofort thematisieren und diskutie-
ren konnten.“ 

Die möglichen Folgen der Mietpreisbrem-
se beurteilt der VDIV übrigens schon heute 
kritisch. Der Verband befürchtet u. a. vor-
gezogene Mieterhöhungen. Dies hätte zur 
Folge, dass die Mietpreise auch in Städten 
wie Speyer bald die 10-Euro-Grenze pro 
Quadratmeter durchbrechen könnten. 

Bei den regelmäßigen Veranstaltungen des 
VDIV in verschie-
denen Städten in 
Rhe in land-Pfa l z 
und im Saarland ha-
ben Mitglieder und 
Nichtmitglieder die 
Gelegenheit, sich in 
kurzer Zeit nützliche 
Tipps und Tricks zu 

Zufriedene Gesichter nach einer 
gelungenen Veranstaltung: Der 
Vorstand des VDIV Rheinland-Pfalz/
Saarland e.V.: v.l. Markus Herrmann, 
Geschäftsführender Vorstand; Wolf-
gang Ries, Vorstand Rheinland-Pfalz; 
Oliver Philipp Kehry, Vorstandsvor-
sitzender, Jutta Holberg, Axel Ewen, 
Vorstand Saarland.

Rechtsanwalt Dr. Klaus Lützenkir-
chen klärt auf: Wann müssen Mieter 
renovieren, wie steht es um das 
Widerrufsrecht?

1

2

aktuellen, verwalterrelevanten Themen zu 
holen. Wer das Verwalterforum in Fran-
kenthal verpasst hat, kann sich auf der 
Internetseite des Verbands der Immobili-
enverwalter Rheinland-Pfalz/Saarland e.V. 
über weitere Veranstaltungen informieren. 
Auch Einladungen und Anmeldeformulare 
zum Download fi nden sich dort: www.vdiv-
rps.de/veranstaltungen, oder telefonisch 
unter 0391/61194328.
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VDIV Hessen

Fachseminar Rechnungswesen 
in der WEG-Verwaltung

Gemeinsam mit dem DDIV veranstaltete der Landesverband 
Hessen am 12.02.2015 ein Fachseminar unter Leitung von Astrid 
Schultheis im Lindner Hotel & Sports Academy, Frankfurt am Main. 
Die öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige für WEG-
Verwaltung zeigte sich erneut als versierte Referentin und Ken-
nerin der Materie in Theorie und Praxis. Ihr Vortrag führte in die 
grundsätzlichen Details einer Abrechnung in der WEG-Verwaltung 
ein und ging des Weiteren auf die damit verbundenen Notwen-
digkeiten bei der Verbrauchskostenrechnung, die Darstellung der 
Instandhaltungsrückstellung sowie des Verwaltungsvermögens ein.

Durch die gute Teilnehmerzahl und das hohe Inte-
resse der Seminarbesucher blieb es nicht bei einer 
herkömmlichen Frontal-Schulung, sondern es er-
gaben sich vielfältige Frage-Antwort-Diskussionen. 
Praktische Anwendungsbeispiele der gesetzlichen 
Vorgaben und Regelungen konnten gut mit den 
individuellen Anliegen und Fragen der Teilnehmer 
verbunden und stets in Bezug zum eigenen Unter-
nehmen gebracht werden. Sowohl die Referentin als 
auch die Teilnehmer nutzten die Pausen für den an-
geregten Austausch über teils neue, teils aufgefrischte 
Kenntnisse und deren Umsetzung in der eigenen Ab-
rechnungssoftware.

Der Nachmittag bot u. a. Raum für eins der immer wie-
der besonders spannenden Themen: „Besonderheiten 

Frühlings-Profi treffen des VdIV Hessen

Am 19.02.2015 fand in der Stadthalle 
in Oberursel das Frühlings-Profi treffen des 
VdIV Hessen statt. Von den unterstützen-
den Firmen Bosch Thermotechnik GmbH 
Buderus, !nnotec Abfallmanagement 
GmbH und den Stadtwerken Oberursel 
(Taunus) GmbH wurden die Referenten 
Markus Haan (Key Account Manager 
Wohnungswirtschaft der Bosch Thermo-
technik GmbH Buderus), Florian Kinzen-
bach (Produktmanager Service der Bosch 
Thermotechnik GmbH), Swen Reinisch 
(Regionalleiter Süd der !nnotec Abfall-

management GmbH) und Stefan Kunkel 
(Leiter Energiewirtschaft der Stadtwer-
ke Oberursel (Taunus) GmbH) gestellt. 
Als weitere wichtige Referenten konnten 
Thomas Giel (Professor für technische 
Gebäudeausrüstung an der Fachhoch-
schule Mainz) und Prof. Dr. Stephan Ruhl 
(Vorstand der ratioservice AG) gewonnen 
werden.

Rainer Marcus, stellvertretender Vor-
standsvorsitzender des VdIV Hessen, 
eröffnete die Veranstaltung mit einer 
umfassenden Information zur digitalen 

Nutzung in der Wohnungswirtschaft so-
wie einigen wichtigen Informationen zum 
vorliegenden Branchenbarometer des 
Dachverbandes. Er rief die zahlreich anwe-
senden Verwalterkollegen dazu auf, auch 
an der anonymen Datenerhebung für das 
Branchenbarometer 2015 teilzunehmen.

Prof. Giel informierte umfassend, so-
zusagen „im Fluge“, über die geltenden 
Gesetzesänderungen zur energetischen 
Sanierung. Zahlen belegten eindrucks-
voll, dass nicht jede heute geplante Sanie-
rungsmaßnahme auch wirklich sinnvoll ist. 

bei Behandlung von Verwaltungskosten sowie die nach Abrech-
nungsfertigstellung erforderliche Prüfung durch den Verwaltungs-
beirat.“

Im Ergebnis bot der Verband der Immobilienverwalter in Hes-
sen e.V. in Kooperation mit dem DDIV und der Referentin eine 
lehrreiche Fachveranstaltung sowohl für langjährige Verwalter 
und deren Mitarbeiter als auch für diejenigen, die noch in den 
Startlöchern stehen. Die Fortsetzung der Seminarreihe verfolgt 
auch weiterhin das Ziel der Unterstützung und Förderung der 
Mitglieder, um den stetig steigenden Anforderungen und Qua-
litätsmerkmalen an den professionellen Immobilienverwalter ge-
recht zu werden.

Schon im Vorfeld zeigte sich enormes Interesse am Thema des 
Fachseminars durch die zahlreichen Anmeldungen. Grund genug, 
die so erfolgreiche Veranstaltung zu wiederholen: Anfang März 
und am 05.11.2015.

Kennerin der Materie und versierte Referentin: Astrid Schultheis, öffentlich 
bestellte und vereidigte Sachverständige für WEG-Verwaltung.
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Anschließend widmete sich Prof. Dr. Ruhl 
in einem interessanten Vortrag dem The-
ma „Der Buderus Energie-Verbrauchs-
Check – ohne Heizungs-EKG keine 
Einsparung?!“. Er legte dar, dass nur eine 
genaue, auf einem umfassenden Gebäu-
detechnik-Check basierende Planung zu 
einer sinnvollen Sanierung führt, bei der 
neue Komponenten Verwendung fi nden, 
die zum Gebäude passen, anstatt durch 
nutzlose Maßnahmen Investitionen zu 
verschwenden.

Nach der Kaffeepause informierten Ver-
treter der unterstützenden Unternehmen 
über ihre Angebote und die Vorteile für 
die Wohnungswirtschaft. Abfallmanage-
ment, Energieversorgung und Heizungs-
technik standen dabei im Fokus. Zukünftig 
wird Bosch Thermotechnik GmbH Buderus 
auch zwei- bis dreistündige Nachmittagsse-
minare zu unterschiedlichen Themen an-
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bieten. Der VdIV Hessen wird 
Mitglieder und registrierte 
Interessenten rechtzeitig über 
diese Veranstaltungen infor-
mieren und dazu einladen.

Das Profi treffen klang bei ei-
nem leckeren kalt/warmen 
Buffet mit hessischen Speziali-
täten und einer ebenso guten 
wie angenehmen musikali-
schen Begleitung, spendiert 
vom Firmenkonsortium, aus.

Handschlag auf ein gelungenes 
 Treffen: Markus Haan, Bosch 

 Thermo technik GmbH Buderus 
Deutschland, Kooperations partner 

des VdIV Hessen, und Rainer 
 Marcus, stellvertretender Vorstands-

vorsitzender des VdIV Hessen.

EKB – Ihr Partner für effi zienten Energieeinkauf

Steigende Energiepreise trieben in den 
letzten Jahren die Betriebskosten für Mie-
ter deutlich in die Höhe. Da die umlage-
fähigen Kosten für Allgemeinstrom und 
Gaszentralheizung im Verantwortungsbe-
reich der Hausverwaltung liegen, gelten sie 
auch als Qualitätskriterium für ihre Tätig-
keit. Insofern zahlt es sich aus, den Ener-
gieeinkauf gezielt zu optimieren. 

Als Marktführer auf dem Gebiet der Ener-
giebeschaffung bietet die EKB für Ver-
waltungsunternehmen von Wohn- und 
Gewerbeimmobilien einen umfassenden 
professionellen Service: Ein Team von 
Experten analysiert mit Erfahrung und 
Marktkenntnis bestehende Verträge mit 
Energieversorgern, vergleicht marktüb-
liche Angebote und trägt so zur Opti-
mierung des Energieeinkaufs bei. Die 
lieferantenunabhängige Betreuung um-
fasst alle Schritte von der Ausschreibung 
über die Vertragsverhandlung bzw. -ge-

staltung, eventuelle Anbieterwechsel und 
ggf. Bündelung und Harmonisierung der 
Laufzeiten von Verträgen bis zum langfris-
tigen Vertragsmanagement. So entstehen 
individuelle Einkaufsstrategien für Strom 
und Gas, die das bestmögliche Verhältnis 
von Kosten und Service bieten.

Die Vorteile für Immobilien-
verwalter liegen auf der Hand: 
Sie profi tieren vom geringeren 
Personalaufwand im eigenen 
Unternehmen und stellen so-
wohl Kunden als auch Mieter 
durch attraktive Energiepreise 
und garantierte Versorgungssi-
cherheit zufrieden. Als direkter 
Vertragspartner des jeweiligen 
Energielieferanten behalten Sie 
stets alles im Griff und kön-
nen jederzeit auf kompetente 
Beratung und Betreuung zäh-
len – ohne dass dafür Kosten 
entstehen. Sprechen Sie mit uns 

über Ihre individuelle Beschaffungsstrate-
gie für Ihre Liegenschaften.
www.ekb-online.de
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Energie-Partner auf Augenhöhe

Das Kabelnetz: 
Garant für eine zukunftsfähige Multimediaversorgung 
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MVV Energie: Produkte und Dienstleistungen für die Wohnungswirtschaft

D 
as Thema Energie gewinnt in der Immo-

bilienwirtschaft immer mehr Gewicht. Der 
steigende Anteil der Energiekosten an den 
Wohnkosten fordert neue Lösungen und 
Ideen – von neuen Beschaffungsstrategien 
über IT-Schnittstellen für Abrechnungen und 
Reportings bis zum Wärme-Contracting.
Für Entwicklung und Umsetzung dieser 
Ideen braucht die Immobilienwirtschaft 
kompetente Energie-Partner, die Erfah-
rung mit den Anforderungen der Branche 
haben. Eine Partnerschaft auf Augenhöhe 
gibt beiden Seiten die Sicherheit, die für 
eine stabile Kooperation nötig ist.

Das Mannheimer Energieunternehmen 
MVV Energie ist seit vielen Jahren Part-

ner der Wohnungswirtschaft und hat sich 
einen Namen mit Produkten gemacht, die 
an den Ansprüchen der Branche ausgerich-
tet sind. So hat das Unternehmen die Vor-
teile einer strukturierten Beschaffung von 
Energie, nämlich ein gutes Preisniveau bei 
geringem Risiko und hoher Markttranspa-
renz, der Immobilienwirtschaft zugänglich 
gemacht. Eine elektronische Rechnungs-
erstellung (eBilling) bietet zusammen mit 
dem vielseitigen Standort-Reporting einen 
kompletten Überblick über Beschaffung, 
Verbräuche und Abrechnungen für alle Ab-
nahmestellen – online und auf einen Blick. 
Und mit der Tochtergesellschaft MVV Ena-
mic bietet MVV Energie maßgeschneider-
te Contracting-Lösungen speziell für die 
Wohnungswirtschaft an.

Solche Lösungen entstehen, weil MVV 
Energie mit persönlichen Ansprechpart-
nern im Dialog mit den Kunden steht und 
gezielt deren Anforderungen umsetzt.

Für Fragen rund um die Lösungen von 
MVV Energie für die Immobilienwirtschaft 
steht Liliana Cataldo unter der Telefon-
nummer 0621/290-1564 zur Verfügung. 

Mehr Informationen erhalten Sie auch  
unter: www.mvv-energie.de/
immobilienwirtschaft

D 
er Stellenwert einer zuverlässigen 

und schnellen Medienversorgung hat 
in den letzten Jahren sehr stark zuge-
nommen. Moderne Multimediadienste 
werden mehr und mehr nachgefragt. 
Daher bietet eine Kooperation mit Kabel 
Deutschland für die Immobilienwirtschaft 
angesichts des sich verändernden Medi-
ennutzungsverhaltens vieler Bewohner 
enorme Wettbewerbsvorteile. Denn ne-
ben einer hohen Bandbreite zur Nutzung 
mehrerer Endgeräte und einer vielfälti-
gen Produktauswahl ist für potenzielle 
Bewohner ausschlaggebend, dass sie auch 
in Zukunft am Puls der Zeit sind – von 
der Grundversorgung bis zum Premium-
paket, und das alles aus einer Hand. 

Select Video, das Video-on-Demand-
Angebot von Kabel Deutschland, ist das 
beste Beispiel dafür, dass die Immobi-
lienwirtschaft nicht nur heute von ei-
ner Multimediaversorgung durch Kabel 
Deutschland profitiert, sondern damit 
dauerhaft gut gerüstet ist. Denn zeitun-
abhängiges Fernsehen ist der aktuelle 
Top-Trend im TV-Bereich. Dabei kommt 
Select Video nicht per Internet-Stream, 
sondern direkt über das Kabelnetz zum 
Mieter nach Hause  – also ohne Zwi-
schenspeicherung und ohne Herunter-
laden von Dateien. Bis zum Frühjahr 
dieses Jahres plant Kabel Deutschland, 
90 Prozent der Kabelkunden mit Select 
Video auszustatten. Die Immobilienwirt-
schaft kann sich also auch weiterhin auf 

die Zukunftsfähigkeit des Glasfaser-Ko-
axialnetzes und die Innovationskraft von 
Kabel Deutschland im Bereich Fernsehen, 
Internet und Telefon verlassen.
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WIR LIEBEN 
FEEDBACK 
Wir freuen uns über Ihre Fragen, Kritik 

und Anregungen. Schreiben Sie uns an: 

redaktion@ddivaktuell.de
Steffen Haase
Chefredakteur

Verwalter sind vielseitig. 
Daher möchte ich heute 
den Kollegen Torsten Klus-
ke loben. Er hat sich dem 
Kochen verschrieben und 

mit „besserbissen“ einen interessanten Internetblogg 
geschaffen. Kochen entspannt. Lassen Sie sich anregen: 
www.torstenkluske.de

Berlin und seinen Gebäuden gilt der Tadel. Egal ob 
neuer Flughafen oder Wasserhahnklau im neuen 
BND-Gebäude mit einem Wasserschaden. Was ist da 
los? Professionelles Gebäudemanagement hat noch 
sehr viel Entwicklungspotenzial.

Lob &
Tadel

DDIVaktuell 4/15
erscheint am 2. Juni mit dem Titel 

 Finanzierung und den folgenden Themen:

 ■ WEG-Kredite

 ■ KfW-Förderprogramme

 ■ Altersgerechtes Wohnen

 ■ Dachsanierung

 ■  Betriebssicherheitsverordnung 

für Aufzüge

 ■ Rauchmelder

 ■  Mietkautionsversicherung 

& -verwaltung

 ■  DDIV Branchenbarometer

Buchbesprechung
 ■ Kühn hat zu tun von Jan Weiler
 Endlich! Nach seinen Bestsellern 
„Maria, ihm schmeckt‘s nicht“ und 
„Das Pubertier“ legt Erfolgsautor Jan 
Weiler seinen neuen Roman vor:

Martin Kühn ist 44, verheiratet und hat 
zwei Kinder. Er wohnt auf der Weberhö-
he, einer Neubausiedlung nahe München. 
Früher stand dort mal eine Munitionsfab-
rik. Aber was es damit auf sich hatte, weiß 
Kühn nicht so genau. Es gibt ohnehin viel, 
was er nicht weiß: Zum Beispiel, warum 
von seinem Gehalt als Polizist nach allen 
Abzügen ein verschwindend geringer Betrag 
zum Leben bleibt. Wieso sich alle Frauen 
Pferde wünschen. Ob er sich ohne Scham 
ein Rendezvous mit seiner rothaarigen 
Nachbarin vorstellen darf. Warum er jeden 
Mörder zum Sprechen bewegen kann, aber 
sein eigener Sohn nicht mal zwei Sätze mit 
ihm wechselt. Welches Geheimnis er vor 
sich selber verbirgt. Und vor allem, warum 
sein Kopf immer so voll ist. Da wird ein alter 
Mann erstochen aufgefunden. Das Opfer 
liegt gleich hinter Kühns Garten in der Bö-
schung. Und Kühn hat plötzlich sehr viel zu 
tun. Wer gerade seinen Italienurlaub plant, 
der sollte gleich „Maria ihm schmeckt´s 
nicht“ mit bestellen. Das richtige Buch zum 
Abschalten.

Jan Weiler: Kühn hat zu tun • Kindler 2015 
• 320 Seiten Hardcover • ISBN 978-3-463-
40643-5 • 19,95 Euro
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DDIV Premium-Partner

Der DDIV wird unterstützt von 
zahlreichen Partnern der Wirtschaft

DDIV Kooperations-Partner

DDIV Bildungspartner DDIV Vorsorgepartner



Telefon: 08 00/9 07 05 05 (kostenfrei)
www.techem.de/waermeservice

Die Wohnungswirtschaft steht vor einer Herausforderung: Zahlreiche Heizungsanlagen sind veraltet und ver-

brauchen zu viel Energie. Wir optimieren oder erneuern Ihre Anlagen und bieten Ihnen alles aus einer Hand – von 

Planung, Finanzierung und Errichtung bis zur effi zienten Betriebsführung. So bekommen Sie Betriebskosten und 

Versorgungssicherheit für Ihre Mieter in den Griff und ersparen sich viel Aufwand und hohe Eigeninvestitionen. 

Was auch immer wir für Sie tun – unser Anspruch lautet: Näher sein. Weiter denken.

Techem Wärmeservice – einfach effi zienter heizen.

- Zuverlässige Wärmelieferung- Hocheffiziente Heiztechnik- Weniger Aufwand

Alles aus einer Hand.


